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Einleitung. 



Zwei Prinzipien waren es. die in ihrem Auf- und Gegen- 
einanderwirken die sächsische Politik zu Anfang des 30 jährigen 
Krieges wesentlich bestimmten : Wahrung der alten führenden 
Stellung Sachsens unter den Protestanten und Festhalten an 
der nach dem Religionsfrieden mehr und mehr eingeschlagenen 
östreichfreundlichen Politik. 

Zu einer Zeit, wo in Deutschland noch ausschließlich 
die Konfession die politische Zusammengehörigkeit vorschlich, 
erscheint der enge Anschluß des protestantischen Kursachsens 
an Ostreich an sich schon absonderlich, einen offenbaren 
Widerspruch enthielt aber die Verbindung dieser Politik mit 
der protestantisch-deutschen der Vorfahren. 

Einstweilen war dieser Widerspruch noch nicht offen zu- 
tage getreten. Noch galt Sachsen allgemein als der gegebene 
Vertreter der protestantischen Interessen im Reich. Es hatte 
sich eben in den Jahren des Fliedens nicht zeigen können, 
inwieweit das Kurfürstentum nach seiner Schwenkung in die 
neue politische Bahn noch fähig war, den Verpflichtungen 
gerecht zu werden, welche ihm seine überkommene Stellung 
inmitten des deutschen Protestantismus auferlegte. 

Mit dem Moment aber, wo die konfessionelle Frage 
wieder in Fluß kam, mußte sich der innere Zwiespalt, an 
dem das politische System Sachsens krankte, vor aller Welt 
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enthüllen. Dieser Moment war mit dem Ausbruch der 
böhmischen Unruhen gekommen. Unmittelbar nach den Prager 
Vorgängen im Mai 1618 traf in Dresden ein Schreiben der 
Aufständischen ein, worin sie ihr Vorgehen vor der kur- 
sächsischen Regierung zu rechtfertigen suchten. ') 

In welcher Stimmung dies vom Kurfürsten aufgenommen 
wurde, zeigte die Gewährung der gleichzeitig vom Grafen 
Matthias Turn ausgesprochenen seltsamen Bitte um ein Streit- 
roß. 9 ) 

Eine gewisse Sympathie für die böhmischen Stände ent- 
sprach ja auch ganz den natürlichen Verhältnissen. Allge- 
meines Mitgefühl für die in ihren Religionsrechten angegriffenen 
Glaubensbrüder und schlimme Befürchtungen für die Sache 
des Protestantismus in Böhmen regten sich allerorten in 
Sachsen. *) 

Noch waren die Gerüchte von der gewaltsamen Durch- 
führung der katholischen Gegenreformation in Steiermark 
frisch im Gedächtnis ; die nahe Nachbarschaft der augenblick- 
lichen Bewegung ließ obendrein für die eigene Sicherheit 
fürchten. 

Dennoch verbot das freundschaftliche Verhältnis zu 
Ostreich eine politische Parteinahme zugunsten der be- 
drängten Glaubensbrüder. Wir machen hier sofort die Be- 
obachtung, daß das überkommene protestantische Gemein- 



*) K. A. Müller, Forschungen zur Geschichte auf dem Gebiete 
der Neuzeit Bd. III; 6 Bücher vom böhmischen Kriege 1618-21 S. 23 f. 
■) ebendort. 

8 ) Einen Beweis dafür bietet die böhmenfreundliche Haltung der 
im Januar 1620 in Dresden versammelten Ausschüsse der Stände, sowie 
vor allem die Weigerung der Landstände bei Eröffnung des Exekutions- 
krieges, sich an dem Zuge zu beteiligen. 
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gefühl im System der sächsischen Politik mehr oder weniger 
latent und unproduktiv bleibt, während die Hinneigung zu 
Ostreich als das zweifellos kräftigere Element den Ausschlag 
gibt. Gleich das Antwortschreiben des Kurfürsten an die 
böhmischen Stände kennzeichnet die hilflose Lage, in der 
sich seine Politik im Widerstreit der Tendenzen befand. 
„Man werde", so schreibt er, „die kaiserliche Resolution ab- 
warten müssen." 4 ) 

Das einzige, was man in dieser Zwitterstellung tun 
konnte, war, den Versuch zu machen, einen friedlichen Aus- 
gleich herbeizuführen. Dies wurde denn auch in Zukunft 
das Ziel, dem die sächsische Politik mit Eifer nachstrebte, 
und die dahin gehenden Vorschläge Johann Georgs fanden 
beim Kaiser auch geneigtes Entgegenkommen. 5 ) 

Die seit dem Juli 1618 zwischen den Höfen Dresden- 
Wien gepflogene Korrespondenz führte schließlich zu dem 
Ergebnis, daß eine Kompositionsversammlung, bestehend aus 
den Kurfürsten von Mainz, Pfalz und Sachsen, sowie dem 
Herzog von Baiern, die Vermittelung zwischen dem Kaiser 
und seinen aufständischen Untertanen herbeiführen sollte. w ) 

Doch der Versuch scheiterte, da sich die Böhmen weigerten, 
auf den vom Kaiser zur Bedingung gemachten Waffenstill- 
stand einzugehen. : ) 

So waren diese Bemühungen Johann Georgs um den 
Frieden in Böhmen mißglückt ; jede Erneuerung derartiger 



4 ) vgl. Müller a. a. 0. 24. 

5 ) ebendort 74. 

*) Ritter, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenreformation 
und des 30jähr. Krieges HI 35. 
7 ) ebendort. 
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Versuche machte aber ein Ereignis, das ganz unerwartet 
eintrat, unmöglich. Der Kaiser starb am 20. März 1619. 

Da Matthias ebenso wie seine Brüder kinderlos war, so 
gingen die östreichischen Hauslande auf die jüngere habs- 
burgische Linie in Steiermark über, deren Oberhaupt der 
Erzherzog Ferdinand war. Schon vor Jahren war diesem 
die Nachfolge zugesichert, und bereits war er in den einzelnen 
Ländern bestätigt worden. 

Von diesem Könige, der sich bei den Protestanten wegen 
seines Vorgehens gegen die Evangelischen seiner Erblande 
. keines guten Rufes erfreute, konnten die Böhmen Abstellung 
der bekämpften Mißbräuche nicht erwarten; 8 ) im Gegenteil 
war anzunehmen, daß Ferdinand gerade die böhmische Sache 
als eine gefundene Gelegenheit aufnehmen würde, den 
Protestantismus auch in diesem Lande zu unterdrücken. 

Die Verwerfung Ferdinands als König von Böhmen und 
die sich daran anschließende Wahl eines protestantischen 
Herrschers mußten die unausbleiblichen Folgen solcher Er- 
wägungen sein. Damit hatte aber der Aufstand seinen Höhe- 
punkt erreicht, und es gab kein Zurück mehr. Sachsens 
friedliche Bemühungen waren gescheitert ; es blieb ihm nun- 
mehr nichts übrig, als sich für die eine oder andere Partei 
zu entscheiden. 

Der Ausfall der böhmischen Königswahl hatte für Kur- 
sachsen die allergrößte Bedeutung. Es konnte ihm durchaus nicht 
gleichgültig sein, wer in dem Xachbarlande an die Stelle des 
Habsburgers treten würde. Ja, für eine entschlossene säch- 
sische Intcressenpolitik konnte es gar keine Frage sein, daß 

*) vgl. den bei Müller 80—82 wörtlich abgedruckten Brief des 
Grafen Turn an Johann Georg von Sachsen. Turn äußert sich darin 
über das Verhältnis Ferdinands zu seinen jesuitischen Beratern. 
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der Kurfürst jetzt keine andere Kandidatur in Böhmen dulden 
durfte als seine eigene. 

Es ist bekannt, daß man in Böhmen selbst sehr ernsthaft 
an die sächsische Kandidatur dachte. Eine von den beiden 
Grafen Schlick geführte Partei ließ nichts unversucht, Johann 
Georg zur Annahme der böhmischen Krone zu bewegen. Wir 
haben in den Akten nicht den geringsten Anhalt dafür, daß 
die Beantwortung dieses Antrages am Dresdener Hofe auch 
nur einen Moment Kopfzerbrechen verursacht hätte. Die 
Missionen, die Graf Andreas Schlick im Sommer 1618 nach 
Dresden übernahm, blieben völlig ergebnislos. 0 ) 

Man war in Dresden längst von der anfänglichen Sym- 
pathie für die Böhmen zurückgekommen. Das konfessionelle 
Mitgefühl trat immer mehr zurück, je mehr die Kalvinistcn 
die Leitung des Aufstandes in die Hand bekamen; denn in 
ihnen erblickte man alles andere eher als Glaubensge- 
nossen. Hatte den Kurfürsten bereits das Fehlschlagen seiner 
Bemühungen um die Herstellung des Friedens gegen die 
Böhmen verstimmt, so erbitterte ihn die kalvinistische Färbung, 
welche der Aufstand annahm, vollends. 

Noch einmal aber ward das Interesse für die Böhmen 
bei Johann Georg wachgerufen durch den Vorschlag der 
Unionsfürsten, vor der bevorstehenden Kaiserwahl die böhmische 
Angelegenheit zu ordnen. 10 ) Pfalz als führende Macht der 
Union hatte sich mit Kursachsen in Verbindung gesetzt. Der 
Plan lief auf eine große protestantische Allianz aus, die unter 
Benutzung der günstigen Gelegenheit erst in Böhmen einen 
protestantischen König einsetzen sollte und nach dieser Ver- 

*) vgl. Gindely, Geschichte des 30 jähr. Krieges II 217 f.: Die 
Mission des Grafen Schlick, und Ritter III 48. 
10 ) vgl. Ritter III 41. 
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Schiebung der Konfession im Kurkolleg einen Kaiser nach 
eignem Wunsche wählen konnte. 

Die Hinzuziehung Kursachsens verdarb aber der Union 
alles. Der Kurfürst faßte das Anerbieten nicht anders auf 
als im Sinne seiner früheren Kompositionsversuche und drang 
darauf, die Sache dem Kurkolleg zu übertragen. Auf der 
vom Kurfürsten von Mainz ausgeschriebenen Wahlversamm- 
lung in Frankfurt sollte vorerst die böhmische Angelegenheit 
beigelegt werden. Der östreichisch-katholischen Partei, die 
ihrerseits möglichst schnell die Kaiserwahl vollzogen wissen 
wollte, hatte Johann Georg damit ohne Wissen und Wollen 
den größten Dienst erwiesen. Es war nachher bei der Ver- 
sammlung für die Majorität ein leichtes, die böhmische Kom- 
position abzulehnen und darüber hinweg zur Wahl zu schreiten. 
Der Protest der sächsischen Abgeordneten half dann nichts 
mehr; sie mußten sich zum Schluß doch der Majorität fügen und 
bei ihrem Kurfürsten die Ausfertigung einer neuen Vollmacht 
nachsuchen, die sie zu sofortiger Vornahme der Wahl be- 
rechtigte. Es blieb Johann Georg auch nichts weiter übrig, 
als dem nachzukommen, 11 ) zumal er erfuhr, daß die pfälzischen 
Gesandten mit dahin gehender Vollmacht versehen waren. 

So wurde Ferdinand unter Zustimmung des Kurfürsten 
von Sachsen am 28. August 1619 zum deutscheu Kaiser ge- 
wählt, ohne den böhmischen Ständen vorher ein Zugeständnis 
gemacht zu haben. Welche Folgen das für die Zukunft haben 

n ) Hierzu vgl. Tadra, Zur Kaiserwahl 1619 (Wiener Sitzungs- 
berichte Phil.-Hist. Kl. 88 J. 1877). Tadra dürfte zuviel Wert auf die 
rein diplomatischen Wendungen, mit denen Johann Georg nachher den 
Rückzug zu decken sucht, legen; er nennt sein ganzes Verhalten „Spiegel- 
fechterei". — Wie hier die Verhältnisse lagen, mußte Kursahcsen zurück- 
weichen, ganz gleich, ob sein Verlangen ernst gemeint war oder nicht. 
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konnte, zu dieser Überlegung kam man in Dresden nicht 
mehr; denn ein anderes Ereignis nahm das ganze Interesse 
in Anspruch. Zwei Tage vor der Kaiserwahl, am 26. August, 
hatte in Böhmen die Königswahl stattgefunden. Die Stimmen- 
mehrheit hatte für den Kurfürsten Friedrich V. von der Pfalz 
entschieden. 
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Erstes Kapitel. 

Die böhmische Königswahl und der Plan eines engeren 
Zusammenschlusses der beiden sächsischen Kreise. 

Die Kunde von der pfälzischen Königswahl wurde am 
Dresdener Hofe begreiflich genug- mit großem Mißbehagen 
aufgenommen. 1 ) Der Kurfürst empfand den Sieg der pfälzi- 
schen Partei mit Recht als persönliche Niederlage. Dies Gefühl 
verstärkten noch die Aufreizungen des Oberhofpredigers Hoe 
von Honnegg, der persönlich gegen die Böhmen einen tiefen 
Groll hegte und als eifriger Lutheraner gegen die Kalvinisten 
schürte. Dazu kam die Verbindung, in welche die Herzöge 
von Weimar zu dem neuen König von Böhmen traten, eine 
Verbindung, der, wie sich leicht erkennen ließ, die geheime 
Hoffnung zugrunde lag, auf diesem Wege vielleicht wieder 
in den Besitz der sächsischen Kur zu gelangen. Zum 
mindesten peinlich war es auch, daß der Kurfürst einzelne 
Teile Sachsens vom böhmischen König zu Lehen trug, somit 
also künftig Lehensmann seines pfälzischen Rivalen werden 
mußte. 2 ) Das eigentlich entscheidende Motiv für das sächsische 

1 ) vgl. Gindely II 417. 

2 ) Über dieses Lehnsverhältnis führte Dohna in seinem „Gering- 
schätzigen Bedenken" vom Juni 1620 (Dr. A. 32 B. d. U. f. 337) folgendes 
aus : „Je länger auch also Kurpfalz in Possessione bleibt, je ein stärkeres 
Recht wird er zur Krone Böhmen prätendiren, und wenn er Jahr und 
Tag darinnen sitzen sollte, würde er ohne Zweifel die Kur- und Fürst- 
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Mißvergnügen lag aber in dem Umstand, daß ein protestan- 
tisches Königreich Böhmen in pfälzischen Händen Sachsen 
aus seiner Vormachtstellung innerhalb des deutschen Protestan- 
tismus einfach herauswarf, es politisch depossedierte. Dem 
gegenüber konnte es für Sachsen kein anderes Verhältnis 
zum neuen König von Böhmen geben, als das einer prinzipiellen 
Gegnerschaft. 

Solange der Pfalzgraf die ihm angetragene Krone nicht 
endgültig angenommen hatte, glaubte Johann Georg noch 
immer, durch rechtzeitiges Dazwischentreten vielleicht auf 
dessen Entschlüsse einwirken zu können. Wenn auch, wie 
er richtig voraussetzte, seine eigenen Warnungen, die er dem 
Pfalzgrafen nicht vorenthielt, 8 ) zu interessiert erscheinen und 
darum wirkungslos bleiben müßten, so ließ doch ein Schreiben 
des gesamten Kurkollegs vielleicht auf einen besseren Erfolg 
hoffen. Tatsächlich betrieb auch Johann Georg die Abfassung 



liehe Böhmische Vasallen zu Lehnsempfängnis zitiren, wird sich in- 
mittelst sehr strecken , und was nun dieses billig für ein Nachdenken 
verursachen soll, ist leichtlich zu erachten. Einmal ists einem Großen 
gerne bedenklich, einen geringeren Lehnsherrn als zuvor zu rekognosciren ; 
denn wie eines Herren Macht von der Macht seines Vasallen dependirt, 
also ist auch dem Vasallen selbsten hoch daran gelegen, einen mächtigen 
Herrn wie der römische Kaiser ist, zum Lehnsherrn zu haben, als sich 
einem Geringeren mit Lehnspflichten nicht ohne Verringerung seiner 
Reputation zu untergeben." 

») Kurf. v. S. a. Pfalzgr. Dresden 20. Oktober 1619 (17 Buch d. U. f. 
48. Entwurf): „Wir wollen zwar E. Ld. mit rahten und Wiederrahtungen 
wegen der auf dieselben gefallenenen Wahl nicht molest sein, weil es 
dahin aufgenommen werden möchte, als wollten wir E. Ld. die ange- 
tragene Würde und Dignitäten nicht gönnen, oder der Stände iura, 
immunitates und Privilegia in einen Zweifel ziehen.' 1 

Scbz. 2 
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solchen Abmahnungsschreibons 4 ) von seiten des Kurkollegs. 
Dasselbe traf aber, wie bei dem langsamen Geschäftsgänge 
der kurfürstlichen Kanzleien nicht zu verwundern, in Dresden 
erst zur Unterschrift ein, als in Prag bereits die Krönung 
vollzogen war, und wurde von Dresden aus wieder nach 
Mainz zurückgeschickt.*) Eine praktische Wirkung würde 
es zudem kaum gehabt haben. Es scheint auch, als ob 
Johann (Jeorg nicht gerade mit voller Sicherheit auf einen 
Erfolg dieses Schreibens gerechnet habe. Jedenfalls hatte 
er schon für den Fall, daß der Pfalzgraf auf nichts eingehen 
würde, seine Maßnahmen getroffen; er bereitete nämlich einen 
engeren Zusammenschluß der beiden sächsischen Kreise vor. 

Die Anregung dazu war nicht von ihm, sondern von 
dem Administrator Christian Wilhelm von Magdeburg aus- 
gegangen.' 5 ) Dieser war als Lutheraner den Bestrebungen 
der Union stets abgeneigt gewesen. Unter seiner Mitwirkung 
hatte Johann Georg bereits früher ein Schreiben an die 
niedersächsischen Stände ') abgefaßt, worin diesen vom Be- 
such des Uniontages in Mühlhausen abgeraten wurde. Jetzt 
aber hatten die Dinge auch speziell für den niedersächsischen 

*) Kurf. v. S. a. Kurf. v. Mainz Dresden 19. Oktober 1619 (ebenda 
f. 14): „Es müsse aber solch Schreiben baldt ervolgen, diweil, wie wir 
von ferne Nachrichtung haben, die Krönung auf den 28. Oktobris Neuen 
Kalenders angestellt und nach derselben Ervolgung es alles vergebens 
und umsonst sein würde.' 4 Dasselbe Schreiben vgl. b. M. Frh. v. Aretiu, 
Baierns auswärtige Verhältnisse, Passau 1839, S.54 der Urkundenbeilagen. 

5 ) Kurf. v. S. a. Kurf. v. M. Weidenhein 15. Nov. 1619 (ebenda 242). 

«) Administrator v/ M. a. Kurf. v. S. Colbitz 26. August 1619 
(19 B. d. ü. f. 137). 

Kurf. v. S. a. d. St. d. N.Sächs. Kr. Dresd. 6. (16.) Aug. 1619 
(ebenda f. 34). Über dessen Inhalt vgl. Müller III 332 und Ritter 
III 35. 
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Kreis eine gefährliche Wendung genommen. Es war voraus- 
zusehen, daß die böhmische Königswahl die Union mit in 
die Wirren hineinziehen werde, die in Böhmen ausgebrochen 
waren. Kam es dann zum Kriege, so stand, das konnte sich 
auch der Administrator nicht verhehlen, mit der Sache der 
Union auch der protestantische Besitzstand in Niedersachsen 
in Gefahr. Noch immer waren ja von katholischer Seite die 
Inhaber der zahlreichen säkularisierten Güter im nieder- 
sächsischen Kreise in ihrem Besitze nicht anerkannt. Nicht 
blos, daß die mit demselben verbundenen Reichsgerechtsame, 
wie Sitz und Stimme im Reichstag, den Ständen dauernd 
verschlossen blieben, es stand auch fest, daß man ihnen bei 
passender Gelegenheit den tatsächlichen Besitz der Güter 
streitig machen würde. Dieser Gefahr gegenüber war bisher 
die Union der natürliche Schutz der Stände gewesen. Ein 
mit ihr im Mai 1615 abgeschlossenes Bündnis 8 ) sicherte 
den niedersächsischen Kreis vor gewaltsamen Angriffen, und 
so war auch im jetzigen Augenblick der Anschluß an die 
Union das Gegebene. Um es dazu nun aber nicht kommen 
zu lassen, hielt es Christian Wilhelm für geraten, sich mit 
seinem alten Gesinnungsgenossen, dem Kurfürsten von Sachsen, 
hauptsächlich in seiner Eigenschaft als Kreisoberster in Ober- 
sachsen, in Verbindung zu setzen. Sein politischer Hinter- 
gedanke war dabei, zu verhindern, daß Niedersachsen ohne 
weiteres als Anhängsel der Union in den Kampf mit hinein- 
gezogen würde. Zu diesem Zwecke kam es für ihn natürlich 
in erster Linie darauf an, von Kursachsen gewissermaßen 
eine Sicherstellung des niedersächsisehen Besitzstandes zu 
erlangen. 



8 ) vgl. Ritter II 421. 

2* 
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So legten die am 23. September in Dresden anwesenden 
magdeburgischen Räte dem kursächsischen Geheimen Rate 
die unumwundene Frage vor, was aus den Niedersachsen 
werden solle, wenn nach Niederwerfung der Union die 
Katholiken über sie herfielen. 9 ) Der Wunsch, der dieser 
Frage zugrunde lag, war eben kein anderer als der, daß die 
sächsische Antwort dahin lauten möge: Sachsen mache sich 
stark, die Garantien, welche vorher die Union den Nieder- 
sachsen geleistet hatte, selber zu übernehmen. Nur allzugern 
kam ihnen der Präsident des Geheimen Rates, Kaspar von 
Schönberg, entgegen, indem er sich zum Abschluß eines 
Defensivbündnisses der beiden sächsischen Kreise bereit 
erklärte. Er konnte dies umsomehr, als er im Laufe dieser 
Verhandlungen erfahren hatte, daß das alte Abkommen der 
Niedersachsen mit der Union dieser geplanten „Koniunktion" 
in keiner Weise entgegenstand. Es wurde beschlossen, daß 
die Anregung zu diesem Unternehmen vom obersächsischen 
Kreise ausgehen sollte. Ein am 26. September in Dresden 
von den beiderseitigen Räten ausgefertigtes Ausschreiben 
setzte die niedersächsischen Stände von diesen Besprechungen 
in Kenntnis. 10 ) 

Das waren die Ergebnisse seiner Verhandlungen. Es 
liegt auf der Hand, daß sie für Johann Georg einen nicht 
unbedeutenden Erfolg in sich schlössen. Hatte der nieder- 
sächsische Kreis bisher im wesentlichen auf Seiten der Union 
gestanden, so eröffnete sich für Kursachsen jetzt die sichere Aus- 

) vgl. das Memorial der Abgesandten bei Müller III 334. Das 
Protokoll der Verhandlungen (Dr. A. 19 B. d. U. 154), in seinen Haupt- 
stücken abgedruckt bei Müller ebenda; — vgl. auch Ritter III 68. 

,0 ) 19 B. d. ü. f. 183. An Herzog Friedrich Ulrich zu Braunschweig. 
In simili: An Herzog Christian zu Lüneburg. 
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sieht, wenigstens einen Teil der niedersächsischen Stände auf 
seine Seite herüberzuziehen und dadurch die Parteinahme des 
ganzen Kreises für Böhmen unmöglich zu machen. Ein ganz 
neues Feld politischer Tätigkeit war damit für den kursäch- 
sischen Hof eröffnet. Die Vereinigung der beiden sächsischen 
Kreise zu einem norddeutschen protestantischen Bunde als 
Gegengewicht gegen die Union und Böhmen tauchte damit 
als eine politische Möglichkeit auf. Wir werden sehen, daß 
man in Dresden während der nächsten Monate dieses Ziel 
nicht aus den Augen gelassen hat. 



Digitized by Google 



Zweites Kapitel. 

Die Verhandlungen mit dem Kaiser und der Liga. 

Noch während Johann Georg damit beschäftigt war, durch 
Zusammenschluß der beiden sächsischen Kreise im Norden 
seine Position gegen das Königreich Böhmen zu festigen, 
trat an ihn die entscheidende Frage heran, ob er dem sich 
im Süden vorbereitenden Unternehmen der Ligafürsten die 
Hand reichen und mit ihnen gemeinsam das im Entstehen 
begriffene böhmische Königtum stürzen wolle. Dieser Ge- 
danke war von Frankfurt ausgegangen, wo die katholischen 
Fürsten nach der Kaiserwahl noch einige Zeit beisammen ge- 
blieben waren und den Entschluß gefaßt hatten, den Kaiser 
gegen seine Feinde zu verteidigen. *) Angesichts des großen 
Umfanges, den der Krieg anzunehmen drohte, waren sie be- 
müht, ihre Streitkräfte noch nach Möglichkeit zu verstärken 
und im Reiche Bundesgenossen zu gewinnen. Dabei konnte 
es sich nur um die der Union fernstehenden neutralen Stände 
der beiden sächsischen Kreise, vor allem um den stets als 
reichstreu erkannten Kurfürsten von Sachsen handeln. 

In gewissem Sinne schien es auch, als wenn der jetzige 
Moment für die Erfüllung solcher Wünsche besonders günstig 
sei, da ja, wie wir gesehen haben, die eigenen Pläne Johann 
Georgs in ganz ähnlicher Richtung gingen. Andererseits war 



l ) vgl. Ritter III 56 ff. 
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der Schritt, den man hier tun sollte, nämlich an der Seite 
der Katholiken die Union offen zu bekämpfen, für den recht- 
lich-konservativen Sinn eines Johann Georg zu ungeheuerlich. 
Wenn auch der Gegensatz zum Kalvinismus und zur Union tief 
empfunden wurde, so konnte man sich doch in Dresden nicht 
verhehlen, daß ein Unterliegen der Union und der Böhmen 
das Übergewicht der Katholiken im Reiche in einer Weise 
befestigte, die für die W T eiterexistenz auch nur des Luther- 
tums bedrohlich sein mußte. Darum konnte ein Zusammen- 
gehen der Lutheraner mit den Katholiken nur dann statt- 
finden, wenn der lutherische Besitzstand nach einem Siege 
des Kaisers garantiert, und wenn speziell die Befürchtungen 
der N'iedersachsen gehoben waren. Hierin mußte also die 
Gegenforderung bestehen, wenn der Kurfürst dem Kaiser und 
der Liga sein Schwert leihen sollte. 

Die ersten Anwürfe kamen von seiten der geistlichen 
Kurfürsten, die sich der Vermittelung des Landgrafen Lud- 
wig von Hessen-Darmstadt bedienten. Dieser, ein Lutheraner, 
durch Zwistigkeiten mit seinem Vetter Moritz von Hessen- 
Kassel, einem Angehörigen der Union, gegen jene noch mehr 
eingenommen, war ganz in das Lager der Katholiken über- 
gegangen und betrieb jetzt mit aller Macht den Anschluß 
des Kurfürsten von Sachsen an den Kaiser. 2 ) Es war für- 
wahr ein geschickter Zug, wenn die geistlichen Kurfürsten 
die wichtige Rolle eines Zwischenhändlers dem Lutheraner 
übertrugen. Das stete und mehrfach recht deutlich hervor- 
tretende Mißtrauen Johann Georgs gegen die geistlichen Kur- 
fürsten war somit wenigstens jetzt, wo die Hauptentscheidung 

2 ) vgl. Ritter III 68; Cber das Verhältnis der Landgrafen Moritz 
und Ludwig von Hessen: vgl. ebenda 33. 
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fallen sollte, gehoben. Das zeigte sich schon ganz zu An- 
fang, als der Landgraf im September 1619 an Johann Georg 
mit dem Vorschlage herantrat, doch eine Versammlung der 
neutralen Augsburgischen Konfessions verwandten herbeizu- 
führen, damit erst einmal eine Einigung unter diesen erzielt 
würde. 3 ) Der Kurfürst nahm den Plan sofort auf und ant- 
wortete dem Landgrafen mit der Aufforderung, sich nach 
Dresden zu begeben, wo er sich mit ihm des weiteren be- 
sprechen werde. 4 ) 

Inzwischen hatten sich aber am sächsischen Hofe auch 
schon Gesandtschaften vom Kaiser und vom Herzog von 
Baiern eingefunden, um die kursächsische Allianz zu ge- 
winnen. Von München aus, wo sich Ferdinand nach seiner Er- 
wählung zum deutschen Kaiser noch bei seinem Vetter Maxi- 
milian aufhielt, traf Mitte Oktober als kaiserlicher Abgesandter 
Gundakar von Liechtenstein in Dresden ein. Sein Auftrag 5 ) 
ging dahin, des Kurfürsten Zustimmung zu einer ßeichsver- 
sammlung, in welcher die öffentliche Ordnung wiederhergestellt 
werden sollte, einzuholen. Doch für den Fall, daß solche 
aufrichtigen Bemühungen mißglücken sollten, hoffte der Kaiser, 
des Beistandes Johann Georgs sicher sein zu dürfen. Dieser 
zweite Teil ging also schon näher auf den Kernpunkt der 
Sache ein, noch mehr scheint das bei den mündlichen Äuße- 
rungen Liechtensteins der Fall gewesen zu sein. Wir erfahren 
nämlich aus dem Berichte, den die böhmischen Gesandten 

») Landgraf Ludwig von Hessen an Kurfürst von Sachsen, Darm- 
stadt, am Septembris 1619. (Der Tag des Datums ist nicht ausge- 
füllt.) 19 B. d. U. 234. 

*) Kurfürst von Sachsen an Landgraf von Hessen, Dresden 11(21), 
Oktober 1619 (17 B. d. U. 27). 

*) vgl. Müller III 321, der das Kreditiv z. T. abdruckt. 
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im Februar 1620 in Prag eingaben, 6 ) daß man es schon bei 
dieser Gelegenheit in Dresden nicht an den üblichen An- 
spielungen auf Sondervorteile fehlen ließ. 7 ) In gleicher 
Richtung wie die kaiserliche wirkte auch die bairische Ge- 
sandtschaft unter Lorenz von Wensin, 8 ) doch entsprechend 
seiner anderen Stellung Johann Georg gegenüber suchte 
Maximilian sein Ziel auch auf anderen Wegen zu erreichen. 
Während Liechtenstein mehr auf ein privates Abkommen mit 
Ostreich unter privaten Vorteilen für Sachsen abzielte, 
suchte Maximilian den diplomatischen Verkehr Johann Georgs 
mit den deutschen Fürsten, sowohl denen der Liga, als auch 
den neutralen lutherischen, in Fluß zu bringen. Aber wie 
uns Johann Georgs Schreiben an Maximilian') und unsere 
bisherige Kenntnis von den Dingen zeigt, kam er damit zu 
spät. Nicht nur die Verhandlungen mit den magdeburgischen 

«) Der Bericht ist abgedruckt bei Müller III 360 f. 

7 ) Der böhmische Bericht trägt wenigstens nach dieser Richtung 
in seinen einzelnen Nachrichten deutliche Spuren einer guten Kenntnis 
der wahren Verhältnisse in Kursachsen, und dabei war den Gesandten 
vor allem die enge Verbindung, in welche die sächsischen Landstände 
zu ihnen getreten waren, zustatten gekommen ; denn soweit die Stände 
von dem Treiben des Hofes selbst unterrichtet waren, davon erhielten 
sie eingehende Mitteilung; — vgl. Müller a. a. 0. 

26. Okt. 

8 ) Wensins Memorial, München ~ y ov (Dr. A. 22 B. d. U. f. 44). 

•) Dresden, am 29. Oktober 1619 (Entwurf im 22 B. d. ü. 55); dort 
heißt es: „Da mögen wir derselben in gutem Vertrauen nicht bergen, 
daß wir allbereit vor Ankunft E. L. Oesandtens nicht allein mit ihnen 
unseren religionsverwandten Ständen, sondern auch und zuvörderst mit 
denen uns sonderbar zugethanen Erbvereinigten und Erbverbrüderten 
Kur- und Pürsten freundliche Kommunika eher zu pflegen entschlossen 
gewesen, was man bei dieser dem heiligen Römischen Reich vorstehenden 
Gefahr zu thun, und wie man sich dagegen zu bezeigen und zu verhalten.' 
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Räten, sondern auch die Korrespondenz mit dem Landgrafen 
Ludwig hatten bereits diesen Zwecken gedient, 

Offenbar nur, um diese Gesandtschaften vorzubereiten, 
hatte der Erzherzog Karl, der Bruder des Kaisers, den Burg- 
grafen Karl Hannibal von Dohna kurz vorher nach Dresden 
geschickt. 10 ) Er sollte auf das alte freundschaftliche Ver- 
hältnis der Höfe Dresden und Wien hinweisen 11 ) und dabei 
betonen, daß die Gefahren, die dem Hause Ostreich jetzt von 
seiten der Kalvinisten und der Türken, deren Hilfe der Böhmen- 
könig sicher suchen würde, drohten, auch Sachsen nicht 
gleichgültig lassen könnten. Eine selbständige Bedeutung 
konnte die Mission Dohnas natürlich nicht beanspruchen, 
wie denn auch der Kurfürst in seiner Antwort 12 ) den Erz- 
herzog auf den Bescheid verwies, den er dem Kaiser gab. 

Und wie verhielt sich nun Johann Georg zu der Werbung 
des Kaisers ? Er ignorierte in seinem Antwortschreiben 13 ) 
jene leise Andeutung, daß ei ihm Beistand leisten sollte, und 
noch viel weniger schrieb er etwas, das auf die mündlichen 
Mitteilungen Liechtensteins Bezug genommen hätte. Einzig 
auf den ersten Punkt des Anbringens ging er näher ein. 
In der Tat war auch dieser zu jetziger Zeit besonders be- 
achtenswert; denn die kaiserlichen Worte „Wiederbringung 



10 ) Schreiben des Erzherzogs Karl au den Kurfürsten, worin die 
Gesandtschaft angekündigt wird : Neiße, 26. September 1619 (17 B. d. U. 
f. 30). — Merkwürdigerweise berichtet Müller nichts von dieser Mission, 
die um so mehr unsere Aufmerksamkeit verdient, als hier zum ersten 
Male die Person des nachher noch so bedeutenden Oberlausitzer Land- 
vogtes auftritt. 

") Dohnas Memorial (ebenda f. 31). 

ia ) Dresden, 12. (22.) Okt. 1619 (ebenda 40). 

») Dresden, (28.) Okt. 7. Nov. 1619 (22 B. d. U. f. 33). 
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des Friedens und Aufhebung alles Mißtrauens*' mußten so- 
gleich an die Beschwerden der niedersächsischen Stände er- 
innern, an deren Beilegung Johann Georg neuerdings ein 
besonderes Interesse hatte. Darum stimmte er sofort dem 
Vorschlage der Reichsversammlung zu und sprach bereits 
jetzt die Hoffnung aus, daß dort die Niedersachsen zufrieden- 
gestellt werden könnten. Seine Haltung war, wie man sieht, 
eine durchaus zuwartende, um nicht zu sagen, ablehnende. 
Der Versuch Ferdinands, Sachsen auf seine Seite zu ziehen, 
schien zunächst mißlungen zu sein. 

Unterdessen hatte der Pfalzgraf die böhmische Wahl 
angenommen, und am 4. November war in Prag die Krönung 
vollzogen worden. So war denn das Ereignis eingetreten, 
das man lange gefürchtet hatte ; man stand jetzt einer fertigen 
Tatsache gegenüber, und das mahnte zu energischem Vor- 
gehen. Wieder waren es nun die geistlichen Kurfürsten, die 
zum schnellen Abschluß der Verhandlungen mit Sachsen 
drängten, wie wir denn überhaupt die Beobachtung machen, 
daß sie das regste Element in der deutschen Politik bildeten. 
Die Führerschaft übernahm in diesem Falle der Kurfürst von 
Köln. Sein Plan war es, eine Versammlung zu bewerk- 
stelligen, die neben ihm noch die Kurfürsten von Mainz und 
Sachsen, sowie der Landgraf von Hessen besuchen sollten. 
Die einleitenden Schritte sollten bei Sachsen auch jetzt wieder 
vom Landgrafen gemacht werden, 14 ) und zwar dadurch, daß 

14 ) Undatierte Kopie des Schreibens des Kurfürsten von Köln an 
den Landgrafen Ludwig von Hessen, welche als Beilage zum Schreiben 
Ludwigs an Johann Georg vom 9. November 1619 (17 B. d. U. f. 260) 
gegeben wurde. Dieser (ebenda 266) ist ein Postskript angefügt, das 
folgendermaßen lautet: „Auch freundlicher vielgeliebter Vetter und H. 
Bruder, hab ich nachmals E. Ld. wohlmeinend vorschlagen wollen, ob 
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er am kursächsischen Hof Furcht vor den feindseligen Ab- 
sichten der Pfälzer erregte. Der Kurfürst von Köln gab 
ihm hierzu das geeignete Mittel selbst an die Hand; er teilte 
ihm nämlich einen Ausspruch des pfälzischen Geheimen Rates 
Kamerarius mit, der seinen Zwecken dienlich schien. Danach 
sollte der Pfälzer gesagt haben: wenn wir Sachsen nicht für 
uns gewinnen können, so bleibt nichts übrig, als es mit den 
Katholiken niederzuwerfen. 1Ä ) Dasselbe Wort des Kamerarius 
ward dem Landgrafen dann noch in einem Briefe des Kur- 
fürsten von Mainz, natürlich in ganz derselben Absicht mit- 
geteilt. ,6 ) Augenscheinlich legte man auf katholischer Seite 
dem Worte, dessen Authentizität dahingestellt bleiben mag, 
ungemessenen Wert bei und erwartete von ihm die stärkste 
Wirkung. Dies wird umso wahrscheinlicher, als wir auch 
noch an anderer Stelle erfahren, 17 ) daß der Herzog von 
Bayern durch seinen Bruder in Köln ebenfalls Kenntnis da- 
von erhielt. 



es nickt eine Notdurft, daß zu Beförderung Ruhe, Fried und Einigkeit 
im römischen Reich, eine persönliche Zusammenkunft zwischen Mainz, 
Sachsens und E. L. L. L. neben mir besehenen möchte, dabei E. L. an 
beide Orte, sowohl bei Mainz als auch Sachsens L Ld. gute Unter- 
bauung zu thun Ihr wollen freundlich angelegen sein." 

u ) Die betreffende Stelle in der genannten Kopie des kurkölnischen 
Schreibens lautet in dem Dunkelmännerlatein der kölnischen Kanzlei: 
„Saxea corda flectcre non possumus, nihil itaque superest, quam ut 
illos una cum Catholicis opprimamus." 

ia ) Dieselben Worte in deutscher Übersetzung in dem Schreiben 
des Kurfürsten von Mainz an Landgraf Ludwig; Aschaffenburg, 31. Ok- 
tober 1619 (ebenda 152). 

l? ) In einem Briefe des Kurfürsten von Köln a. d. Herzog von 
Bayern, den 25. Okt. 1619 (Wolf-Breyer IV 319 Anm. 12.) 
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Auffällig ist in dem Schreiben des Kurfürsten von Köln 
an den Landgrafen die Form und die Anordnung der Gegen- 
stände. Während das Hauptschriftstück im wesentlichen nur 
das Wort des Kamerarius enthält, finden wir die Haupt- 
sache, eben jene geplante Zusammenkunft, in einem Post- 
skript angefügt. Aus diesem Umstände darf man vielleicht 
folgern, daß nur der erste Teil dazu bestimmt war, dem 
Dresdener Hof als Beilage mitgeteilt zu werden. Wenn wir 
nun aber die Entdeckung machen, daß Johann Georg auch 
das Postskript in einer Abschrift erhielt, so liegt es nahe, 
anzunehmen, daß wir es hier mit einem diplomatischen Ver- 
stoß des Landgrafen zu tun haben. 

Wie dem auch sei, jedenfalls läßt sich noch anderweitig 
belegen, daß Ferdinand von Köln in dieser Frage versteckt 
vorging. Bei Übermittelung des verspäteten Abmahnungs- 
schreibens an den Pfalzgrafen, von dem vorher die Rede 
war, teilte er nämlich seinen Plan, eine Versammlung zu 
veranstalten, auch Johann Georg direkt mit, nannte aber als 
Teilnehmer derselben nur Sachsen und Mainz, während er 
sich selbst gar nicht erwähnte. Das kann doch sicher nicht 
ohne Absicht geschehen sein. War das bloße bescheidene 
Zurückhaltung, die Ferdinand bewog, mit seiner Person so 
zurückzutreten, oder fürchtete er etwa, seine Teilnahme 
möchte in Dresden ungern gesehen werden? Ich möchte 
das letztere annehmen. Jedenfalls klingt die nachherige 
Zustimmung Sachsens zur Teilnahme Kurkölns an der Ver- 
sammlung: man wolle sich diese Teilnahme gefallen lassen, 18 ) 
nicht gerade höchlich erfreut. Vielmehr scheint es, als wenn 



1J ) Schönbergs Worte in den Verhandlungen mit dem Land- 
grafen in Dresden. (Protokoll 28 B. d. U. f. 1.) 
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man auf sächsischer Seite in Ferdinand von Köln — nicht 
mit Unrecht — den gefährlichsten Partner sah. War er es 
doch gewesen, der in Frankfurt die Kaiserwahl durchgesetzt 
hatte, bevor die böhmische Angelegenheit erledigt war; und 
wir werden sehen, daß auch er wieder in Mühlhausen die 
Sache der Katholiken meisterlich vertrat. Wie hoch ihn 
andererseits sein Bruder Maximilian als Diplomaten schätzte, 
zeigt am besten sein W T unsch, 10 ) die Verhandlungen mit 
Johann Georg ganz in seine Hand zu legen: er legte ihm 
nahe, selbst nach Dresden zu gehen, um den Kurfürsten für 
Kaiser und Liga zu gewinnen, ein unter den damaligen Ver- 
hältnissen schlechterdings abenteuerlicher Gedanke. 

Ich möchte nach alledem meine Ansicht dahin zusammen- 
fassen: Ferdinand wünschte, daß die Idee eines Konvents 
am sächsischen Hofe zunächst in möglichst harmloser Form 
und unter Zurücktreten seiner eigenen Person Eingang ge- 
wänne. Eben deswegen ließ er in dem Schreiben an Johann 
Georg seine eigene Person ganz aus dem Spiele und sorgte 
gleichzeitig dafür, daß sein Plan scheinbar unabhängig von 
ihm auch noch von anderer Seite in Dresden angeregt wurde. 

Diese Anträge Ferdinands mußten für die sächsische 
Politik etwas ungemein Verlockendes haben. Hatte sich 
Johann Georg den niedersächsischen Ständen gegenüber ver- 
pflichtet, ihre Interessen gegen die Katholiken zu vertreten, 
so konnte ihm natürlich nichts erwünschter sein, als über 
diesen wichtigen Punkt gleich jetzt mit den Ligafürsten ins 
Reine zu kommen. Dennoch lag es nicht im Interesse 
Sachsens, sofort darauf einzugehen. Johann Georg hatte allen 
Grund, gerade jetzt, wo sich unter den Protestanten die ver- 



vgl. Wolf-Breyer IV 320. 
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schiedensten Gerüchte über die Ziele des Dresdener Hofes 
bemerkbar gemacht hatten, 20 ) übler Nachrede durch eine 
Zusammenkunft mit den katholischen Fürsten noch weiter 
Nahrung" zu geben. Dazu kam, daß die sächsischen Rüstun- 
gen noch sehr im Rückstände waren — sie kamen erst in 
den nächsten Monaten lebhafter in Gang, — es mithin noch 
nicht geraten sein konnte, sich nach irgend einer Richtung 
hin zu exponieren. Aber auch davon abgesehen mußte der 
Plan selbst zu manchen Bedenken in Dresden Veranlassung 
geben. Wir sahen schon, daß Ferdinand augenscheinlich 
nicht ganz offen vorgegangen war, und daß man ihm in 
Dresden, eben durch die Schuld des Landgrafen, in die 
Karten hatte sehen können. Das konnte nur zu doppelter 
Vorsicht mahnen. Das Entscheidende aber war gewiß noch 
ein anderes Motiv. Wollte Johann Georg die Zusammen- 
kunft mit den Katholiken dazu benutzen, die Forde- 
rungen der Niedersachsen durchzusetzen, so war es nach 
früheren Erfahrungen notwendig, mit ganz sicherer Rücken- 
deckung vorzugehen. Er mußte wenigstens des Beistandes 

^ Charakteristisch hierfür ist eine Zeitung aus Prag (19 B. d. U. 
337), die Lebzelter als Beilage zu einem Berichte nach Dresden schickte. 
Die Zeitung selbst ist undatiert, fällt aber noch in den November 1619, 
da sie in unmittelbare Beziehung zum Nürnberger Unionstag gebracht 
ist. Es heißt dort: „Bei den Böhmen ist Baiern und Kurfürst von 
Sachsen in einem Prädikamento, weil sie hören müssen, daß man Ge- 
sandte zusammen schickt, reden gar spöttlich davon und hoffen ihn, 
Kurfürsten letztlich in ihre Konföderation zu zwingen, oder ihm auch, 
wenn sie gesammelt genug sein werden, die Spitze zu bieten, pflegen 
zu sagen, der Kurfürst soll nur gar seinen Dr. Hoe, welcher Hofprediger 
ist, zum Papst für einen Gesandten schicken und Ihr. Kurf. Gn. be- 
sonders aufsässig, weil er ihre Münze, welche sie erst gemünzt, Un- 
dichtigkeit halber in seinem Lande bandisiert." 
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des Landgrafen Ludwig gewiß sein, sonst konnte es ihm 
jetzt wieder ergehen, wie vor kurzem seinen Gesandten in 
Frankfurt, die weitgehende Forderungen aufstellten und nicht 
einmal von den Protestanten darin unterstützt, schließlich klein 
beigeben mußten. 

Aus all diesen Erwägungen im gegenwärtigen Augen- 
blick mußte Johann Georg den Vorschlag des Konventes ab- 
lehnen. Daß diese Absage aber keineswegs als eine defini- 
tive gemeint war, zeigt am besten die äußerst verbindliche 
und entgegenkommende Art, mit der er den Antrag aufnahm. 
In seiner Antwort an den Landgrafen 21 ) bezeichnete er den 
Konvent selbst als J„das beste Mittel* 4 , mit welchem man 
schnell zu einer Entscheidung gelangen könnte. In ganz 
ähnlichen Worten bewegte sich der Brief an die Kölner 
Adresse. 22 ) Als Grund seiner Zurückhaltung gab er dem 
Kölner gegenüber an, daß er noch nicht wüßte, wie sich 
Kurmainz zu dem Unternehmen stellen werde, und daß er 
auch noch die Zusammenkunft mit seinen ernestinischen Ver- 
wandten abwarten müsse, bevor er eine Entscheidung fällen 
könne. Man erkennt: er hielt sich den Weg zu weiterer 
Verhandlung entschieden offen, nur wollte er sich zunächst 

2 >) Dresden, 20. (30.) Nov. 1619 (17 B. d. N. 268). 

M ) Weidenhain, 16. (26.) November 1619 (ebenda 246) : „E. L. Er- 
innerung wegen einer persönlichen Zusammenkunft zwischen uns und 
Kurmainzens L. anreichend verstehen wir dieselbe anders nicht denn 
wohlgemeint, bekennen auch neben E. L. gar gerne, wie der Zustand 
im Reich leider also beschaffen, daß dergleichen vertrauliche Zusammen- 
setzung hochnötig, diweil uns aber, was diesfalls Kurmainzens Gemüt 
und Gelegenheit sein möge, nicht wissend, wie auch etliche unseres 
Hauses Verwandten, mit denselben uns über diesem Wesen zu unter- 
reden, zu uns beschrieben, und deren Ankunft binnen wenigen Tagen 
gewärtig, so können wir uns hierauf noch zur Zeit in nichts erklären.* 
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noch nicht binden, und vor allem noch keinen entscheidenden 
Schritt tun, ehe er sich nicht in der bevorstehenden Zusam- 
menkunft mit dem Landgrafen Ludwig dessen versichert 
hatte. Wieviel Wert man in Dresden auf diese Zusammen- 
kunft legte, beweist die erneute Einladung, die Johann Georg 
am 12. November an Ludwig ergehen ließ. 28 ) 

Diese von sächsischer Seite so gewünschte Zusammen- 
kunft fand nun in der Tat um Weihnachten des Jahres 1619 
in Dresden statt. Am 2. Januar 1620 begannen die Be- 
ratungen der beiderseitigen Räte im kursächsischen Geheimen 
Rate. 24 ) 

Dasjenige, was diesen Verhandlungen ihr Gepräge gibt, 
ist die unverhohlene Offenheit, mit der Schönberg die hessischen 
Räte in die weitgesteckten Pläne des Dresdener Hofes ein- 
weihte. Nicht nur die offene Parteinahme für den Kaiser, 
die sich auch in aktiver Teilnahme betätigen müsse, wurde 
hier klipp und klar ausgesprochen, sondern auch jener Plan, 
die beiden sächsischen Kreise in gleicher Tendenz mit in den 
Krieg hineinzuziehen, wurde Gegenstand längerer Erör- 
terungen. 25 ) Damit hatte aber Schönberg auch zugleich die 
Niedersächsische Besitzfrage berührt, die der Verwirklichung 
solcher kühnen Pläne immer noch den Riegel vorschob, ja 
ihnen sogar gefährlich werden konnte, wenn die Katholiken 
den Ständen keine Garantien leisteten und sie daher zwangen, 
mit den Unierten zusammenzugehen. Daß man sich also in 
diesem Kardinalpunkte erst mit den Katholiken geeinigt haben 
mußte, ehe man weiter vorgehen könne, das sahen denn die 
hessischen Räte auch ein, und der Landgraf bot daher bereit- 

*") 19 B. d. U. f. 301. 

2 «) Das Protokoll (28 B. d. U. f. 1); vgl. Gin dely II 419. 

m ) Dazu vgl. Ritter III 69. 

Schz. 3 
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willig seine Hand zur Lösung des schwierigen Punktes, indem 
er es übernahm, die Frage bei den Katholiken vorzubereiten. 
Nachdem Sachsen nun einmal des Einverständnisses des Land- 
grafen gewiß war, betrieb es auch mit allem Eifer die Zu- 
sammenkunft mit den katholischen Fürsten. Bereits auf den 
18. Februar fixierte man auf den Vorschlag Schönbergs die 
Versammlung; sie sollte in Erfurt stattfinden. 

Der erste Schritt auf der Bahn einer aktiven Politik 
war damit geschehen, nun kam es für Johann Georg darauf 
an, seiner eignen politischen Mittel einmal sicher zu werden. 
Zunächst galt es, sich der Gesinnung seiner Vettern aus 
der alten Kurlinie zu vergewissern. Unter diesen konnte er 
der Freundschaft Altenburgs ebenso sicher sein wie der 
Feindschaft Weimars. Zweifelhaft war nur noch die Ge- 
sinnung der Eisenacher und Koburger Herzöge. Allerdings 
war auch ihre Haltung in der letzten Zeit nicht viel ver- 
sprechend gewesen, da sie mit offenbarer Absichtlichkeit 
einer Zusammenkunft mit ihrem Vetter aus dem Wege gingen. 
Johann Georg hatte nämlich bereits im Juli 1619 2ft ) ange- 
sichts des Unionstages in Mühlhausen eine Unterredung her- 
beizuführen gesucht, dann wieder vor dem Unionstag in Nürn- 
berg; 27 ) erst nach der dritten Aufforderung am 20. Dezember 98 ) 
bequemten sich die beiden Herzöge dazu, ihr Erscheinen am 
Kurhofe zuzusagen. Am 27. Januar 1620 fanden sie sich, 
wie verabredet, in Dresden ein. 29 ) ;Wie vorauszusehen, zeigten 
sich hier gleich beim Beginn der Verhandlungen scharfe 

") Kurf. a. d. Herzöge, Dresd. 26. Juli 1619 (19 B. d. U. 11). 
a7 ) Anderes Schreiben 27. Okt. (ebenda 284). 
M ) Drittes Schreiben 10. (20.) Dez. 1619 (ebenda 338). 
») Protokoll d. Verhandl. (28 B. d. U. f. 30), abgedr. i. wesentl. 
Zügen bei Müller III 350 f. 
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Differenzen; denn obgleich Schönberg mit den wahren 
Gefühlen, die jetzt den Dresdener Hof erfüllten, vorsichtig 
zurückhielt, bestanden die Herzöge ganz auf ihrem böhmen- 
freundlichen Standpunkte. Sie schlugen sogar eine bewaffnete 
Interposition zugunsten der Böhmen vor, an der sich neben 
dem niedersächsischen Kreise auch der König von Dänemark 
beteiligen sollte. Auch in anderen Punkten, vor allem in der 
Weimarer Frage, die uns hier nicht berührt, trat eine gegen- 
sätzliche Auffassung der Dinge auf beiden Seiten zutage. 
Eine Verständigung, die geeignet gewesen wäre, ein gemein- 
sames Vorgehen des ganzen sächsischen Hauses im gegen- 
wärtigen Moment herbeizuführen, kam nicht zustande. 

Neue Enttäuschungen folgten diesen direkt auf dem Fuße. 
Drei Tage später, am 30. Januar, versammelten sich in Dresden 
die Ausschüsse der Stände, um über eine kurfürstliche Pro- 
position 80 ) zu beraten. Die Frage, um die es sich dabei 
handelte, war eine doppelte: einmal, ob es an der Zeit sei, 
unter den augenblicklich so gefährlichen Verhältnissen zu 
rüsten, dann aber, ob dem Pfalzgrafen der Königstitel zuer- 
kannt werden dürfe. Die Antwort ging dahin, daß die Aus- 
schüsse unter den gegenwärtigen Umständen eine Rüstung 
für nötig hielten. 81 ) Sie verwiesen aber den Kurfürsten auf 
den Beschluß der hierzu einzuberufenden Stände selbst, unter 
Betonung ihrer mangelnden Kompetenz. Bedeutete schon 
diese Haltung der Ausschüsse ein Ausweichen gegenüber 
der Kurfürstlichen Proposition, so war es noch viel uner- 
wünschter für Johann Georg, daß die Ausschüsse nur einer 

80 ) Proposition, so dem engeren und weiteren Ausschuß der Stände 

am 20. (30.) Jan. in Dresden gethan (23 B. d. ü. 299). 

,l ) Bedenken der Ausschüsse, eingegeben am 22. Jan. (1. Febr.) 

<23 B. d. U. f. 310); vgl. d. abgedr. Stücke bei Müller III 354 f. 

3* 
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Rüstung zustimmt on, die einen rein defensiven Charakter 
trage. Eine solche Einschränkung machte die Ausführung 
weiter gehender Pläne von vornherein unmöglich. Den andern 
Punkt, ob man den Pfalzgrafen als König respektieren sollte, 
entschieden sie dahin, daß es vorläufig nicht angebracht sei. 
Also in diesem Falle stimmten sie dem Kurfürsten bei, doch 
sachlich war auch hier wieder eine Opposition zu erkennen, 
da die Stände ein weiteres gutes Verhältnis mit Böhmen ge- 
wahrt wissen wollten. Besonders betonten sie dabei die 
wirtschaftliche Abhängigkeit Sachsens von Böhmen. Nach 
ihrer Meinung konnte ein verletzendes Vorgehen gegen König 
Friedrich der erzgebirgischen Bevölkerung, die ihr Getreide 
aus Böhmen bezog, nur schaden. In der Tat bestätigten sich 
bei Ausbruch des Krieges diese Befürchtungen auch voll- 
ständig; denn die Prager Regierung verbot die Getreide- 
ausfuhr nach Sachsen, ein Verbot, das im erzgebirgischen 
Kreise bitter empfunden wurde. 

Trotzdem sich also die Bedenken als gerechtfertigt er- 
wiesen, sind wir doch geneigt, in ihnen nur den vorge- 
schobenen Grund zu erblicken, und die wahren Motive, die 
die Ausschüsse zu solcher Willensäußerung veranlaßt hatten, 
an anderer Stelle zu suchen. Waren einmal die Stände nie 
allzu bereit, zu Kriegsrüstungen ihre Zustimmung zu geben, 
so hat hier jedenfalls den Hauptausschlag ihre unbedingte 
Sympathie mit den Böhmen gegeben. Die Haltung der Land- 
schaft der böhmischen Gesandtschaft gegenüber, sowie bei 
Ausbruch des Krieges ihre Weigerung, gegen Böhmen auszu- 
ziehen, berechtigen uns zu dieser Annahme. 

Das protestantische Gemeingefühl, das der Hof offenbar 
im Laufe der Zeit eingebüßt hatte, war eben in der sächsischen 
Bevölkerung noch nicht erloschen und sträubte sich jetzt mit 
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aller Macht dagegen, den Böhmen irgendwie feindlich gegenüber- 
zutreten. In diesem Umstände liegt der Mißerfolg begründet, 
den die sächsische Politik auch in diesen Beratungen erlitt. 
Unterdessen näherte sich der 9. Februar, jener Tag, den 
Johann Georg als Termin für den nächsten obersächsischen 
Kreistag festgesetzt hatte, und es galt jetzt, alles dazu vor- 
zubereiten. Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit, die jene Ver- 
sammlung für den Fortgang der sächsischen Politik hatte, 
übertrug Johann Georg die Leitung der ganzen Angelegenheit 
keinem Geringeren, als Kaspar von Schönberg, dem noch als 
Berater Bernhard von Polnitz und die Gebrüder von Loß zur 
Seite gegeben wurden. Merkwürdigerweise enthielt die In- 
struktion vom 6. Februar, die den Gesandten mitgegeben 
wurde, 512 ) eine bedeutende Einschränkung des Programms, 
das in dem Ausschreiben an die obersächsischen Stände für 
diese Verhandlung vorgesetzt war. In diesem 8S ) war nämlich 
ausdrücklich als Gegenstand der Beratung die Frage namhaft 
gemacht, wie man sich zu verhalten habe, wenn der Kaiser 
oder König von Böhmen sich an den Kreis mit der Bitte um 
Assistenz wendeten. In direktem Widerspruch zu diesem 
Punkte des Ausschreibens stand es nun, wenn den sächsischen 
Gesandten im Memorial direkt aufgetragen wurde, eine Bc- 



'*) Memorial dessen, so bei bevorstehendem Kreistage zu Leipzig, 
unsere Johann Georgs, Herzogen zu Sachsen etc. dahin deputierte 
Direktor, Kanzler und Geheime Räte, Kaspar von Schönberg, Bernhard 
von Polnitz, auch Christoph und Joachim, Gebrüder von Loß, in Acht 
zu nehmen und zu verrichten, Dresden, 27. Jan. (6. Febr.) — 24 
B. d. U. f. 35. 

M ) Ausschreiben des Kurfürsten von Sachsen an die Stände des 
obersächsischen Kreises, Dresden, 21. (31.) Dez. 1619; ebenda f. 1. Die 
darin enthaltene Proposition abgedruckt bei Müller III 357. 
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ratung dieses Gegenstandes auf dem Kreistage geflissentlich 
zu hintertreiben. 34 ) 

Versuchen wir, uns diesen merkwürdigen Gegensatz , 
zwischen Ausschreiben und Memorial zu erklären. 

Üas Ausschreiben datiert vom 31. Dezember. Damals 
standen die Zusammenkunft mit den ernestinischen Herzögen 
und der ständige Ausschußtag noch bevor. Es scheint nun, 
als habe man sich damals nach der einen wie der anderen 
Richtung am Dresdener Hofe doch Illusionen hingegeben, als 
habe man — verrannt in die eigenen weit ausschauenden 
Pläne — die Schwierigkeiten, die sich der Ausführung der- 
selben entgegenstellten, bei weitem unterschätzt und die da- 
mals bis aufs höchste gereizte antikaiserliche Stimmung unter 
den Protestanten nicht mit in Rechnung gezogen. Von diesen 
Illusionen war man inzwischen zurückgekommen. Bei den 
ernestinischen Vettern wie bei den eigenen Ständen war man 
den lebhaftesten Sympathien für die böhmische Sache be- 

u ) Wortlaut der betreffenden Stelle des Memorials: „Weil aber 
weder der Kaiser noch die Krone Böhmen bisher einige Assistenz ge- 
sucht, wollen wir in dem Gedanken stehen, daß solche Punkte decisive 
für dieses Mal zu resolviren nicht nötig, sondern daß man vorher der- 
gleichen Suchen billig zu erwarten, auch da gleich durch Schickung 
oder sonsten etwas solches vom einen oder andern anbracht werden 
sollte, die Antwort jedoch dahin zu richten, daß man sich dessen bei 
jetziger Kreisversammlung gar nicht vermutet, daher auch kein Stand 
seine Abgeordneten darauf nicht instruirt. Es wollte aber der eine 
oder andere erwähnter Abgeordneten nicht unterlassen, ihren Herrn 
hiervon Relation zu thun, sich dann, da dergleichen anderweit an sie 
gebracht, der Gebühr darüber erklären würden. Sonsten wollten wir 
uns auch versehen, es würde jeglicher Stand des löblichen Kreises bei 
dem ganzen böhmischen Wesen also zu bezeigen und zu verhalten 
wissen, damit weder ihm noch dem Kreise, damit Schaden oder Gefahr 
zugezogen würde." 
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gegnet. Unter dem Eindruck dieser entmutigenden Ei-fah- 
rungen stand man, als nun — es muß in den ersten Tagen 
des Februar gewesen sein — ein Schreiben vom König Friedrich 
in Dresden anlangte, in welchem dieser eine Gesandtschaft 
an den obersächsischen Kreistag in Aussicht stellte, mit dem 
ausgesprochenen Zwecke, die Hilfe des Kreistages anzurufen.'™) 
Die Folge war nun eben der Passus des Memorials, welcher 
den Gesandten dringend einschärfte, die Beratung jenes 
dunklen Punktes um jeden Preis zu verhindern. Es ist ja 
klar, daß man sich andernfalls dem ausgesetzt hätte, von der 
starken Opposition vorzeitig demaskiert zu werden. 

Wie aber, wenn nun die böhmische Gesandtschaft wirk- 
lich auf dem Kreistag erschien ? Auch für diesen Fall hatte 
das Memorial ausdrücklich Vorsorge getroffen. Xur auf die 
bevorstehende böhmische Gesandtschaft ist es zu beziehen, 
wenn es im Memorial heißt : sollte wider Erwarten von irgend 
einer Seite solches Hilfsgesuch an den Kreistag gebracht 
werden, so müsse man sich mit Mangel an Instruktion hinaus- 
reden und dürfe das Gesuch nur ad referendum annehmen. 

Fiel also somit ein wichtiger Beratungsgegenstand für 
den Kreistag von vornherein weg, so konnte es sich im 
weiteren nur noch um die Maßnahmen zum Zwecke der Ver- 
teidigung handeln. Das waren einmal die Aufstellung eines 
Defensionsaufgebotes im Kreise und dann die geplante 
Koniunktion der beiden sächsischen Kreise, wozu bekanntlich 
der obersächsische die erste Hand reichen sollte. Mit solchen 
Aufträgen begaben sich die Abgesandten nach Leipzig. 

Unmittelbar nach Schönbergs Abreise, die spätestens am 
7. Februar erfolgt sein muß, scheint sich der Kurfürst nach 

35 ) König Friedrich an Kurfürst von Sachsen, Prag, 15. (25.) Jan. 
(24 B. d. U. 12.) 
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Torgau begeben zu haben. Fast auf dein Fuße muß ihm 
hierher die angekündigte böhmische Gesandtschaft gefolgt sein. 

Es braucht nicht betont zu werden, von wie entscheiden- 
der Bedeutung die Hilfe Sachsens für den neuen König von 
Böhmen war. Schon das früher angeführte Wort des Kamerarius 
ließ uns erkennen, wie wohl man sich dessen auch in 
Prag bewußt war. Nur die Rückendeckung von Seiten 
Sachsens konnte diesem pfälzischen Königtum einen Halt 
geben. Es war also gradezu eine Lebensfrage für Friedrich, 
diese Rückendeckung zu erlangen. Aber freilich allzu große 
Hoffnungen durfte er sich damals schon nicht mehr 
machen. Nur allzu oft hatte er in den letzten beiden Monaten 
Gelegenheit gehabt, die prinzipielle Abneigung des Dresdener 
Hofes zu empfinden. Nicht bloß, daß ihm Johann Georg bis- 
her den Königstitel verweigert hatte, er hatte auch dem ab- 
gesetzten Oberlausitzcr Landvogt, Karl Hannibal von Dohna, 
jenem erbittertsten Feinde der neuen Prager Regierung, in 
Dresden bereitwillige Aufnahme gewährt, und bereits war 
nach Prag das Gerücht gedrungen, daß in Kursachsen 
Rüstungen in weitem Umfange geplant wurden, ja man wollte 
in Prag sogar schon wissen, daß diese Rüstungen einem An- 
schlag des Kurfürsten auf die Lausitz dienen sollten. 3Ö ) Dem 
also galt es vorzubeugen, und zwar um jeden Preis. 



»•) Bericht Lebzelters nach Dresden, Prag 4./14. Dez. 1619 
(20 B. d. U. f. 169): „Von höchstgedachten Ihr Kurf. Gn. unseres 
gnädigsten Herrn vorhabender Werbung wird gar ungleich diskutirt, im 
gemein aber für beständig ausgegeben, daß I. Kurf. Gn. auf Ober- und 
Niederlausitz einen Anschlag, wie denn der Herr Landvogt, der von 
Dohna, wie auch der Landeshauptmann der von Gersdorf und etliche 
anderne vornehme Landstände, mit I. Kurf. Gn. (wie mir wohlgedachte 
Herr Graf (Schlick) sagt) einen Verstand haben sollen, deshalb auch oben 
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Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß man von 
böhmischer Seite damals einen hohen Preis für die sächsische 
Freundschaft gern gezahlt hätte. Es liegt uns in den Be- 
richten des sächsischen Agenten Lebzelter 37 ) das unwider- 
sprechliche Zeugnis dafür vor, daß am Prager Hofe die Frage 
lebhaft ventiliert wurde, ob man nicht durch die Abtretung 
der Lausitzen an Sachsen dieses auf die Bahn einer anti- 
kaiserlichen Politik mitreißen könne. Man muß gestehen, 
diese Kombination hatte gewisse Aussichten auf Erfolg. War 
doch die Wiedererlangung von Teilen der Lausitzen als alten 
wettinischen Besitz schon seit lange ein Herzenswunsch der 
sächsischen Politik. 38 ) In diesem Sinne war es wohl kaum 
ohne Absicht geschehen, wenn man dem sächsischen Agenten 
zutrug, daß man „J. Kurf. Gn. gar willig gerne die Ober- 
und Niederlausitz geben werde, wenn Sie nur wider den 
König nichts vornehmen thäten". Doch haben wir keinen 
Anhalt dafür, daß es zu einem förmlichen Angebot der 
Lausitzen von böhmischer Seite gekommen ist. 

Auch die Gesandtschaft, die man in dieser schwierigen 
Lage an den sächsischen Hof abordnete — sie ging be- 
angedeutetes Schreiben (davon ich womöglich Kopie erlangen will) ab- 
gehen werde. Er meldet aber dabei, daß J. Kurf. Gn. Unrecht geschehe 
und entschuldigt also dieselbe (wie er mit gar hohen Schwüren beteuert) 
gar treulich." 

") Lebzelter, Bericht vom 11./21. Januar und vom 25. Januar, 
4. Febr. 1620 (22 B. d. ü. 296 bez. 25 B. d. U. 76). Beide abgedruckt 
bei Müller III 330. 

SH ) vgl. Knothe, „Die politischen Beziehungen zwischen der Ober- 
lausitz und Meißen." Sachs. Archiv XII 274 f. (1874); — dgl. Lippert, 
Wettiner und Wittelsbacher, sowie die Niederlausitz im XIV. Jahrh. — 
Darin insbesondere Kap. IX. „Überblick über die Lausitzpolitik der 
Wettiner vom 15. bis 17. Jahrhundert' 4 S. 174 f. 
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zeichnenderweise nicht vom König-, sondern von den böhmischen 
Ständen aus — , enthielt in ihrem zur Überreichung an den 
Kurfürsten bestimmten Memorial 3 ®) natürlich keinen hierauf 
bezüglichen Passus, ebensowenig in der geheimen Neben- 
instruktion. 40 ) Man bat nur um „Rat, Hilfe und Assistenz", 41 ) 
verteidigte sich gegen die von sächsischer Seite erhobenen 
Vorwürfe wegen der Verbindung mit Bethlen Gabor und 
erhob schließlich Vorstellungen wegen der bedrohlichen 
Rüstungen Sachsens. Ob die Gesandten nebenher mündlich 
den Auftrag hatten, falls sie am Dresdener Hofe Entgegen- 
kommen fänden, die Lausitzer Frage aufs Tapet zu bringen, 
muß dahingestellt bleiben. Ausgeschlossen und bei der Lage 
der Dinge unwahrscheinlich ist es jedenfalls nicht. War es 
der Fall, so müssen die Gesandten bald erkannt haben, wie 
aussichtslos ein solcher Antrag in Dresden sein würde. 
Freilich konnten sie nach ihrem eigenen Berichte*-) über 
ihre persönliche Aufnahme am sächsischen Hofe in keiner 
Weise klagen, sachlich aber erreichten sie gar nichts. Es war 
doch nur ein höchst schwacher Trost, ja fast schon eine 
Drohung zu nennen, wenn die sächsische Antwort ihnen die 

3i> ) vgl. Müller III 359. 

40 ) ebendort 

41 ) Worte aus der Antwort, die der kursächsische Geheime Rat am 
30. Jan. (9. Februar) in Torgau für die Abgeordneten der evangelischen 
Stände in Böhmen ausfertigte (24 B. d. ü. 122). 

") Lebzelter nach Dresden, Prag 3./ 13. Febr. 1620 (25 B. d. U. f. 
138): „Es haben die Abgesandten vorgestern von Dresden zurückge- 
schrieben, und berichtet, daß sie bei höchstgedachtem unserem gnädigsten 
Herrn Audienz erlangt, und hätten sich zwar J. Kurf. Gn. gegen Ihnen 
ganz gnädig erzeiget, sie spüren aber aus allen Umständen, daß I. Kurf. 
Gn. vielmehr der Rom. Kais. Mait. als Ihrem König geneigt, daher man 
sich wegen der starken Kriegspräparation wohl vorzusehen hätte." 



Digitized by Google 



— 35 — 



zweifelhafte Neutralitätserklärung mit auf den Weg gab, daß 
der Kurfürst „auch forthin in terminis defensionis so lange" 
verharren werde, bis von böhmischer Seite „zu einem Widrigen 
nicht Ursache gegeben würde* 4 . 40 ) War es bereits damit im 
Grunde eingestanden, daß die sächsischen Rüstungen sich 
gegen Böhmen richteten, so konnte die Versicherung des 
Antwortschreibens der Geheimen Räte, es handle sich bei 
diesen Rüstungen nur um Maßnahmen, die auf Antrieb der 
Stände vorgenommen wären, und eine Verwendung ihres 
Kriegsvolkcs im Interesse eines anderen werde von diesen 
nie zugegeben werden, 44 ) den böhmischen Gesandten um so 
weniger Sand in die Augen streuen, als diese über die wahre 
Stimmung der sächsischen Stände besser Kenntnis hatten, 
als dem Kurfürsten und seinen Räten lieb sein konnte. Wir 
wissen nämlich aus dem Berichte, den die Gesandten nach 
ihrer Rückkehr in Prag verfaßten, daß sie — gemäß ihrer 
Instruktion, sich von der „Stimmung bei Hohen und Niederen ** 
im Lande nach Möglichkeit Kenntnis zu verschaffen 45 ) — in 
«) vgl. Müller III 359. 

44 ) Wortlaut des Schreibens: „Und weil Sr. Kurf. Gn. diese Ver- 
fassung zur Defension deroselben Land und Leute und Abwendung alles 
Schadens und Gewalt von denselben vor die Hand genommen, und bei 
so beschaffenen Sachen solche nicht teilen noch geringem können, es 
würden auch Sr. Kurf. Gn. Landstände dasselbe nicht ein- 
willigen, so haben die Evangelischen Stände leicht zu erachten, daß 
Sr. Kurf. Gn. Ihrem Suchen und Bitten nicht stattthun könnte noch 
vermögen, es werden auch Sr. Kurf. Gn. Landstände solches nicht be- 
willigen." — Für denjenigen, der die folgenden Ereignisse kennt, liegt 
in diesen Worten eine merkwürdige Ironie. In der Tat haben später 
die sächsischen Stände eine Verwendung ihres Aufgebots im Interesse 
eines andern verweigert, doch war dieser andere nicht der Böhmenkönig, 
sondern der Kaiser. 

<») vgl. Müller III 359. 
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der Tat den Versuch gemacht hatten, mit den Ständen des 
Landes in Beziehungen zu treten und nach dieser Richtung- 
hin auch den allerbesten Erfolg" zu verzeichnen gehabt hatten. 
Je zurückhaltender, ja feindseliger sich die offizielle Politik 
ihnen gegenüber verhielt, desto rückhaltlosere S3Tupathien 
hatten sie bei der Ritterschaft gefunden, und es scheint, als 
wenn sie sich diese Stimmung im Lande sehr geschickt zu- 
nutze zu machen verstanden hätten. 40 ) 

Die kurfürstliche Resolution ist datiert vom 9. Februar. 47 ) 
Am 15. Februar begegnen uns die Gesandten auf dem Leip- 
ziger Kreistage. Inzwischen müssen sie noch einmal nach 
Dresden zurückgekehrt sein, 4 s ) und hier wahrscheinlich war 
es, wo sie in so nahe Beziehungen zu der sächsischen Ritter- 
schaft traten. Dann aber machten sie sich auf den Weg 
nach Leipzig, wo inzwischen bereits die Verhandlungen des 
Kreistages begonnen hatten. 

Der Verlauf, den die Beratungen dieses Tages bisher 
genommen hatten, hatte den Erwartungen und Hoffnungen 
Schön bergs wenig entsprochen. Als erste Enttäuschung 
hatte ihn die Nachricht getroffen, daß der Kurfürst von 
Brandenburg den Tag nicht beschickt habe. Johann Sigis- 
mund war nämlich gerade zwei Tage nach der in Dresden 

**) In der Schluß relation der Gesandten (s. Müller III 360) ist von 
einem bevorstehenden ritterschaftlichen Tage in Meißen die Rede. Sie 
glaubten Grund zu der Annahme zu haben, daß dort von „etzlichen 
vornehmen Ritterstandspersonen" der Krone Böhmen „ersprießliche 
Dienste' 1 geleistet werden würden. 

41 ) s. Anm. 41. 

") Von hier ist der Bericht datiert, den am 13. Febr. bereits Leb- 
zelter in den Händen hatte (s. Anm. 42). Er wird am 11. aus Dresden 
abgegangen sein. 
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erfolgten Ausfertigung des Ausschreibens an die obersäch- 
sischen Stände (am 23. Dezember a. St.) gestorben. Der 
junge Kurfürst Georg Wilhelm, der Schwager des Böhmen- 
königs, zufrieden, einen so günstigen Entschuldigungsgrund 
gefunden zu haben, ließ nun durch seine Geheimen Räte 
erklären, daß er unter diesen Umständen, da er nicht auf- 
gefordert sei, auch den Tag nicht beschicken könne. 49 ) Die 
Folge des Fernbleibens der Brandenburger war* daß auch 
ferner der Pommersche Abgesandte sich an der Besprechung 
über die Aufstellung der Defensionstruppen nicht beteiligen 
zu können erklärte. 50 ) Es war ja selbstverständlich, daß 
Pommern in der Sache nicht eine von Brandenburg ab- 
weichende Politik verfolgen konnte. Das war aber noch 
nicht alles. Auch die Weimarer Abgesandten hielten sich 
von den Beratungen fern, weil die Präcedensfrage zwischen 
ihnen und den Altenburgischen Gesandten zu ihren Ungunsten 
entschieden wurde. Daß Weimar auch sachlich einen dem 
kursächsischen völlig entgegengesetzten Standpunkt einnahm, 
ist uns mehrfach entgegengetreten. Johann Ernst, das 
Haupt der Weimarer Linie, hielt es noch für nötig, diesen 
abweichenden Standpunkt bei dieser Gelegenheit noch in 
ganz besonders schroffer Weise zum Ausdruck zu bringen. 
Er richtete an seine versammelten Mitstände ein Schreiben, 
das alle Vorwürfe, die von seiten Kursachsens den Böhmen 
gemacht wurden, als nichtig und haltlos hinstellte.* 1 ) Viel- 
leicht infolge dieses Schreibens, möglicherweise aber auch 

") Kurfürstlich Brandenburgische Statthalter und Räte an die in 
Leipzig versammelten Stände des obersächsischen Kreises. Cölln a. Spr. 
26. Jan. (4. Febr.) 24 B. d. U. f. 53. 

^ Der Gang der Verhandlungen : vgl. Müller III 856. 

M ) Weimar, den 3. (13.) Februar (24 B. d. U. f. 175). 
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unter dem Eindruck der böhmischen Gesandtschaft, von der 
später die Rede sein wird — sie langte gegen den 
Schluß der Tagung in Leipzig ein — , geschah es, daß 
der Gesandte des Fürsten von Anhalt, der an den Be- 
ratungen bis zum Schluß, ja noch bei Abfassung des Ab- 
schiedes selbst tätig teilgenommen und seine ausdrückliche 
Zustimmung zu demselben gegeben hatte, bei der unter- 
schriftlichen Vollziehung des Abschiedes nicht erschien und 
dieses Ausbleiben mit der leeren Ausrede entschuldigte, er 
müsse noch auf Resolution seines Herrn warten.* 2 ) 

Diesen vier widerstrebenden Elementen standen aber 
immer noch in der überwiegenden Mehrheit die kleinen 
politisch unselbständigen Stände gegenüber, die innerhalb des 
kursächsischen Machtbereiches gelegen, wie sonst auch dies- 



M ) Alle diese eben geschilderten Vorgänge faßten Schönberg und 
Christoph von Loß in ihrem Bericht vom 5. (15.) Februar an den Kur- 
fürsten (24 B. d. U. f. 188) zusammen ; es heißt dort : „Allein ist wegen 
Kurbrandenburg, wie E. Kurf. Gn. hiebevor angedeutet worden, niemand 
erschienen, der Pommersche Gesandte hat teils Punkte ad referendum 
angenommen, die Weimarischen, ob sie wohl noch allhier, sind nicht 
zur. Konsultation gekommen, der Anhaltische aber hat bei Vollziehung 
des Abschiedes, ungeachtet er allen Deliberationibus beigewohnet, und 
mit einem und dem andern Punkt, auch dem abgelesenen Konzept des 
Abschiedes, nachdem er unterschiedliche Erinnerungen gethan, zufrieden 
gewesen, nicht erscheinen wollen, vorgebend, er erwarte von seinem 
gnädigen Fürsten und Herrn stündlich eines und andern halben Re- 
solution. Ehe er solche erlange, könne er den Abschied nicht voll- 
ziehen. So ist auch bei Beschluß dieser Versammlung ein Schreiben 
vom Herzog Johann Ernst dem Jüngeren zu Sachsen einkommen, dar- 
innen die meisten Punkte des Ausschreibens diffikultirt werden. Daß 
sichs also ansehen läßt, als wollte der Effekt dieses Kreistages etwas 
hart hergehen, doch wirds die Zeit geben." 
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mal mit Kursachsen gingen.* 8 ) Daher war es Schönberg 
immer noch möglich, die Verhandlungen, welche nach diesen 
Präliminarien am 11. Februar begannen, 54 ) zu einem für 
Sachsen einigermaßen günstigen Abschluß zu bringen. Er 
setzte durch, daß neben den Rüstungen in zulässig weitestem 
Umfange — man bewilligte 60 Römermonate 5 *) — auch die 
geplante Koniunktion der beiden sächsischen Kreise anzu- 
bahnen beschlossen wurde. Im Abschied vom 15. Februar M ) 
wurden diese beiden Punkte festgelegt. 

Damit war denn für Sachsen soviel erreicht, daß man 
wenigstens ein Dokument in den Händen hatte, mit dem 
man an die Niedersachsen herantreten konnte, um sie für die 
eigenen Pläne zu gewinnen. Hingegen blieb es auch Schön- 
berg nicht verborgen, daß dieser Kreistagsabschied tatsächlich 
doch eine sehr geringe praktische Bedeutung hatte und 
eigentlich nur die sächsische Niederlage dürftig verhüllte. 
Denn jene vier renitenten Stände repräsentierten, wenn man 
von Kursachsen absieht, die Hauptstärke des Kreises. Ihre 
Beiträge beliefcn sich auf nahezu die gleiche Höhe wie die 



M ) Es waren dies Sachsen -Altenburg, Quedlinburg, Gernrode, 
Walkenriet, Schwarzburg, Mansfeld, Stolberg, Hohenstein, Barby, Reuü, 
und Schönburg (Verzeichnis im 24 B. d. U. f. 1); vgl. Müller III 364. 

M ) vgl. Müller III 356. 

M ) Auch in diesem Punkte verzeichnete Schönberg einen kleinen 
Erfolg, als er, wie seine Instruktion ihm ans Herz legte, die Umwandlung 
des Aufgebots in Geldzahlung erlangte. Man wollte sich danach auf 
sächsischer Seite die Möglichkeit offen halten, das zu rein defensiven 
Zwecken bewilligte Aufgebot gegebenenfalls im Dienste einer aktiven 
Politik leichter verwenden zu können. 

M ) Obersächsischer Kreistagsabschied Leipzig, d. 5. (15.) Febr. 1620 
<24 B. d. ü. f. 202). 
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aller übrigen Stände, Kursaehsen eingerechnet. *~) Unter diesen 
Umständen mußte, wie es ja nachher auch vor allem von 
selten Brandenburgs wirklich eintrat, die Weigerung dieser 
Stände, 68 ) den Kreistag und seinen Abschied als gültig an- 
zuerkennen, den ganzen Erfolg illusorisch machen. 

Immer noch war Schönberg das Glück günstig gewesen ; 
denn er hatte diesen Scheinerfolg noch schnell erlangen 
können, ehe die Böhmen auf dem Kreistage erschienen waren 
und auf die Beschlüsse einwirken konnten. Wir werden 
nicht weit fehlgehen, wenn wir die Ankunft der böhmischen 
Gesandtschaft in Leipzig etwa auf den 13. Februar fixieren 5 ") 
und annehmen, daß die ersten Tage ihrer Anwesenheit durch 
Verhandlungen mit den einzelnen Ständen, vor allem mit den 
Kursächsischen Vertretern in Anspruch genommen waren. 
Wie wir uns entsinnen, ging Schönbergs Instruktion dahin, 
unter allen Umständen zu verhindern, daß das böhnüsche 
Hilfsgesuch Gegenstand einer Beratung und Beschlußfassung 
auf dem Kreistage werde. In der Tat hat Schönberg dieses 
diplomatische Kunststück fertig zu bringen gewußt. Ihm 
zweifelsohne werden wir es zuzurechnen haben, wenn die 
böhmische Gesandtschaft erst am 15. Februar, an demselben 
Tage, wo bereits der Abschied vollzogen ward, zur Versamm- 
lung Zutritt erhielt, wodurch natürlich ihre politische Aktion 
von vornherein lahmgelegt wurde. Denn unter solchen 



M ) Das Zahlenverhältnis ist unter Zugrundelegung eines Römer- 
monats 4268 (Kursachsen und seine Partei) zu 3728 fl. (Brandenburg und 
die andern). 

**) vgl. Müller III 365 f.; dgl. He ermann, Beitrag zur Ergänzung 
und Berichtigung der Lebensgeschichte Joh. Emsts d. Jüng. v. Weimar 
S. 170-171. 

w ) Wie oben S. 36 bemerkt, waren sie am 11. noch in Dresden. 
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Umständen konnten natürlich ihr Hilfsgesuch und ihre Be- 
teuerungen, daß die Sache ihres Königs eine Religionssache 
sei, die die Unterstützung aller Protestanten verdiene, keinen 
Erfolg haben. Das Einzige, was sie erhielten, war ein in 
allgemeinen, nichtssagenden Wendungen abgefaßtes Antwort- 
schreiben des Kreistages an ihre Auftraggeber, die evange- 
lischen Stände in Böhmen. 00 ) Mit aller erdenklichen Vorsicht 
umging dieses merkwürdige Schreiben die eigentliche Kern- 
frage und begnügte sich mit leeren Worten, in denen dem 
Königreich Böhmen alles Gute, und daß es bald wieder zu 
Ruhe und inneren Frieden gelangen möge, gewünscht wurde. 
Zur Sache wurde einzig bemerkt , daß die Gesandten ihrem 
Herrn über das böhmische Anbringen Bericht erstatten 
würden. Damit war dann der kritische Moment der Ver- 
handlung glücklich überstanden, Schönbergs Instruktion aber 
hatte, wie man sieht, eine wörtliche Erfüllung gefunden. 01 ) 



fl0 ) Der Kurfürsten, Fürsten und Stände des löbl. übersächs. Kreises 
allhier anwesende Räte und Gesandte an die ev. Stände des Königr. 
Böhmen, Leipzig, 5. (15.) Febr. 1620 (24 B. d. ü. f. 173). 

öl ) Ganz richtig hat schon Müller (III 360) auf den merkwürdigen 
Widerspruch hingewiesen, in dem zu diesem sich aus den Akten ergeben- 
den tatsachlichen Verlauf des Leipziger Tages der Schlußbericht steht, 
den die böhmischen Gesandten selbst von den Ergebnissen -ihrer Mission 
abstatteten, und aus dem Müller (a. a. 0.) Stücke mitteilt. Der Bericht 
weiß nicht genug Schönbergs und Lossens Entgegenkommen zu rühmen 
und fließt über von dem Bewußtsein, daß die Dinge für Böhmen durch- 
aus günstig stehen, während doch der früher zitierte Bericht, den die 
Gesandten von Torgau zurückkehrend in Dresden etwa am 11. Februar 
geschrieben, so viel nüchterner auf die bedenkliche Hinneigung des Kur- 
fürsten zur kaiserlichen Sache und auf die Gefahr hingewiesen hatte, 
welche unter diesen Umständen die sächsischen Rüstungen für Böhmen 

in sich schlössen. Es kann kein Zweifel sein, daß dieser Wechsel der 
Schz. 4 
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Bei Licht besehen war freilich dieser unleugbare Erfolg 
der sächsischen Politik doch immer nur ein negativer. Es 
war verhindert, daß sich der Kreistag für die böhmische 
Sache direkt erklärte, aber man war weit entfernt davon 
geblieben, zu erreichen, daß hier im Norden unter sächsischer 
Leitung ein großer, achtunggebietender, lutherischer Bund 
zustande kam, der seine Spitze gegen das kalvinistische 
Königtum der Böhmen richtete. Und das war doch eben 
das letzte Ziel der Politik Schönbergs gewesen. 

Überblicken wir noch einmal die drei Veranstaltungen 
der letzten Wochen, die im Sinne Schönbergs diesem Ziele 
dienen sollten, den Vetterntag, den sächsischen Ständetag, 
den obersächsischen Kreistag, so kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß jeder dieser Akte für die sächsische Politik 
eine Niederlage bedeutete, von denen die folgende immer 
empfindlicher war als die vorhergehende. — 

Es war ein merkwürdiges Spiel des Zufalls gewesen, 
daß fast in demselben Augenblicke, wo die böhmischen Ge- 
sandten in Torgau anlangten, dort auch ihre erbittertsten 
Rivalen und Feinde, kaiserliche Boten, eintrafen. Für den 
sächsischen Hof war dieses Zusammentreffen natürlich höchst 
peinlich gewesen. Unmöglich konnte Johann Georg die einen 



Stimmung auf Schönbergs Rechnung zu setzen ist. Mit erstaunlicher 
diplomatischer Virtuosität hat er es [offenbar verstanden, die minder 
günstigen Eindrücke, die die Gesandten von Torgau mitgebracht hatten, 
zu verscheuchen und ihnen die Dinge in einem anderen Lichte darzu- 
zustellen, das jeden Zweifel an den Sympathien Sachsens und seiner 
Mitstände ausschloß. Nur so konnte man, wie wir von Lebzelter er- 
fahren (s. Müller III 360), in Prag den Eindruck erhalten, daß diese 
Gesandtschaft, die doch so gar nichts Positives erreicht hatte, die 
glänzendsten Erfolge gehabt hätte. 
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wie die anderen gleichzeitig- an seinem Hofe beherbergen. 
Er mußte sehen, nacheinander mit ihnen zu verhandeln. 
Da nun offenbar die böhmische Gesandtschaft zuerst an- 
gelangt und schon in Torgau war, so kam man auf den 
Ausweg, die Kaiserlichen einstweilen in dem etwa V!. 2 Meilen 
südlich von Torgau gelegenen kurfürstlichen Jagdschloß 
Sitzenroda festzuhalten. 04 ) Erst nachdem man dann schnell 
die Böhmen abgefertigt hatte (die ihnen gegebene Resolution 
datiert, wie bemerkt, vom 9. Februar), konnten die kaiser- 
lichen Gesandten vorgelassen werden. Wir dürfen aber an- 
nehmen, daß die eigentlichen Verhandlungen bis zur Rückkehr 
Schönbergs aus Leipzig (nach dem 15. Februar) aufgespart 
blieben. 

Wir hatten die Verhandlungen des Kaisers mit Kursachsen 
verfolgt bis zu dem Moment, wo Johann Georg Ferdinand 
die Antwort auf die von Liechtenstein geführte Gesandtschaft 
zukommen ließ. **) Wir lernten dabei die abwartende Haltung 
Sachsens kennen, das nur den einen Punkt, der Reichs- 
versammlung zustimmend, aus dem kaiserlichen Antrag heraus- 
gegriffen und im Anschluß daran gleich die niedersächsischen 
Gravamina aufs Tapet gebracht hatte. An der nun war Fer- 
dinand ja wenig gelegen, noch weniger dachte er aber daran, 



•*) Wir erfahren hiervon aus dem Schlußbericht der böhnii.schen 
Gesandten. Den Böhmen war die Ankunft der Kaiserlichen natürlich 
auch nicht entgangen, und sie vermuteten ganz richtig, diese hätten 
„unzweifelhaft gleiche Versuche wie wir angebracht". Aber Schönberg 
wußte ihnen die Sache in einem harmlosen Lichte darzustellen, daß sie 
ganz beruhigt waren. Noch beim Abschied scherzte und spottete man 
über die in Sitzenroda wartenden Österreicher. — Über Sitzenroda vgl. 
O. E. Schmidt, Kursächsische Streifzüge S. 105-7, Leipzig 1902. 

M ) vgl. auf S. 18 Anm. 13. 

4' 
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den Xiedersachsen irgend welche Konzessionen zu machen. 
Daher ging- er in seiner Rückäußerung auf die sächsische 
Antwort (aml3. November* 4 ) auf diese Andeutungen gar nicht 
ein, sondern betonte noch einmal, daß er sich mit der Hoff- 
nung trage, Johann Georg werde ihm neben den andern 
Reichsständen mit „zur Dämpfung des Feuers beistehen*". 65 ) 

Es ist nun in hohem Grade bemerkenswert, zu sehen, 
wie die sächsische Antwort **) auf dieses Kaiserliche Schreiben 
ausfiel. Zunächst ist zu betonen, daß sie im Prinzip an der 
ursprünglichen Stellungnahme festhält. Wieder begegnet uns 
das „soweit eingerissene Mißtrauen' 4 unter den Protestanten, 



**) Kaiser an Kurfürst v. Sachsen. Khinberg, den 13. November 1619 
(17 B. d. U. f. 315). 

w ) Worte des Schreibens der vorigen Anm. : „Weil mir dann 
diesem überhand nehmenden Unheil allein zu steuern all zu schwer 
fallen will, und dies eine Sache ist, die nicht allein mein Haus, sondern 
zumal das ganze römische Reich betreffen thut, so erfordert nunmehr 
die hohe Notdurft und Billigkeit, daß die vornehmsten Mitglieder des 
Rom. Reidies das Ihrige nicht allein mit Rat, sondern auch mit der 
That dazuthun, damit diesen allzuschweren Last und Ungemach vor- 
kommen und begegnet werde; setze solchem nach in keinem Zweifel, 
E. L. werden an Ihrem Orte Ihre jederzeit gegen mir, meinem ganzen 
Hause und dem gemeinen Wohlstand des Reiches erwiesene treueifrige 
Anneigung auch in dieser Extremität scheinen lassen, und wie ich Sie 
in Neulichkeit durch meinen sonderbaren Abgesandten ersucht, dies 
Werk in guter sorgfältiger Obacht nehmen, und neben anderen Ihren 
Mitkurfürsten dasjenige einraten und ins Werk richten helfen, was zur 
Dämpfung dieses Feuers und Aufrechterhaltung des heiligen Reichs, in- 
sonderheit aber Vernichtung dieser novo et pessimo exemplo auch 
wider alles Recht und Reichssatzuogen vorgenommenen Änderungen 
und Wahl notwendig und verträglich ist." 

w ) Kurfürst v. Sachsen an Kaiser, Wittenberg, 7. (17.) Dezember 
1619 (ebenda f. 318). 



Digitized by Google 



— 45 — 



ein Hinweis auf die unerledigte niedersächsische Frage. 
Wieder wird verlangt, daß dieser Stein des Anstoßes zunächst 
beseitigt werden müsse. Aber wohlgemerkt — daneben 
kommt doch hier schon ganz deutlich die Bereitwilligkeit 
Sachsens zum Ausdruck, wenn jenes Mißtrauen behoben ist, 
dem Kaiser Hilfe zu leisten, und zwar nicht nur mit eignen 
Mitteln, sondern durch Bildung eines Bundes der norddeutschen 
Reichsstände, oder wie der Kurfürst sich ausdrückt, durch 
eine „allgemeine feste Zusammensetzung". 07 ) Man sieht, was 
bisher umgangen war, spricht sich in diesem Schreiben zum 
ersten Male deutlich aus: Johann Georg wollte dem Kaiser 
helfen, wenn dieser ihm seine Hilfeleistung und eigne Haltung 
ermöglichte. 

Das entscheidende Wort, das den weiteren Fortgang der 
deutschen Dinge in dieser Zeit nicht unwesentlich mit be- 
stimmt hat, war damit gefallen: gewiß für den Kaiser ein 



Ä7 ) Des Kurfürsten Worte : ,.Wie aber leichtlich zu erachten, daß 
einem Stand allein, dergleichen Unwesen zu remediren, allzuschwer, ja 
ganz unmöglich, sonderlich, da ich als mit der Gefahr um und um um- 
geben, allein damit genugsam zu thun, wie mein Land und Leute vor 
einbrechender Gewalt defendirt werden möchten, und demnach den 
Sachen anders und besser nicht als durch eine allgemeine feste 
Zusammensetzung, welche doch bei dem soweit eingerissenen 
Mißtrauen sich auch schwerlich wird praktiziren lassen, zu raten. 
Also zweifle ich nicht, E. K. M. werden darauf allergnädigst bedacht 
sein, wie dergleichen Zusammensetzung ehist zu Werke gerichtet 
werden möge, da alsdann deswegen etwas an mich gelanget, und von 
E. K. M. oder meinen vorgehenden Mitkurfürsten mir Mittel und Wege, 
dadurch man zu dem gewünschten Ende zu gelangen erhoffet, ange- 
deutet werden, will ich mich darauf gerne der Gebühr und 
Billigkeit auch also, wie es leider die große Not erfordert, 
erzeigen/ 4 
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nicht geringer Erfolg. Wie hoch man in Wien dieses säch- 
sische Entgegenkommen einschätzte, erkennt man am besten 
aus dem Umstände, daß man unverweilt Zugriff. 

Das sächsische Schreiben trägt das Datum des 17. Dez. 
Bereits am 22., also unmittelbar, nachdem es in Wien ange- 
kommen sein konnte, wurde hier eine Gesandtschaft an den 
kursächsischen Hof abgeordnet. 68 ) Ihre Träger waren: der 
Herzog Julius Heinrich von Sachsen-Lauenburg und der 
kaiserliche Rat Hieronymus von Elvern. Welche Aufträge, 
Forderungen oder Angebote brachten diese mit ? 

Ganz ähnlich wie vor 4 Monaten bei der Gesandtschaft 
Liechtensteins stand auch jetzt wieder im Mittelpunkt des 
kaiserlichen Gesuches os> ) jene Reichsversammlung, die die 
öffentliche Ordnung wiederherstellen sollte. Zugleich aber 
griff der Kaiser natürlich das sächsische Angebot einer Ver- 
einigung der norddeutschen Stände begierig auf und legte es 
dem Kurfürsten dringend ans Herz, „zu einem solchen Ge- 
meinnützig Gott wohl gefälligen Effekt gut ersprießliche 
Offizia prästiren *' zu wollen. Ja er ging bereits noch einen 
Schritt weiter. Nicht nur die „andern Kurfürsten und Stände 
im ober- und niedersächsischen Kreis" sollte Johann Georg 
ihm zuführen, sondern auch den Herzog von Württemberg, 
die Reichsstädte und anderen Stände, „so der Augsburgischen 
Religion zugethan und sich zur Union geschlagen". Was aber 
bot er nun seinerseits dem Kurfürsten an? War er bereit, 

•*) vgl. Müllerin 322. 

M ) Memorial der Kaiserlichen Gesandten, Julius Heinrich, Herzog 
von Sachsen-Lauenburg und Hieronymus von Elvern, so dem Kurfürsten 
von Sachsen überreicht (25 B. d. U. f. 268). Die beiden andern Memorials 
(ebenda f. 357 u. 358) dazu vgl. Müller III 322 f.; dgl. GindelyII418 
u. Ritter III 85. 
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die Bedingungen zu erfüllen, die ihm Johann Georg gestellt 
hatte? Wollte er vor allein die niedersächsische Frage in 
einem Sinne lösen, wie es allein nach dem Herzen des Kur- 
fürsten und seiner Räte sein konnte? Die beste Antwort auf 
die Frage liegt in der Tatsache, daß weder der nieder- 
sächsischen Gravamina, noch überhaupt „des allgemeinen 
Mißtrauens" unter den Protestanten, dem, wie wir sahen, 
die sächsischen Schreiben eine solche Bedeutung beilegen, 
auch nur mit einem Worte in dem von den Gesandten über- 
reichten Memorial gedacht wird. Dagegen finden wir hier 
nun zum ersten Male schriftlich fixiert, was man bisher (bei 
Gelegenheit der Liechtenstein'schen Gesandtschaft) nur münd- 
lich anzudeuten gewagt hatte. Man bot dem Kurfürsten an 
Stelle jener von ihm verlangten Konzessionen im Interesse 
des Protestantismus überhaupt, und der niedersächsischen 
Stände insbesondere, Sondervorteile, die ihn eben zur Preis- 
gabe jener allgemeinen Interessen bewegen sollten. Der 
Kaiser, so heißt es geradezu im Memorial, sei „erbötig, 
solche Freundschaft wiederum zu rekompensiren" und dem 
Kurfürsten also entgegenzukommen, daß er „damit wohl zu- 
frieden werden" könne. Man stellte es ihm freigebig sogar 
anheim, sich selbst seinen „Rekompens" zu wählen. 70 ) 

Solcher Aufträge entledigten sich die kaiserlichen Ge- 
sandten am kursächsischen Hofe zu einer Zeit, als gerade 
die protestantisch-deutsche Politik Sachsens in Leipzig Schiff- 
bruch litt. Dieses Zusammentreffen konnte für die Haltung 
Johann Georgs der Gesandtschaft gegenüber nicht ohne 
Folgen sein, und zwar mußten sich die Einwirkungen in 
doppelter Richtung bemerkbar machen. 

70 ) vgl. das bei Müller III 323 z. T. abgedruckte Memorial. 
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Hatte auf der einen Seite der Kaiser auch jetzt wieder 
geflissentlich die niedersächsische Frage unberührt gelassen, 
so sah sich Johann Georg nunmehr, noch ganz unter dem 
Eindruck des Leipziger Mißerfolges, veranlaßt, mit entschie- 
dener Deutlichkeit und einer Schärfe, die wir aus den bis- 
herigen Schreiben nicht gewöhnt sind, auf die Wichtigkeit 
dieses Punktes hinzuweisen. Er teilte dem Kaiser in seinem 
Antwortschreiben vom 22. Februar 71 ) mit. daß die Stände, 
falls ihnen von Seiten der Katholiken * eine Versicherung ge- 
geben würde, „noch schwieriger werden", mit anderen Worten, 
daß die Gefahr drohe, sie könnten sich der Union anschließen. 
Johann Georg ging entgegen seinen früheren Forderungen 
noch weiter; er wünschte jetzt, den im Jahre 1613 geplanten 
Kompositionstag, 7 ' 2 ) den die Katholiken hintertrieben hatten, 
wieder aufzunehmen und dort die Niedersachsen zufrieden zu 
stellen. Entsprach ein solcher Standpunkt der ganzen bis- 
herigen Politik Sachsens, die beiden sächsischen Kreise zur 
aktiven Teilnahme am Kriege zu bewegen, so trat jetzt be- 
sonders das Moment in den Vordergrund, daß man womöglich 
ihrer Feindschaft zu begegnen habe, und das war zweifellos 
die größere Gefahr für den Kaiser. Johann Georg hielt also, 
wie man sieht, seine alte Politik vollständig aufrecht, ja, er 
legte scheinbar jetzt besonderen Nachdruck darauf. Gleich- 
wohl aber finden wir, daß auch jene Andeutungen der Ge- 
sandten auf Sondervorteile für Sachsen am kurfürstlichen 
Hofe nicht ungehört blieben. Es erfolgte nämlich unmittelbar 
nach dem kaiserlichen Anbringen die Abordnung einer säch- 



7l ) Kurfürst von Sachsen an Kaiser, Torgau, 12. (22.) Febr. 1620 
(25 B. d. U. 360). Abgedruckt bei Müller III 323. 

") vgl. Ritter II 384 ff. 



Digitized by Google 



— 49 — 



sischcn Gesandtschaft nach Wien, um diesen Punkt weiter 
zu verfolgen. 78 ) 

Trat also Sachsen jetzt in die Bahn einer Sonderpolitik 
mit dem Kaiser, so haben wir die Gründe dafür nicht zum 
wenigsten in dein Ergebnis des obersächsischen Kreistages 
zu suchen. Wir hatten gesehen, wie sich die Stände den 
kurfürstlichen Plänen, einen protestantischen Bund zu grün- 
den, ganz unzugänglich zeigten. Das aber konnte eben nur 
die Folge haben, daß Sachsen jene Politik mehr und mehr 
fallen ließ und jetzt begann, seine eigenen Wege zu gehen. 
Der Dresdener Hof handelte also mehr gezwungen als aus 
freien Stücken. Allerdings war es dabei nicht ohne Bedeu- 
tung, daß des Kaisers Anerbietungen sehr verlockend waren. 
Bot sich darin doch die günstige Gelegenheit, das Machtge- 
biet des Kurfürstentums zu erweitern. Und schon hatte man 
in Dresden ganz bestimmte Wünsche, deren Erfüllung man 
jetzt zu erreichen hoffte. 

Bekanntlich hatte sich der anhaltische Gesandte auf dem 
obersächsischen Kreistage besonders renitent gezeigt, was ja 
auch ganz begreiflich war, da sein Herr und Gebieter vom 
ersten Augenblick an mit dem Böhmenkönig in engster Ver- 
bindung stand. War man in Sachsen jetzt entschlossen, an 
dem Sturze des pfälzischen Königtums in Böhmen mitzuwirken, 
so mußte mit Friedrich auch Christian von Anhalt fallen, und 
auf sein Gebiet, das für Johann Georg nur zu günstig lag, 

73 ) Das einzig sichere Datum, das wir über diese sächsische 
Mission an den Wiener Hof haben, ist der 25. Februar. Es heißt 
nämlich in dem „Extract dessen, so bei Kursachsen in causa Religionis 
anbracht und bei der Kaiserlichen Hof-Kanzlei zu finden 4 * (W. A. Sax. 2d) : 
„In der Kaiserlichen nach Kursachsen dem Herrn von Dohna am 26. Febr. 
aufgetragenen Kommission usw.' 4 
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zielten jetzt die sächsischen Pläne: darin sollte der Preis 
bestehen, welchen man für die Anteilnahme am Kriege auf 
Seiten des Kaisers zu erringen hoffte. 74 ) 

Doch auch noch nach einer anderen Seite richtete man jetzt 
in Sachsen sein Augenmerk. Denn kaum konnte es ohne 
jeden politischen Hintergedanken geschehen sein, daß man 
als Pfand für die aufzuwendenden Kriegskosten gerade die 
Lausitzen fordern wollte, die ja, wie wir wissen, 75 ) seit Jahr- 
hunderten im Mittelpunkte der sächsischen Vergrößerungs- 
politik gestanden hatten. 

Diese Vermutung, daß man jetzt wieder jene alte Lausitz- 
politik aufnahm, scheint noch weitere Bestätigung zu finden 
in der Tatsache, daß man am sächsischen Hofe jetzt schon 
den Exekutionskrieg, der sich im allgemeinen gegen die böh- 
mische Monarchie richten sollte, speziell in den Lausitzen zu 
führen gedachte. ™) Aus welchen Gründen konnte das anders 



74 ) Einen Beweis dafür, daß man damals schon in Dresden solche 
Absichten verfolgte, liefert uns der Bericht, den der spanische Gesandte 
am Kaiserlichen Hofe am 4. März an Philipp III. über Dohnas Mission 
in Wien erstattete (vgl. Gindely II 423). Es wird darin Anhalt ge- 
nannt, während ja nur Dohna in seinem Memorial vom 9. März von 
einem im Reiche etwa zur Erledigung kommenden Fürstentum spricht. 
Doch wir glauben dem spanischen Berichte, und zwar deswegen umso- 
mehr, als ja nachher tatsächlich von Sachsens Seite dahin gehende 
Schritte getan sind. (3. Buch Relationen von Hans Zeidler.) 

7ft ) vgl. S. 33 Anm. 38. 

™) In der Weisung vom 6. Juni 1620 an Dohna (W. A. G.) kommt 
Ferdinand darauf zurück, daß die erste Fassung der Kommission, die 
nämlich den Exekutionskrieg in den Lausitzen und Schlesien vorschrieb, 
ja nur auf besonderen Wunsch Johann Georgs ausgestellt worden wäre. 
Dohna hatte demnach diesen Vorschlag mit nach Wien gebracht. 
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geschehen sein, als daß man sein Pfandobjekt auch tatsächlich 
in Besitz nehmen wollte? 

Solche Bedingungen ") sollte nun am kaiserlichen Hofe 
der Burggraf Karl Hannibal von Dohna stellen, der Mann, 
welcher ein besonderes Interesse daran hatte, daß in den 
Lausitzen die böhmische Herrschaft möglichst bald wieder 
beseitigt wurde. Wir können auch aus dieser Tatsache 
weitere Schlüsse ziehen. Wenn Dohna, der langjährige Ober- 
lausitzer Landvogt, der in die innersten Verhältnisse des 
Markgrafentumes den tiefsten Einblick genommen hatte, jetzt 
nach Wien kam und an den Kaiser das an sich bedenkliche 
Ansinnen stellte, alte Erblande, wenn auch nur auf Zeit, 
aus der Hand zu geben, so konnte gerade er jegliche 
Bedenken Ferdinands beseitigen ; denn wie wir wissen, hatte 
Dohna sehr optimistische Anschauungen über die Stimmung 
in den Lausitzen. Nach seiner Ansicht waren jene Unter- 
tanen nur durch die Majorität dazu gedrängt worden, „mit 
den Wölfen zu heulen Ohne weiteres würden sie sich 
jetzt dem Kaiser wieder anschließen, wenn sie nur dazu 
aufgefordert würden und eines gewissen Schutzes gegen die 



77 ) An dieser Stelle hat Knothe (Der Anteil der Oberlausitz an 
den Anfängen des 30jährigen Krieges. N. L. M. B. 56 S. 53 Anm. 4) 
den Zweifel angeregt, ob Johann Georg tforn Kaiser wirklich all das 
als Bedingung aufgestellt hat, was damals in Wien Gegenstand der 
Verhandlung wurde, und zwar bezieht er sich auf den Wortlaut der 
Kaiserlichen Schreiben. „Der Kaiser erbiete sich 1 *, „er habe sich vorher er- 
boten" dem gegenüber sei das Memorial (vgl. Müller III 323) angeführt: 
Johann Georg sollte selbst vorschlagen, was für einen Rekompens er 
begehrte. Auch abgesehen hiervon, ergibt der ganze Zusammenhang, 
daß es sich um sächsische Forderungen gehandelt hat, der Kaiser hätte 
nie aus freien Stücken z. B. den Majestätsbrief erwähnt. 
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Rache der Böhmen sicher wären. :s ) Unter diesen Verhält- 
nissen konnte natürlich der Exekutionskrieg Sachsens in den 
Lausitzen keine nennenswerten Kosten verursachen. Doch 
auch im andern Falle, daß nämlich die Kosten eine unvor- 
hergesehene Höhe erreichten, konnte die Verpfändung 1 der 
Lausitzen dem Kaiser auch noch ganz ungefährlich erscheinen; 
denn Dohna, der mit den Finanzen und den sonstigen Geld- 
quellen in den Lausitzen vertraut war wie keiner, war fest 
überzeugt, daß man den Forderungen stets gerecht werden 
könne. T »). 

Fassen wir das eben Gesagte zusammen, so finden wir, 

n ) Das spricht Dohna selbst in seinem „Geringschätzigen Bedenken", 
welches er im Juni 1620 dem kurfürstlichen Hof eingab (32 B. d. U. 
f. 337), aus : „So ist auch garnicht zu zweifeln, daß viel ehrliebende 
Gemüter zu den Landen zu finden, die Ihr. Kais. Mait. gerechte Sache 
noch wohl zugethan, wegen Mangel aber an aller Assistenz mit den 
Wolfen zu heulen gedrungen worden. Denn wie schwer die Landstände 
in Oberlausitz zu solchem Abfall gebracht worden, weist ihre ausführ- 
liche Deduktion, die sie ihren damaligen Gesandten zugeschickt, warum 
sie in einige Rejektion willigen, viel weniger zu neuer Wahl verstehen 
könnten, mit mehrerem. Mit was Mühe und Beteuerungen man die 
Erbfürstentümer in Schlesien fast mit den Haaren dazugezogen, solches 
ist aus ihrer deswegen eingewandten Protestation und vom damaligen 
Fürstentag zu ihren Prinzipalen genommenen Regreß, zu Genüge zu 
sehen, das auch also in keinerlei Weise zu zweifeln, daß in denselben 
Mgrftümern und Erbfürstentümern ihrer viel und fast die meisten ihnen 
solchen unverantwortlichen Abfall hochlichen mißfallen lassen, und gern 
resipiscirten, wenn sie nur einiges Schutzes versichert wären. Dannen- 
hero desto mehr zu hoffen, daß sie mehrerteils ohne Schwertstreich 
Ihr. Kurf. Gn. als Ihr. Kais. Mait. großmächtigen Kommissario sich 
untergeben würden." 

7Ö ) Die weiteren Ausführungen desselben Schriftstücks abgedr. b. 
Müller III 399. 
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daß Sachsen im Begriff stand, gegen den Kaiser einen MeisTer- 
zng zu führen, indem es für die Durchführung seiner alten 
und zugleich neuen politischen Pläne gerade den Mann zu 
wählen wußte, dessen eigenstes Interesse vollständig auf 
das gute Gelingen der ganzen Politik gestellt w T ar. Bei- 
läufig sei dabei noch bemerkt, daß der katholische Burggraf 
zum katholischen Kaiser als sächsischer Gesandter ging, eben- 
so wie sich die geistlichen Kurfürsten des protestantischen 
Landgrafen als Unterhändlers mit dem protestantischen Kur- 
fürsten von Sachsen bedient hatten. 

Doch mit diesen Bedingungen, die Johann Georg an Ferdi- 
nand für seine Hilfeleistung stellte, war die Mission Dohnas 
noch nicht zu Ende. Vielmehr ergibt sich aus dem Gang 
der Verhandlungen, daß Johann Georg durch Dohna auch 
Sicherstellung der Protestanten verlangte. Waren bereits 
im Kurfürstlichen Schreiben an den Kaiser diese Forderungen 
gegen die früheren erweitert, so tat Johann Georg es hier 
in noch größerem Umfange, indem er nämlich nicht nur die 
Versicherung der Protestanten im Reiche — das waren die 
Niedersachsen — verlangte, sondern auch den Majestätsbrief 
in Böhmen und den inkorporierten Landen wünschte er jetzt 
von Ferdinand anerkannt zu sehen. Man erkennt hieraus, 
daß er keineswegs daran dachte, die Protestanten preiszu- 
geben. Im Gegenteil, er war sich wohl bew ußt, daß er jetzt 
gerade in dem Augenblick, wo er dem Kaiser zum Siege ver- 
helfen wollte, umso entschiedener auf solche Garantien dringen 
müsse. War es doch klar, daß den Böhmen sonst auf jeden 
Fall ihre freie Religionsübung entzogen werden würde, wenn 
von kaiserlicher Seite kein bindendes Versprechen vorlag. 

Mit solchen Aufträgen war Dohna in Wien angekom- 
men, und es ist wohl begreiflich, daß man hier über seine 
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Mission große Genugtuung empfand : *°) war doch der Erfolg, 
den die kaiserliche Partei jetzt errungen hatte, wahrlich kein 
unbedeutender. Mit augenscheinlicher Bereitwilligkeit kam 
Ferdinand auch den Bedingungen Johann Georgs nach, so- 
weit sie das Sonderabkommen betrafen. Er versprach nicht 
nur, ihn im Reiche mit einem deutschen Fürstentume, das 
etwa zur Erledigung kommen würde, zu belohnen, sondern 
auch auf die Erstattung der Kriegskosten und eventuelle 
Verpfändung der Lausitzen ging er bedingungslos ein. 81 ) 

In dem letzten Falle übersah er offenbar die weittragen- 
den Folgen, die das Zugeständnis, vor allem die Anerkennung 
der gefährlichen Klausel haben konnte, sonst hätte er gewiß 
nie eingewilligt. Jedoch, wie wir schon sahen, scheint Johann 
Georg diesen Erfolg hauptsächlich der Vermittelung Dohnas 
zu verdanken. 

Anders dagegen verhielt sich Ferdinand in den übrigen 
Punkten, die die Sicherstcllung der Protestanten betrafen. 
Wir kennen seine prinzipielle Abneigung, in Dingen der 
Religion Zugeständnisse zu machen; das wollte er nun im 
Grunde auch jetzt nicht. Doch gerade in diesem Augenblicke 
Johann Georg mit seinen Forderungen direkt abzuweisen, 
wäre unklug gehandelt gewesen. Daher kam Ferdinand den 
Wünschen zum .Scheine entgegen. Er erklärte nämlich, den 
Religionsfrieden im Reiche „in rechtem Verstand" aufrecht 
zu erhalten. Auch erbot er sich, auf diesen Punkt noch 
bestimmter einzugehen, wenn die Kurfürsten auf ihrer Zu- 



*°) Ferdinand bedankt sich bei Johann Georg für das ihm in der 
Abordnung Dohnas bewiesene Vertrauen. Wien, 26. Februar (28 B. d. U. 
f. 280.) 

*') Dohnas Memorial, Langensalza, 9. März (28 B. d. U. f. 281). 
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sammenkunft zuvor Stellung dazu genommen hätten.*' 2 ) Wußte 
doch Ferdinand genau, daß die geistlichen Kurfürsten in ihren 
Zugeständnissen nicht zu weit gehen würden. Daneben war 
der Weg immer noch offen gehalten, nötigenfalls die Be- 
schlüsse nicht zu ratifizieren. Daß in der niedersächsischen 
Frage etwas geschehen mußte, scheint auch Ferdinand ein- 
gesehen zu haben. Denn die Verhältnisse lagen derart, daß 
man wenigstens die Feindschaft der sächsischen Stände ver- 
meiden mußte. Bedeutete schon diese Haltung den For- 
deningen Johann Georgs gegenüber ein Ausweichen, so lag 
in seiner Erklärung wegen des Majestätsbriefes eine offen- 
bare Ablehnung. Denn wenn er erklärte, er wollte dieses 
Dokument in Böhmen und den inkorporierten Ländern 
respektieren für den Fall, daß sie sich noch einmal frei- 
willig unterwerfen würden, 88 ) so unterliegt es keinem Zweifel, 
daß man gerade jetzt, wo in Wien alles darauf hinauslief, 
diese Untertanen gewaltsam zu unterdrücken, sicher nicht 



M ) In dem bei Müller III 370 abgedruckten Stück des Memorials 
vom 9. März fehlt dieses charakteristische Stück. Die ganze Stelle 
lautet nach dem Auszug aus der Hofkanzlei (vgl. Anm. 73): „In der 
Kaiserlichen nach Kursachsen dem Herrn von Dohna aufgetragenen 
Kommission erklären und verbinden sich Ihr. Kaiserl. Mait bei Kaiser- 
lichen Worten und anfangs gedachten Handbriefeln, darob und daran 
zu sein, daß der Profan- und Religionsfriede im Reich und der Majestäts- 
brief in Böhmen und den inkorporierten Ländern, zu fall sie sich nach- 
malen zur Gebühr weisen ließen, in rechtem Verstand, dessen sich Ihr. 
Kais. Mait. mit Ihr. Kurf. Gn. bei nächster Zusammenkunft bald ver- 
gleichen, wann nur inmittelst bei angestellter Kur- und Fürstlichen 
Zusammenkunft in Erfurt oder anderswo dieser Punkt wohl präparirt 
und akkordirt, immerfort erhalten werde." 

* 8 ) vgl. den Wortlaut des Schreibens der vorigen Anm. 
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emstlich an die Ausführung dieser Zusage gedacht hat. 81 ) 
Dagegen enthielt die Äußerung auf der anderen Seite eine 
direkte Bedrohung des Majestätsbriefes. 

Immerhin machte der Kaiser hier bedeutende Zugeständ- 
nisse. Als Gegenleistung dafür verlangte er nun, daß Johann 
Georg sofort rüste und sich der drei nördlichen böhmischen 
Nebenlande, der Lausitzen und Schlesiens bemächtige. M ) 

Es lag im Interesse der Sache selbst, daß Johann Georg 
von diesem Abkommen möglichst bald Kenntnis erhielt, und 
zwar noch, bevor die geplante Kurfürstenversammlung statt- 
fand. Darum beeilte sich Dohna, möglichst schnell nach 
Dresden zurückzukehren; ungefähr am 1. März reiste er von 
Wien ab. 

In der Zwischenzeit hatte man an den kui-fürstlichen 
Höfen 'alle Vorbereitungen zur Zusammenkunft getroffen. 
Wie in Dresden verabredet, war der Landgraf Ludwig sofort 
daran gegangen, den katholischen Fürsten Sachsens Vor- 
schläge zu unterbreiten und hatte sich nach Aschaffenburg 
zum Kurfürsten von Mainz begeben. Dieser war mit dem 
Ergebnis der Dresdener Unterredung wohl zufrieden und 
teilte es sofort den Höfen Köln und München mit, wobei er 
zugleich die Bitte aussprach, Ferdinand und Maximilian 
möchten doch persönlich zum Konvent erscheinen. 80 ) Aber 
auf die Vorschläge Johann Georgs wegen Ort und Tag der 
Zusammenkunft mochte Schweighard nicht eingehen ; er machte 
Gegenvorschläge,* 7 ) und danach wollte man sich am 11. März in 

M ) vgl. Schwabe, Kursächsische Kirchenpolitik. 
») Dohnas Memorial vgl. Gindel y II 423. 
M ) vgl. Wolf -Brey er IV 322 u. 323. 

87 ) Landgraf L. a. Kurf. v. S. 12./22. Jan. Aschaffenburg (28 B. d. 
U. f. 91). 
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Mühlhausen oder anderswo treffen. Diesem Wunsche stimmte 
auch Johann Georg sofort zu; 88 ) hatte er doch nur Erfurt 
als Ort bezeichnet, um dem Mainzer entgegenzukommen, so 
war ihm auch wenig an dem 18. Februar gelegen. Offenbar 
nur als frühesten Termin wollte er ihn fixiert wissen, da ja, 
wie wir gesehen haben, der Dresdener Hof bis zu diesem 
Tage vollauf beschäftigt war. So wurde der Konvent end- 
gültig auf den 11. März in Mühlhausen festgesetzt. 

Schien auf der anderen Seite Schweighard viel daran 
gelegen zu sein, eine Verzögerung der ganzen Angelegenheit 
herbeizuführen, so hatte er dazu vollen Grund. Denn für 
jenen von Johann Georg genannten Tag, den 18. Februar, 
war bereits eine Versammlung der katholischen Stände nach 
Würzburg berufen. Dort sollte darüber beraten werden, was 
man den Unionsfürsten auf ihr Schreiben aus Nürnberg ant- 
worten wolle. In dieser Versammlung bot sich aber zugleich 
die beste Gelegenheit, unter den katholischen Ständen eine 
Verständigung herbeizuführen, inwieweit man dem Kur- 
fürsten von Sachsen in der niedersächsischen Frage nach- 
geben dürfe. Der Landgraf hatte bekanntlich auch von jenen 
Forderungen Johann Georgs dem Kurfürsten von Mainz Mit- 
teilung gemacht. HV ) Es war klar, daß die Katholiken bei der 
jetzigen Lage der Dinge nachgeben mußten, aber immer noch 
war man sich nicht einig, wie weit das. ohne Schaden für 
die katholische Sache geschehen könne. War es von vorn- 
herein ausgeschlossen, daß man den Ständen den unbeschränkten 
Besitz der Güter mitsamt den Keichsgerechtsamen einräumte, 
wie sie verlangten, so konnte es sich eben nur noch darum 

89 ) Kurf. v. S. a. Landgraf L.. Dresden, 23. Jan. (2. Febr.) 1620 
(28 B. d. ü. f. 100). 

«•) vgl. Wolf-Breyer IV 321f. 

Schz. 5 
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handeln, daß man sie wie bisher in ihrem illegitimen Besitz- 
stand beließ, ihnen höchstens die Zusicherung gab, sie nicht 
gewaltsam daraus zu vertreiben. 

Mit diesem Zugeständnis, das die versammelten katho- 
lischen Stände nachher auf dem Würzburger Tage tatsächlich 
machten, glaubten sie aber schon ein Übriges getan zu haben; 
denn sie schlössen daran eine ganze Reihe von Bedingungen. 
80 sollte diese Versicherung nur Gültigkeit haben, wenn die 
Stände dem Kaiser beistehen würden, wenn sie bei der Augs- 
burgischen Religion verblieben und sich keine weiteren 
katholischen Güter aneigneten, d. h. Johann Georg und die 
sächsischen Stände sollten bei dieser Gelegenheit den geist- 
lichen Vorbehalt anerkennen." 0 ) 

Diesen Vorbereitungen der Katholiken gegenüber stand 
die Sache Johann Georgs, der, wie wir wissen, die Be- 
schwerden der Niedersachsen im ganzen Umfange abgestellt 
sehen wollte, durchaus nicht günstig. Schon der Kreis der 
Teilnehmer, aus welchen sich der Konvent zusammensetzen 
sollte, mußte seine Hoffnung auf guten Erfolg herabstimmen. 
War in dem Vorschlage Kurkölns nur davon die Rede ge- 
wesen, daß gewissermaßen nur als Vertreter beider Kon- 
fessionen Sachsen und Mainz zusammentreten würden, so 
sahen wir schon damals, daß die Anwesenheit Kurkölns und 
des Landgrafen von vornherein ausgemachte Sache war. 
Und nun hatte der Kurfürst von Mainz auch noch Maximilian 
von Baiern eingeladen. Das vcranlaßte denn Johann Georg, 
auch noch den Kurfürsten von Brandenburg hinzuzuziehen, 
damit das Gleichgewicht der Konfessionen für diesen so 
wichtigen Tag wieder hergestellt würde. Doch Georg AVilhelm 

*>) vgl. Gindely II 420; dgl. Wolf-Breyer IV 323 f. 
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leistete auch dieser Einladung* 91 ) nicht Folge, und so mußte 
man sich in Dresden in das Unvermeidliche fügen. In den 
ersten Tagen des März machte sich Johann Georg mit seinem 
Gefolge auf den Weg nach Mühlhausen. 

Noch bevor man hier anlangte, traf Dohna mit seinen 
Anträgen vom Kaiser ein. Dieser war, als er in Dresden 
niemand mehr antraf, sofort nachgereist, und es war ihm ge- 
lungen, Johann Georg am 8. März in Langensalza einzuholen. 
Am folgenden Tage, den 9. März, reichte er dem Kurfürsten 
sein Memorial ein." 2 ) 

Es ist nichts darüber bekannt, welchen Eindruck diese 
Mitteilungen auf Johann Georg gemacht haben; denn seine 
Antwort an den Kaiser 08 ) geht auf die einzelnen Punkte 
nicht ein. Jedenfalls können wir annehmen, daß die kur- 
sächsischen Räte wie später auch damals schon die Schwächen 
der Zugeständnisse in der Religionssache richtig erkannten 
und sich nur vorläufig auf weitere Erörterungen nicht ein- 
lassen konnten. Hingegen aber mußten besonders die günstigen 
Angebote * des Kaisers, welche Sachsens Sonderinteressen 
trafen, auf die sächsische Haltung in den Mühlhausener Ver- 
handlungen einwirken. Hatte man sich ursprünglich mit dem 
festen Willen nach Mühlhausen begeben, die niedersächsische 
Frage zu regeln und nach dem Ergebnis dieser Verhandlungen 
über sein Schwert frei zu verfügen, so war man jetzt von 
allem Anfang an in seiner freien Willensäußerung einge- 
schränkt ; denn eine völlige Ablehnung jeglicher Parteinahme 

0l ) Diese erfolglose EinladuDg Brandenburgs zum Mühlhausener 
Konvent wird in dem Reichshofratsgutachten vom 14. Juni in Wien er- 
wähnt (32 B. d. U. f. 858). 

w ) s. Anm. 81. 

») Kurfürst v. S. a. Kaiser, Weißensee 17. (27.) März (28 B. d. U. 288). 

5* 
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für den Kaiser verbot jetzt schon das eigne Staatsinteresse. 
Aber das war noch nicht alles. Nicht nur, daß man vor den 
Verhandlungen bereits in zu enge Verbindung mit dem Kaiser 
getreten war, sondern auch der vorzeitige Bruch mit den 
Protestanten legte die sächsische Politik für die Beratungen 
lahm. Es war nämlich kurz nach der Ankunft der Sachsen 
in Mühlhausen vom Landgrafen Moritz von Hessen-Kassel 
aus der Mitte der Union eine Gesandtschaft eingetroffen, 
welche Johann Georg noch im letzten Augenblick vor dem 
gefährlichen Schritt, ein Bündnis mit den Katholiken gegen 
die Glaubensgenossen abzuschließen, zurückhalten sollte. 94 ) 
Johann Georg, dem dieses Gesuch zu jetziger Zeit nur lästig 

■ 

sein konnte, fertigte den Gesandten in schroffer Form ab 
und gab damit den Unierten einen Einblick in seine Politik, 
die er bisher sorgfältig zu verbergen gesucht hatte. 

Nach diesen Präliminarien trat man am 16. März in die 
Verhandlungen ein. Es waren neben den Kurfürsten von 
Sachsen, Mainz und Köln, sowie dem Landgrafen Ludwig 
noch Abgesandte des Herzogs von Baiern erschienen, während 
Maximilian selbst verhindert zu sein erklärte. 05 ) Ganz analog 
der Unterredung mit dem Landgrafen in Dresden ging man 
wieder von der böhmischen Unruhe und ihrer Gefahr für 
Kaiser und Reich aus und kam schließlich zu dem Ergebnis, 
daß hier nur ein Krieg Abhilfe schaffen könne. 96 ) Natürlich 
war es der allgemeine Wunsch der Versammelten, zu diesem 

ol ) Über die Gesandtschaft Werders vgl. Gindely II 425. 
w ) vgl. Wolf-Breyer IV 329. 

w ) Das kursächsische Protokoll der Verhandlungen (28 B. d. ü. f. 239) 
— das Darmstädter abgedruckt bei Häberlin, Neue Deutsche Reichs- 
geschichte XXIV 4861; — dazu vgl. die Darstellungen bei Ritter III 
85 f.; Gindely II 425 f.; Müller III 372; Wolf-Brey er IV 328f. 
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Kriege die Reichsstände in möglichst weitem Umfange heran- 
zuziehen, und in diesem Punkte bot sich für Johann Georg 
die beste Gelegenheit, mit seinen Forderungen hervorzutreten. 

Dabei zeigten sich nun die größten Abweichungen in 
der Auffassung, die die einzelnen Teilnehmer von der nieder- 
sächsischen Frage hatten. Während die Katholiken glaubten, 
in ihrem Abkommen in Würzburg schon sehr nachgiebig ge- 
wesen zu sein, verlangte Johann Georg nun die Abstellung 
aller Beschwerden, welche die Niedersachsen führten. Aber 
war Johann Georg in der Lage, solche weiten Zugeständnisse 
zu verlangen? Das war die Frage, auf die es jetzt ankam. 
Abgesehen von den letzten Ereignissen in Langensalza und 
Mühlhausen selbst hatte ja doch den Grundgedanken der 
sächsischen Haltung auch das Bedürfnis nach Schutz gegen 
den Böhmenkönig beherrscht, Johann Georg war also hierher 
gekommen, um Bundesgenossen zu suchen, und nicht allein, 
um sich seine Bundesgenossenschaft durch einseitige Kon- 
zession abkaufen zu lassen. Darum mußte er es sich auch 
gefallen lassen, wenn die Katholiken ihm jetzt vorschrieben, 
welche Konzessionen er ihnen zu machen hatte. 

Die Initiative ergriff in dieser Angelegenheit wieder der 
Kurfürst von Köln. Entsprechend dem Entschluß in Würz- 
burg führte er aus, daß sich die Katholiken unter keiner 
Bedingung dieser Güter prinzipiell begeben würden, 97 ) sondern 
im Augenblick nur die Zusicherung geben könnten, daß sich 
die Niedersachsen „der gewaltsamen Deposessio" von Seiten 
der Katholiken „gewiß nicht zu befahren" hätten. 



» 7 ) Die Worte des Kurfürsten von Köln: „so absolute in das zu 
willigen, dem die Vorfahren jederzeit so stark widersprochen, wäre nicht 
zu raten.' 4 
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Diesem entschiedenen und geschlossenen Vorgehen der 
katholischen Fürsten gegenüber sahen Johann Georg und 
seine Räte sofort ein, daß hier nichts mehr zu erreichen war. 
Aber war es noch möglich, jetzt vollständig zurückzutreten? 
Das wollte und konnte man nicht, daher lenkte man ein und 
verlangte die „Assekuration" für die niedersächsischen Stände 
in dieser begrenzten Fassung. 9 *) Ja man griff allem Anschein 
nach noch ziemlich schnell zu. Enthielt doch diese Zusicherung 
immer noch ein nicht unbedeutendes Zugeständnis, 0 *) zu dem 
die Katholiken sich zu anderer Zeit und unter günstigeren 
Verhältnissen nie verstanden hätten. 100 ) 

Bedenklich war bei diesem Nachgeben der sächsischen 
Politik offenbar die Tatsache, daß man in der Annahme der 
Assekuration stillschweigend den geistlichen Vorbehalt aner- 
kannt hatte. 101 ) Denn bekanntlich waren die katholischen 
Fürsten nur unter bestimmten Bedingungen bereit, die Asse- 
kuration auszustellen, und darunter war eben diejenige, daß 



w ) Kopie der Assekuration vom 10./20. März (28 B. d. U. f. 228), dazu 
die Bemerkung: „Das Original hat unser gnädigster Herr dem Herrn 
Administratorn des Erzstifts Magdeburg selbsten ausgeantwortet, zu 
Merseburg den 25. März, Anno 1620!" 

w ) Schwabe (287 f.) berücksichtigt zu einseitig das konfessionell- 
kirchliche Interesse und sieht in der Anerkennung der Assekuration 
durch Johann Georg nur eine Niederlage der Protestanten. 

10 °) Dahin spricht sich auch Schönberg in Merseburg den Magde- 
burgischen Räten gegenüber aus; er erklärt nämlich, wenn die Nieder- 
sachsen diese Assekuration nicht annehmen würden, werden sie von den 
Katholiken nie eine andere erlangen. (Protokoll der Verhandl. in Merse- 
burg; 28 B. d. U. 293). 

m ) vgl. Schwabe 289; dgl. Tu petz, Der Streit um die geist- 
lichen Güter und das Restitutionsedikt 1629 (Sitzungsber. d. K. Akad. 
d. Wissenschaften zu Wien Phil.-Hist. Klasse B. 102 (1882) S. 317. 
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man in Zukunft keinen katholischen Besitz mehr angreifen 
sollte, die verfänglichste. 

So hatten sich die versammelten Fürsten beider Konfes- 
sionen in dem strittigen Kardinalpunkte dahin verglichen, daß 
sich beide Parteien auf halbem Wege entgegenkamen, und 
man konnte nun dazu übergehen, über die Art, wie man dem 
Kaiser helfen wollte, zu beratschlagen. Der Vorschlag des 
Kurfürsten von Köln ging dahin, man möge die ganze Ange- 
legenheit dem Kurfürsten von Sachsen und dem Herzog von 
Baiern übertragen. Diese sollten dann zur weiteren Beratung 
zusammentreten. Doch wir werden es begreiflich finden, 
wenn Johann Georg sich dem widersetzte. Wie er vor- 
gab, wollte man den Krieg gegen den Böhmenkönig nicht 
eigenmächtig begonnen haben, daher sollte der Kaiser die 
Exekution selbst übertragen. Auch erklärte er, daß die Höhe 
des Aufgebotes durch die Reichskonstitutionen vorgeschrieben 
seien, und wenn ein Stand ein „Übriges" tun wolle, so könne 
dies nur Gegenstand besonderer Verhandlungen mit dem 
Kaiser sein. 102 ) In diesem letzten Ausspruch zeigt sich deut- 
lich, wohin jetzt die Ziele der sächsischen Politik gingen 
und wie man sich dem Anbringen Dohnas gegenüber zu 
verhalten beabsichtigte. Auch die katholischen Fürsten 
verstanden die Andeutung richtig und ließen es daher bei dem 
Bescheide bewenden. 

War also hier in Mühlhauscn die entschiedene Partei- 
nahme für den Kaiser und die Vernichtung des Pfalzgrafen 
ausgesprochen, so sollte doch noch die Behandlung eines 
anderen Gegenstandes zeigen, daß der Konvent keineswegs 
gewillt war, sich als bloßes Werkzeug des Kaisers gebrauchen 
zu lassen. 

10a ) vgl. Ritter III 85-86. 
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Der Kaiser, der den Beratungen femgestanden und die 
Führung - seiner Sache vertrauensvoll in die Hände der geist- 
lichen Kurfürsten gelegt hatte, hoffte jetzt noch von den 
Versammelten seinen schon längst gehegten Wunsch, über 
den Pfalzgrafen die Acht zu verhängen, gebilligt zu sehen. 
Zu diesem Zwecke hatte er an den Konvent ein Schreiben 
gerichtet, worin er diesem Gedanken Ausdruck verlieh. 10 *) 
Doch ebenso wie vorher der Reichshofrat in Wien m ) waren 
auch die Kurfürsten nicht geneigt, auf dieses Verlangen ein- 
zugehen, sondern sie beschlossen, es noch einmal mit Ab- 
mahnungsschreiben bei Friedrich und seinen Anhängern 
zu versuchen, um den legitimen Gang des Verfahrens zu 
wahren. 104 ) 

Damit schlössen die Verhandlungen, und ein am 21. März 
ausgefertigter Abschied ,0 °) faßte noch einmal alle Ergebnisse 
zusammen. Der Herzog von Baiern erhielt dabei den Auf- 
trag, offiziellen Bericht an den Kaiser zu erstatten, hingegen 
sollte der Kurfürst von Sachsen die Unterhandlungen mit den 
Ständen der beiden sächsischen Kreise weiterführen und den 
Niedersachsen die Assekuration aushändigen. Eine günstige 
Gelegenheit hierzu fand sich bereits auf dem Heimwege vom 
Konvent ; denn als Johann Georg das Gebiet des Admini- 

l0 ») Kaiser an Couvent in Mühlhausen, Wien, 4. März 1620 (28 B. 
d. U. f. 180). 

m ) Das Gutachten des Reichshofrates vom 22. Nov. 1619 sprach 
sich zwar für die Ächtung des Pfalzgrafen aus, doch verwies es gleich- 
zeitig darauf, daß nach der Kapitulation zur Vollstreckung der Acht 
das Einverständnis des Kurkollegs erforderlich sei. vgl. Hurt er VIII 
169; dgl. Gindely II 429; Ritter III 86—87. 

10 ») vgl. Gindely II 429. 

10 «) Der Rezeß des Mühlhausener Konvents, Mühlhauseu, 21. März 1620 
(28 B. d. U. 232). 
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strators streifte , war dieser gern bereit, sich zu einer Unter- 
redung- in Merseburg- einzufinden. 

Am 2. April traten dort nun die beiderseitigen Räte zur 
Verhandlung 107 ) zusammen. Es war das erstemal wieder 
seit dem Besuch der Magdeburgischen in Dresden, daß man 
mit ihnen in direkte Berührung kam. Hatte man damals jenen 
großen Plan, der in der ganzen Zwischenzeit die sächsische 
Politik ausgefüllt hatte, ins Leben gerufen, so konnte man 
nunmehr nach einem halben Jahre über die beiderseitigen 
Erfolge seine Meinung austauschen. Wenn auch in Sachsen 
diese Politk tatsächlich unterlegen war, so war man wenig- 
stens in der Lage, den Magdeburgern mit den beiden erlangten 
Dokumenten, dem obersächsischen Kreistagsabschied und der 
Assekuration für die Niedersachsen, als den rein äußerlichen 
Ergebnissen der Bemühungen gegenüberzutreten. Die Magde- 
burger Räte hingegen wußten auch von einem Erfolge, aller- 
dings einem rein negativen, zu berichten. Es war ihnen 
gelungen, den Kreistag, auf welchen die Unionspartei in 
Niedersachsen gedrungen hatte, bisher zu verhindern. Denn 
sie wußten genau, was sich dort zugetragen hätte. Es wären 
Vertreter der Union erschienen und hätten — sicher nicht 
ohne Erfolg — für ihre Sache Stimmung zu machen gesucht. 
Erst jetzt, wo man die Assekuration in den Händen hatte, 
konnte man dem Kreistage ruhiger entgegengehen. Im übrigen 
aber zeigte sich, daß die Magdeburger immer noch ganz auf dem 
Standpunkte der Neutralität standen; und das war ja auch 
ganz im Sinne dessen, was früher in Dresden vereinbart war. 
Um sie hier nun voranzutreiben, eröffnete ihnen Schönberg 



107 ) Protokoll der Verhandlungen in Merseburg, abgeschlossen am 
26. März (5. April) 28 B. d. U. f. 293, z. T. abgedr. b. Müller III 372. 
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unverhohlen, daß man in Kursachsen nicht mehr neutral 
bleiben, sondern dem Kaiser helfen würde. Natürlich hoffte 
er, daß auch der Administrator in Zukunft in seinem Kreise 
solche Politik vertreten würde. Allerdings versprach man 
auf t Magdeburgischer Seite, nach Kräften alles zu tun und 
vor allem dafür zu sorgen, daß die Assekuration bei den 
ständen eine günstige Aufnahme fände, doch schien man seiner 
Sache nicht ganz sicher zu sein. Schon die Frage des wort- 
führenden Magdeburgischen Rates, wie weit man von Schön- 
bergs Eröffnungen Gebrauch machen dürfe, scheint diesen 
Zweifel auszusprechen. 

Mit dem Schluß dieser Verhandlungen hatte für Sachsen 
die niedersächsische Politik ihr Ende erreicht. Man mußte 
nunmehr abwarten, was der Administrator erreichen würde 
und vor allem, welche Aufnahme die kaiserliche Gesandtschaft., 
die im Februar in Torgau war, bei den Ständen finden würde; 
denn von Kursachsen aus hatten die Gesandten ihren Weg 
weiter in das Innere Deutschlands genommen, um allerorten 
für den Kaiser Stimmung zu machen. 
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Drittes Kapitel. 

Die Übernahme der Kaiserlichen Kommission. 

Der Kaiser erhielt von dem Verlaufe der Mühlhausener 
Verhandlungen schon wenige Tage, nachdem die Versammlung 
auseinander gegangen war, Nachricht und war offenbar mit 
dem für ihn und seine Partei so günstigen Resultat wohl zu- 
frieden, zumal da bei den Beschlüssen der Kurfürst von Sachsen 
tätig mitgewirkt und sich damit offen für seine Partei er- 
klärt hatte. Eine solche Zufriedenheit spricht sich deutlich 
in dem ersten Dankschreiben aus, das Ferdinand am 3. April 
an Johann Georg abgehen ließ, 1 ) ebenso wie in dem folgenden 
vom 22. April, 2 ) nachdem der offizielle Bericht vom Herzog 
von Baiern eingelaufen war. Auch der Entscheidung, die 
die Kurfürsten in der niedersächsischen Besitzfrage gefällt 
hatten, stimmte Ferdinand zu. 8 ) Wenn auch die geistlichen 
Kurfürsten hierin etwas nachgegeben hatten, so enthielt doch 
die Assekuration keine Gefahr für die katholische Kirche. 

Daher ging man am Kaiserlichen Hofe sofort daran, den 
beiden Fürsten, die sich „zu Direktoren offeriert", 4 ) die Exe- 

») 31 B. d. U. f. 306. 
2 ) Ebenda 319. 

*) Die Antwort des Kaisers an den Herzog von Baiern am 21. April 
bei Hurt er VII 212; dazu vgl. Gindely II 433. 

4 ) So legte man in Wien nach dem baierischen Berichte den 
Mühlhausener Beschluß aus (g. Protokoll der Verhandlungen mit Wensin). 
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kution gegen den Böhmenkönig zu übertragen, und bereits 
am 22. April lagen die „Kommissionen" in Wien fertig vor. 5 ) 
Entsprechend dem Abkommen mit Dohna fiel dem Kurfürsten 
von Sachsen die Aufgabe zu, die drei nördlichen Nebenländer 
der Krone Böhmen, die beiden Lausitzen und Schlesien, dem 
Kaiser zurückzuerobern, während der Herzog von Baiern in 
die beiden Erzherzogtümer Ober- und Niederösterreich ein- 
dringen sollte, um auch hier das habsburgische Regiment 
wieder herzustellen. 

Ein solcher Kriegsplan entsprach ganz der geographischen 
Lage der Länder, gegen die der Krieg gerichtet war, wie 
überhaupt den besonderen Verhältnissen des böhmischen Auf- 
standes ; denn wenn Johann Georg die' drei genannten Länder, 
an die sich sein Gebiet unmittelbar anschloß, besetzt hielt, 
so beherrschte er den ganzen Nord- und Ostrand von Böhmen, 
mithin auch die Flußläufe, die das Königreich mit der nord- 
deutschen Küste verbanden. ö ) Es war ihm daher ein Leichtes, 
dem Böhmenkönig alle Zuzüge aus den großen protestanti- 
schen Reichen im Norden, vor allem aus England, abzu- 
schneiden. Und ebenso waren ihm auch die wirtschaftlichen 
Beziehungen, die Böhmen mit den nördlichen Gebieten unter- 
hielt, in die Hand gegeben. Wie sich nachher im Kriege 
herausstellte, konnte die Sperrung des Salz-Importes aus Halle 
auf dem gewöhnlichen W T ege durch Kursachsen den Böhmen 
erst dadurch fühlbar gemacht werden, daß auch gleichzeitig 
die Umwege durch die Oberlausitz verschlossen wurden. 
Während also hier im Norden Böhmen vollständig von fremder 

5 ) Die Kaiserl. Kommission für Kursachsen. ; Dr. A. 32 B. d. U. f. 3, . 
Orig. ; W. A. Sax. 2 d. Cop. 

8 ) Kurfürst von Sachsen an Herzog von Baiern, 4. (14.) Nov. 1620 
(vgl. Hurt er VIII 551). 
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Hilfe entblößt wurde, zerschnitt der Herzog von Baiern im 
Süden die für Friedrich so wichtige Verbindung mit Ungarn 
und Siebenbürgen. 

Solche Kommission Johann Georgs zu unterstützen, den 
ungehorsamen Untertanen aber noch ein letztes Angebot der 
Gnade zu machen, fügte Ferdinand dem Exekutionspatent 
noch ein Ausschreiben an die Bevölkerung in den Lausitzen 
und Schlesien hinzu. ^ Er versprach darin allen denjenigen, 
die sich dem Kurfürsten als „Kaiserlichen Kommissar" frei- 
willig unterwerfen würden, Aufrechterhaltung ihrer Privilegien 
und Rechte, andernfalls aber sollte die Exekution vollzogen 
und mit den strengsten Strafen vorgegangen werden. Noch 
betonte der Kaiser dabei ausdrücklich, daß er als der Enkel 
der Königin Anna, der Erbin des Königreichs Böhmen, auch 
der rechtmäßige Inhaber der Krone sei. 

Ferdinand hoffte also dadurch, daß er diesen Untertanen 
die Widerrechtlichkeit ihres Handelns so überzeugend nach- 
wies, ihnen daneben aber so günstige Bedingungen zur Um- 
kehr stellte, einem Krieg gegen sie noch vorbeugen zu 
können, und offenbar war es Dohna gewesen, der bei seinem 
Aufenthalt in Wien solche Hoffnungen wachgerufen hatte. 
Besonders günstig schien der Erfüllung dieser Wünsche die 
Tatsache zu sein, daß die Oberlausitzer noch immer nicht 
ihrem neuen König gehuldigt hatten. 8 ) 

7 ) Wien, 22. April 1620 (Dr. A. 32 B. d. U. f. 9 Orig.; W. A. Sax. 2 d 
Copie). Vgl. Gindcly II 438; Knothe, Der Anteil der Oberlausitz 
an den Anfängen des 80jährigen Krieges 57; Thürmer, Sommerwalde 
zur Zeit des 30 jährigen Krieges. — N. L. M. 71, 73. 

9 ) Dohna (ohne Unterschrift): Bericht nach Wien; 30. April 
Dresden (Sax 2d): „Die Oberlausitzer haben noch nicht gehuldiget, die 
warten wie vil andre in Bornen und Schlesien auf Erlösung." 
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Aber während der Kaiser so weitgehende Kriegsvor- 
bereitungen traf und dabei schon völlig mit der sächsischen 
Hilfe rechnete, hatte sich in Dresden viel zu seinen Ungunsten 
verändert. Es waren sowohl bei Johann Georg, noch mehr 
aber wohl bei seinen Geheimen Räten °) Bedenken aufgetaucht, 
die, je mehr ihnen nachgegangen wurde, immer mehr in 
offenen Widerspruch zu den letzten politischen Entscheidungen 
traten; und eine solche Reaktion war hei dem Gange der 
Dinge ganz natürlich. 

Wir hatten ja gesehen, daß Johann Georg das Bedürfnis 
fühlte, sich gegen den Böhmenkönig zu schützen, und zu 
diesem Zwecke einen großen politischen Plan entworfen hatte. 
Dieser Plan war in Stücke gegangen; es hatten sich weder 
die eignen Stände, noch die Verwandten, noch die Stände 
des obersächsischen Kreises dazu bereitfinden lassen, und 
auch die niedersächsischen Stände verhielten sich der Mühl- 
hausener Assekuration gegenüber dauernd passiv. ,0 ) Anstatt 
also hier im Norden an der Spitze der beiden sächsischen 
Kreise dem Böhmenkönig gegenüber eine gesicherte Stellung 

9 ) Von der Bedächtigkeit der Geheimen Räte im Gegensatz zu 
Johann Georgs größerer Bereitwilligkeit, auf die Wünsche des Kaisers 
einzugehen, schreibt Dohna am 27. Juni (Bericht aus Dresden nach 
Wien, W. A. G.) folgendes: Nichtsdestoweniger hat der Kurfürst große 
Lust fortzurücken, es halten ihn aber seine Räte auf, die nichts hasar- 
diren wollen, sondern ganz sicher und gewahrsam zu gehen ihnen vor- 
genommen." 

10 ) Johann Georg teilt dem Kaiser am 11. (21.) Mai (W, A. Sax 2d. 
ürig. — Dr. A. 32 B. d. U. f. 12. Concept) mit, daß in Niedersachsen 
noch kein Kreistag stattgefunden hätte, also die Haltung der Stände 
immer noch zweifelhaft bliebe. — Ebenso berichtet Dohna am 23. Juli 
nach Wien (W. A. G.), daß der Kreistag immer noch nicht stattgefunden 
habe, überhaupt gar keine Anstalten dazu gemacht würden. 
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einzunehmen, stand Johann Georg* jetzt mit seiner Politik, 
die er obendrein durch die Abfertigung der Gesandtschaft 
des Landgrafen Moritz zu früh enthüllt hatte, allein da, in- 
mitten einer großen Anzahl zweifelhafter und feindlicher 
Nachbarn, fern von seinen neuen Bundesgenossen, den Liga- 
fürsten. 

Auf der anderen Seite war auch in den Verhandlungen 
mit dem Kaiser und der Liga nicht Alles erreicht. Hatte 
Johann Georgs Forderung darin bestanden, die Protestanten 
im Reich und in Böhmen sicherzustellen, so war das einzige 
Resultat die begrenzte Assekuration für die niedersächsischen 
Stände gewesen. Im anderen Falle aber hatte der Kaiser 
eine scheinbare Zusage an eine unmögliche Voraussetzung 
geknüpft. 

Wenn auch Johann Georg keineswegs willens gewesen 
war, die Protestanten preiszugeben, es war schließlich — 
nicht ohne der Stände eigne- Schuld — doch mehr und mehr 
dahin gekommen, daß Sachsen sich von seinem früheren Ideal 
entfernte. Die Erkenntnis dieser Tatsache konnte dann aber 
nur dahin führen, daß man sich jetzt ohne eigentlichen Grund 
des Treubruches an der protestantischen Sache zu beschuldigen 
und die besondere Rache der Glaubensbrüder zu fürchten 
begann. Daß sich während jener ganzen Zeit solche Stimmung 
am Hofe regte, beweisen auf der einen Seite die Fassung des 
Ausschreibens an die Lausitzer, ") andererseits aber die über- 
triebenen Befürchtungen, welche man noch nach Monaten vor 
der Union hegte. Es berichtet nämlich der Graf von Zollern 
am 28. Juli dem Kaiser, daß Johann Georg fürchte, die 
Unionsfürsten würden ihm ,,in ihrer Verbitterung" gern ,.einen 

") vgl. Knothe 57 (s. Anra. 7). 
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Schimpf anthun." 12 ) Zu diesen inneren Regungen traten aber 
noch insofern äußere Einflüsse, als um diese Zeit ein Schreiben 
vom König von Dänemark eintraf, das Johann Georg ent- 
schieden von einer Verbindung mit dem Kaiser abriet. ,sl ) 

Waren alle solche Erwägungen geeignet genug, den Kur- 
fürsten und seine Räte in ihren Entschlüssen schwankend zu 
machen, so geschah das erst vollends, als eine Gesandtschaft 
der östreichischen Stände 14 ) über des Kaisers Situation die 
zweifelhaftesten Gerüchte 15 ) in Dresden ausstreute. So hatte 
Ludwig von Starhemberg, der die Gesandtschaft anführte, 
unter anderm geäußert, der Kaiser habe bereits die ungarische 
Krone an den Fürsten von Siebenbürgen abgetreten, es würde 
überhaupt nicht gelingen, ihn aus seiner mißlichen Lage zu 
retten. 15 a ) Trotzdem diesen Nachrichten so offenbar der 
Stempel der Tendenz aufgeprägt war, scheinen sie doch in 
Dresden auf guten Boden gefallen zu sein. Dafür spricht 
wenigstens die Aufmerksamkeit, die Dohna der ganzen An- 
gelegenheit zuwandte, und auch nachher die Weisung des 



ia ) Bericht Zollerns, Dresden u. Meißen, 27./28. Juli 1620 (W. A. 
Kr. A. B. 40). 

ls ) Abgedruckt dei Londorp II 19; vgl. Ritter III 89. 

") Die Gesandten waren über Prag nach Dresden gekommen und 
suchten Johann Georg für ihre antikaiserliche „Konföderation" zu ge- 
winnen, wobei sie ihm sogar die Erzherzogtümer angeboten haben sollen 
(Dohnas Bericht vom 30. April), doch vergeblich. Überhaupt hatte die 
ganze Angelegenheit für die sächsische Politik keine Bedeutung. — Über 
d. Einzelheiten s. Müller III 404. 

,s ) (Dohnas Bericht v. 30. April): „Der (D. Gesandte) bringt der- 
maßen wüste Unwahrheiten mit, daß einem das Herz wehe thut, solches 
nur zu hören." 

»&a) ebenda. 
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Kaisers an Dohna, 16 ) solche falschen Meinungen in Dresden 
mit aller Entschiedenheit zu bekämpfen. 

Nach allen solchen Vorgängen am Dresdener Hofe finden 
wir es begreiflich, daß Dohna, dem der Kaiser die Kommission 
zugeschickt hatte, diese dem Kurfürsten nicht sofort aus- 
händigte, sondern vorsichtig damit zurückhielt, um einmal 
später einen günstigeren Moment wahrzunehmen. Aber so 
lange er zögerte, trat keine Wendung zum Besseren ein, und 
so hätte er wahrscheinlich noch länger gewartet, wenn er 
nicht durch einen äußeren Umstand gezwungen worden wäre, 
sein Schweigen zu brechen. Am 18. Mai kam nämlich in 
Dresden eine bairische Oesandtschaft an. 

Maximilian hatte bereits seine Kommission in den Händen 
und war sofort daran gegangen, die nötigen Vorkehrungen 
zu treffen. Zuerst kam es ihm darauf an, sich mit Johann 
Georg zu verständigen, wann und wie Beide das gemeinsame 
Unternehmen in Angriff nehmen wollten. Zu diesem Zweck 
hatte er Lorenz von Wensin, der bereits die Gesandtschaft 
im September angeführt hatte, nach Dresden geschickt. 17 ) 

Am Tage nach seiner Ankunft, den 19. Mai, entledigte 
sich der bairische Gesandte seines Auftrages, und dadurch 
sah sich Dohna nun eben gezwungen, auch seinerseits Farbe 
zu bekennen. Er gab am 20. Mai dem Hofe die Kommission 
ein, unter Beifügung eines Begleitschreibens, in dem er noch 
einmal die bisherigen Abmachungen mit dem Kaiser zusammen- 
faßte. 18 ) 

Die ganze Verwirrung und Unentschlossenheit des 
>•) Wien, 18. Mai (W. A. W.). 

") Maximilian kündigt die Gesandtschaft mit Angabe ihres Zweckes 
an im Schreiben vom 8. Mai (32 B. d. ü. f. 37.) 

18 ) ebenda f. 7. 

Schz. 6 
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Dresdener Hofes trat mit dem Bekanntwerden dieser beiden 
so eng mit einander zusammenhängenden Aufträge offen zu- 
tage. 1 !> ) Der Kurfürst war jetzt vor die Entscheidung ge- 
stellt: sollte er die Kommission annehmen oder abweisen? 
Die Kommission in dieser Fassung anzunehmen, schien ihm 
angesichts der großen Gefahren, die seinem Lande daraus 
erwachsen konnten, nicht möglich. Ebenso konnte er aber 
nicht völlig ablehnen; denn er fühlte wohl, daß es hierzu zu 
spät war, nachdem er sich einmal soweit eingelassen hatte. 20 ) 
Im Prinzip nahm er daher an, aber er verlangte, daß die 
Kommission abgeändert würde. 

Wir hatten vorhin gesehen, daß die bairische Kommission 
sich auf die beiden Erzherzogtümer erstreckte, also Gebiete, 
die nicht unmittelbar zu Böhmen gehörten; so fürchtete Johann 
Georg jetzt, wenn er die Kommission annehme und in die 
Lausitzen eindringe, würden sich die Böhmen in erster Linie 
auf ihn als den Gegner werfen, der sich innerhalb ihrer 
Grenzen befand. 21 ) Diese Gefahr zu vermeiden, kam man 
jetzt auf den Ausweg, dem Kaiser vorzuschlagen, eine gemein- 
same Operation der Sachsen und Baiern ins Werk zu setzen. 
Zu diesem Zwecke wünschte denn Johann Georg eine neue 
Kommission zu erhalten, die ihn zum Eindringen in Böhmen 



19 ) Ritter III 89/90: „(Johann Georg) nahm den Auftrag gleich- 
sam mit zitternden Händen auf." 

20 ) Das kurfürstliche Schreiben an den Kaiser (s. Anm. 10); darin 
(auszügl. mit Beibehaltung der Worte) : „Was in Mühl hausen beschlossen 
ist, will ich in allen Punkten halten und habe nicht die Absicht, wegen 
der sich bietenden Diffikultäten die Kommission von mir zu weisen." 

9l ) Das führt Schönberg in den Verhandlungen mit Wensin aus 
{Protokoll derselben, 32 B. d. U. f. 59); vgl. Müller III 392 f. 
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selbst berechtigte. 22 ) Man gab also in Sachsen jetzt seinen 
Herzenswunsch, die Lausitzen, das künftige Pfandobjekt, zu 
besetzen, vorläufig auf, ein Beweis dafür, daß man die Ge- 
fahren für recht ernst hielt. 

Aber auch zum Kriege in Böhmen war man nicht so 
ohne weiteres bereit. Die Möglichkeit bestand ja immer 
noch, daß die Xiedersachsen * 8 ) zur Union übergehen könnten. 
Daher wollte man die geänderte Kommission erst dann an- 
nehmen, wenn sich die Xiedersachsen über ihre künftige Hal- 
tung entschieden hätten. Endlich dürfte auch von den linierten 
nichts zu befürchten sein. 

Doch man würde irren, wollte man annehmen, daß damit 
nun die sächsischen Bedenken gegen die kaiserliche Kom- 
mission erschöpft Avaren. Freilich in den Äußerungen an 
den Kaiser sind andere Bedenken nicht ausgeführt. Daß 
aber solche in der Tat obgewaltet haben, geht mit Evidenz 



M ) Kurf. v. S. an Kaiser. 1620 11. (21.) Mai (s. Anm. 10); „Ich 
wollte aber vielmehr in dem unvergreif liehen Gedanken stehen, daß 
in vielwegen verträglicher und besser, wenn dieses Werk mit dem 
Haupt als dem Königreich Böhmen selbst angefangen und solches kon- 
junktim angegriffen würde." 

M ) ebenda : „Sollten nun diese Stände nicht auf einen guten Weg, 
wie ich doch eines besseren hoffe, zu bewegen sein, auf den Fall sehen 
E. Kais. Mait. allergnädigst leichtlich, daß ich noch in größerer Gefahr 
stehen, auch nicht allein, wie obgedacht, Böhmen im Rücken und 
Schlesien vor mir, sondern diese beiden Kreise in der Seite. Und da 
des Herzogs von Baiern L. und dero Volk noch in Oberöstreich sich 
befinden sollte, weder von derselben noch einigen andern Menschen, im 
Fall es unglücklich auf meiner Seite abginge, wie dann beim Krieg die 
Sachen und der Sieg ungewiß, einige Hülfe und Assistenz zu hoffen 
haben würde." 

6* 
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hervor aus einer Weisung, 24 ) die Dohna auf den Bericht 
von der Aufnahme der Kommission in Dresden erhielt. Hier 
wird bei Übersendung der neuen Kommission darauf Bezug 
genommen, daß man bei der ersten wegen des Majestäts- 
briefes Schwierigkeiten gemacht habe. Also hier haben wir 
das unanfechtbare Zeugnis, daß der Dresdener Hof schon 
damals Ferdinands Absichten, den Protestantismus in Böhmen 
zu unterdrücken, richtig erkannt hatte.' 25 ) 

Hatte also die Kaiserliche Kommission am kursächsischen 
Hofe ein so zweifelhaftes Entgegenkommen gefunden, so 
konnte selbstverständlich die bairische Gesandtschaft, mit 
der sich der Geheime Rat nunmehr zu beschäftigen begann, 
auf keine zufriedenstellende Antwort rechnen. Bekanntlich 
bezweckte Wensins Abordnung nichts weniger, als womöglich 
schon einen Termin für die Eröffnung der Exekution zu ver- 
abreden, und dabei hatte Johann Georg seine Kommission 
noch nicht einmal in den Händen gehabt. Wir verstehen 
daher den leisen Vorwurf, den der Gesandte gegen Dohna 
erhob ; 2e ) denn dieser hätte es nicht zu einer 'so unglück- 
lichen Situation kommen lassen dürfen. Wie es scheint, hatte 
auch der Kaiser durch Dohna keine genügende Nachricht 
über die Schwierigkeiten am Dresdener Hof erhalten. Eine 
Verhandlung im wahren Sinne des Wortes war unter diesen 
Verhältnissen nicht mehr möglich; dennoch verdienen die 
Ausführungen, die Schönberg in der Geheimratsitzung am 
23. Mai Wensin vorhielt, unsere besondere Beachtung des- 

M ) Weisung vom 6. Juni W. A. W. 

a ) Insofern bestätigt sich Gindely (II 438), doch verlegt er zu 
einseitig den Schwerpunkt auf diese Bedenken, während er die anderen 
Gegenwirkungen am Dresdener Hofe außer acht läßt. 

2fl ) s. d. Protokoll d. Verhandlungen Müller III 392 (vgl. Anm.21). 
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wegen, weil hierin noch ein ganz neues Moment zur Sprache 
kam, von dem bisher nichts erwähnt war, nämlich die Ver- 
stimmung des Dresdener Hofes gegen den Kaiser und den 
Herzog von Baiern. 

Vor allem hatte es Johann Georg verdrossen, daß man 
in Wien nach dem Eintreffen des bairischen Berichtes ganz 
öffentlich davon sprach, es hätten sich der Kurfürst von 
Sachsen und der Herzog von Baiern zu Direktoren des 
Exekutionskrieges offeriert. Wie wir wissen, entsprach solche 
Äußerung formell nicht dem Mühlhausener Beschluß; denn 
gerade Johann Georg war es gewesen, der selbst den 
Schein eines Anerbietens zu vermeiden gesucht hatte. Waren 
wohl die angefühlten Gründe für solche Haltung ausschlag- 
gebend gewesen, so wollte sich Johann Georg dabei auch 
gegen den nachträglichen Vorwurf, er sei eigenmächtig gegen 
die Protestanten vorgegangen, decken. Wie auch das Aus- 
schreiben an die Lausitzer - 7 ) zeigt, machte er immer wieder 
geltend, er habe nicht aus eignem Antriebe, nicht in eignem 
Interesse, sondern nur auf höheren Befehl, dem höchsten im 
Reiche, zu den Waffen gegriffen. Wenn aber jetzt von Wien 
solche Gerüchte ausgingen, so war seine Rechtfertigung um- 
sonst. Also nicht die Tatsache als solche griff Schönberg 
an, sondern die verletzende Indiskretion, die sich in dem 
Frohlocken der kaiserlichen Partei äußerte. 

So galt der Hauptauftrag, den Wensin von seinem Herrn 
erhalten hatte, für erledigt, ohne daß man überhaupt auf ihn 
direkt eingegangen war. Noch einen weiteren Zweck aber 
hatte der Besuch Wensins in Dresden. Auch der Kaiser 



*') vgl. Knothe 57. 
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hatte den Gesandten mit einer Angelegenheit betraut, 2 *) die 
besser Gegenstand mündlicher als schriftlicher Verhandlung 
war; das war die Ächtung des Pfalzgrafen. 

Bekanntlich hoffte Ferdinand die Anwendung dieser durch- 
greifenden Maßnahme gegen seinen Erbfeind schon von dem 
Mühlhausener Konvent gebilligt zu sehen ; doch er hatte sich 
in dieser Hoffnung getäuscht und mußte sich wohl oder übel 
damit einverstanden erklären, daß die Fürsten es noch einmal 
mit einem Abmahnungsschreiben bei Friedrich versuchen 
wollten. Doch was damals schon vorauszusehen war, daß eine 
solche Maßnahme keinen Erfolg haben würde, war jetzt auch 
tatsächlich eingetroffen ; denn Friedrich war der Aufforderung, 
sich der böhmischen Krone sofort zu begeben, nicht nach- 
gekommen. Und darum forderte Ferdinand nun umso dringender 
von Johann Georg die Zustimmung zur Achtsvollstreckung. 
Doch wenn er geglaubt hatte, nun endlich seinen Wunsch 
erfüllt zu sehen, so sollte er bald gewahr werden, daß er 
sich arg verrechnet hatte. Denn Johann Georg war weit 
davon entfernt, zu jenem Verfahren seine Hand zu bieten, und 
hatte auch allen Grund dazu. 

Nur allzu genau wußte man am kursächsischen Hofe, 
welche gefährlichen Folgen die Achtung des Pfalzgrafen auch 
für die eigne Existenz haben mußte. So stand die Tatsache 
fest, daß Kurwürde und Gebiet des geächteten Wittelsbachers 
der jüngeren Linie des Hauses in Baiern zufallen würden, 
zumal da unanfechtbare Beweise vorlagen, daß wenigstens 
Maximilians ganzes Streben darauf gerichtet war. 2ft ) Die 

-'*) Wensins Vollmacht vom Kaiser, Wien 10. Mai (32 B. d. ü. f. 53). 

») (Dohna: Geringschätziges Bedenken): „Baiern (hat) in seinen 
öffentlichen Schriften ausgehen lassen, daß seiner Linie die Kur besser 
zugehöre." 
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Folge davon wäre gewesen, daß es im Reiche dann 5 katholische 
Kurfürsten gegeben hätte, gegenüber den beiden protestan- 
tischen, Brandenburg und Sachsen. Deren Einfluß auf die 
Reichsgeschäfte hätte mit dem Augenblick aufgehört, selbst 
in dem günstigsten Fall, daß sie in Zukunft im Kurkolleg 
noch geduldet würden. 30 ) Dazu kam aber noch ein weiteres. 
Wie man später von Lebzelter 31 ) erfuhr, jetzt aber schon 
bestimmt vermuten konnte, mußte Friedrichs Ächtung die 
Union und die niedersächsischen Stände mobil machen. Das 
im Jahre 1615 abgeschlossene Bündnis der niedersächsischen 
Stände mit der Union konnte jetzt leicht in Kraft treten, da es 
ja die beiden Parteien zu gegenseitiger Hilfe verpflichtete, falls 
ein Stand wider den Religions- und Landfrieden angegriffen 

*>) Beilage zu Lebzelters Bericht vom 31. Mai (10. Juni): „Aus 
einem vertraulichen Schreiben aus Dresden, 22. Mai (31 B. d. U. f. 309)." 
Dort heißt es nach Mitteilung der Tatsache, daß dem Kurfürsten wirklich 
vom Kaiser die Kommission angetragen sei: „Dieweil aber die Nieder- 
sächsische Hilfe ausbleibt, und man sich befahret, daß der Baiernfürst 
soUte zur Kurpfalz kommen, daß nachmals 4 katholische Kurfürsten 
sein würden, die ein katholisch Haupt, nach Kaiser Ferdinands Tode 
auch wiederum ein katholisch Haupt wählen würden, so würde es mit 
Sachsen und mit Brandenburg aus sein, und würde endlich die Irapressa 
della Santa Liga über die Lutherisch und Kalvinistischen zu gleicher 
Zeit gehen, dannenhero die Kurfürstlichen Geheimen Räte ganz und gar 
stutzig gemacht sein sollen." 

31 ) Lebzelter, Bericht nach Dresden, Prag, 22. Juni (2. Juli) : „Der 
Braunschweigische Kanzler hat vergangener Tage allher geschrieben, 
daß sich sein Fürst neben anderen Niedersächsischen Fürsten dahin 
resolvirt, daß sie soviel das böhmische Wesen anlangt, zwar neutral 
verbleiben, und dem das Glück vergönnen wollten, dem es der All- 
mächtige geben würde. Da aber die Achterklärung ergehen und die 
Kurpfalz angegriffen würde, wollten sie mit aller Macht sich dessen an- 
nehmen und dieserseits assistiren. " 
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würde. 84 ) Durch diese Gründe also war Johann Georg- in 
seinem eigenen Interesse gezwungen, dem Kaiser auf keinen 
Fall nachzugeben, und er konnte das umso mehr, als auf 
seiner Seite das formelle Recht war. 

Wie die kurfürstlichen Schreiben an den Kaiser 88 ) und den 
Herzog von Baiern 84 ) zeigen, wies Johann Georg die ganze 
Angelegenheit einem Fürstengerichte zu, da dies allein be- 
rechtigt sei, die Acht über den Pfalzgrafen auszusprechen. 
Er wußte genau, daß unter den jetzigen Verhältnissen eine 
Kurfürstenversaminlung nicht zustande kommen würde; und 
gesetzt den Fall, es kam wirklich dazu, so war es immer 
noch zweifelhaft, welche Entscheidung dort gefällt würde. In 
dieser Forderung hatte Johann Georg festen Boden gewonnen, 
da sie sich unmittelbar auf die Reichsgesetze stützte. Hatte 
doch das Gutachten des Reichshofrates, welches Ferdinand 
unmittelbar nach der böhmischen Königs wähl am 22. November 
hatte fällen lassen, ebendahin gelautet, daß man erst die 
Einwilligung der Kiirfürsten dazu einholen müsse. 35 ) 

Mit der Abfertigung Wensins in Dresden schließt der 
erste Abschnitt der Verhandlungen wegen der Übernahme 
der Kaiserlichen Kommission ab. Wir haben gesehen, daß 
hier entsprechend der Niederlage, die die sächsische Politik 
erlitten hatte, auch die Pläne des Kaisers vollständig durch- 
kreuzt wurden. Hatte Ferdinand gehofft, nach den günstigen 
Nachrichten von den Verhandlungen in Mühlhauscn schnell 
mit dem Pfalzgrafen fertig zu werden, so kam jetzt nach 

M ) vgl. Ritterll 421. 

M ) Dresden, 13. (23.) Mai (W. A. Sax. 2 d. Orig. ; Dr. A. 32 B. d. U. 
55. Concept). 

31 ) Dresden, 14. (24.) Mai (Dr. A. 32 B. d. U. f. 48. Concept). 
85 ) s. Anm. 104 von Kap. II. 
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zwei Monaten von Johann Georg" die Forderung, die Kom- 
mission zu ändern. Diese Nachricht mußte noch überraschender 
wirken, weil, wie wir ja wissen, Dohna seinerzeit in Wien 
gerade diese Fassung als dem Karfürsten erwünscht befür- 
wortet hatte. 8 *) Obendrein konnte man nicht einsehen, wa- 
rum diese Kommission, wie sie Sachsen verlangte, zweck- 
mäßiger sein sollte. Entgegen der ersten Fassung, von deren 
Vorzügen bereits gesprochen wurde, enthielt diese nur Nach- 
teile, Nachteile ebenso wie für Johann Georg selbst, so auch 
für den Kaiser und den Herzog von Baiern. So gab der 
Zug der vereinigten Exekutionstruppen nach Böhmen im 
Norden Kursachsen gegen die Lausitzen und das starkge- 
rüstete Schlesien, im Süden Baiern gegen die Erzherzogtümer 
und vor allem den Kaiser gegen den Fürsten von Sieben- 
bürgen in Ungarn hilflos preis. Daher war die Annahme des 
sächsischen Antrages für Ferdinand von vornherein ausge- 
schlossen; er würde überdies auch nie die Einwilligung des 
Herzogs von Baiern dazu erhalten haben. Wenn wir aber 
trotzdem erfahren, daß in Wien tatsächlich eine zweite 
Kommission für Johann Georg ausgestellt wurde, so konnte 
es sich eben nur um ein Scheinentgcgenkomnien handeln. 
Ferdinand beauftragte nämlich in der Kommission vom 6. Juni 87 ) 



3Ä ) s. Anm. 76 des vorigen Kapitels auf S. 50; es heißt in der 
Weisung: „Wie wir nun soviel die Kommission selbst anlangt, aus 
keinem anderen Bewegnis den Anfang in unsern beiden Markgrafen- 
tflmern Ober- und Niederlausitz, wie auch den Erbfürstentümern in 
Schlesien gemacht, als daß (wie dir wohl bewußt) wir S. L. gegen dem 
gemeinsamen Wesen tragende wohleifrige Sorgfalt dadurch wegen 
etzlicher örter vorgefallenen Umständen, gerne faziliren und befördern 
wollen." 

Dr. A. 32 B. d. U. f. 206/7. 
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Johann Georg mit dem direkten Einmarsch nach Böhmen, 
ohne jedoch die Kommission Maximilians zu ändern. Es war 
das die bequemste und einfachste Art, um über die Schwierig- 
keit hinwegzukommen. Mit ganz ähnlichen Mitteln hoffte 
Ferdinand, Johann Georgs Bedenken wegen des Majestäts- 
briefes niederzuhalten. 

Er begründete in seinem Schreiben :J *) die vollständige 
Übergehung des Majestätsbriefes im Kommissionspatent damit, 
daß nicht durch ein öffentliches Versprechen den Kalvinisten, 
die ja jetzt in Böhmen herrschten, ein Dienst erwiesen werden 
sollte. Gleichwohl erklärte er sich auch jetzt wieder bereit, 
Alles, was er bisher versprochen, in allen Stücken halten zu 
wollen. Zu gleicher Zeit ging aber auch an Dohna die 
Weisung 39 ) ab, möglichst dafür Sorge zu tragen, daß man 

3 *) ebenda f. 205; Wien, 6. Juni, z. T. abgedr. b. Schwabe 293 
Anm. 5. 

se ) Weisung an Dohna, 6. Juni W. A. W. — Darüber im Extrakt 
dessen, so bei Kursachsen in causa Religionis anbracht und bei der 
Kaiserlichen Hofkanzlei zu finden : B : „Den 6. Juni obigen Jahres (1620) 
antworten Ihr. K. M. dem von Dohna ; dero kommt daneben vor, als ob 
darum, daß der Religion und Majestätsbriefs in mehrerwähnter Kommission 
nicht gedacht, etwa Nachdenken verursacht werden könnte, Ihr. Kais. 
Mait. aber dasjenige, so dem Profan- und Religionsfrieden im Reich (darauf 
das übrige gegründet) gemäß, stets und fest zu halten, sunst verbunden, auch 
der Herr Kurfürst von Sachsen selbst anders nicht als alle Religions- 
privilegien, welche dem Königreich Böhmen und inkorporirten Landen 
gegeben worden, nit weiteres zu extendiren gesinnet sein, genugsamlich 
versichert, so hegt Ihr. Kais. Mait. keinen Zweifel, er, von Dohna, würde, 
da dergleichen erreget, leiehtlich abändern können, wie sie dann zum 
selben Ende Ihnen dero Kaiserliches Schreiben nebst Abschrift zu seiner 
Nachrichtigung dasselbe neben obgemeldeter Kommission und Patenten 
Ihre Kurf. Gn., damit Sie Ihr. Mait. offenherzige Erklärung hätten, 
warum Sie des Majestätsbriefes Meldung umgangen, nichts desto weniger 
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sich in Dresden mit dieser Erklärung begnüge. So sollte 
er unter anderein geltend machen, daß der Kurfürst doch 
nicht beabsichtigte, solche Religionsprivilegien der Böhmen 
,.zu extendiren". Entgegen dem Schreiben an den Kurfürsten 
selbst, das, wie sich Schwabe richtig ausdrückt, 40 ) an 
nichtssagender Gewundenheit seinesgleichen suchte, kam 
diese Weisung dem eigentlichen Zweck des Kaiserlichen 
Verfahrens schon näher, indem sich darin die unverkennbare 
Absicht, Johann Georg nur zu beruhigen, offen kundgibt. 

Während alle diese Schreiben dazu bestimmt waren, die 
zwischen den Höfen Dresden und Wien entstandenen Diffe- 
renzen wieder auszugleichen, enthielt ein anderes Schriftstück, 
das ebenfalls am 6. Juni in Wien ausgestellt wurde, einen 
wesentlichen Fortschritt in den Verhandlungen mit Sachsen ; 
das war die Versicherung für den Pfandbesitz der Lausitzen, 41 ) 
die Johann Georg jetzt vom Kaiser gefordert hatte. 

Noch immer waren die Anerbieten, die der Kaiser im 
Februar durch Dohna gemacht hatte, von Johann Georg nicht 
ausdrücklich angenommen. Wir hatten gesehen, daß er da- 
mals von Weißensee aus dem Kaiser nur eine kurze Nachricht 
zukommen ließ. Unter anderem hatte er darin angedeutet, 

aber widerwärtige Einbildungen vorkommen und aufgehebet werden, zu 
überantworten, des gewissen Verhoff ens, daß alles, wie es gemeint, anders 
nit denn aufrecht und wohl verstanden und aufgenommen werden solle. 1 ' 
*•) vgl. Schwabe a. a. 0. 

* l ) Vorhanden in Dresden in 2 Kopien (32 B. d. U. 309 und 1. B. 
d. Kr. K. f. 1). Dazu die Bemerkung: „Das Original befand sich bis 
1638 in Dresden, wurde aber damals nach Wien abgeliefert, weil die 
Lausitzen Johann Georg endgiltig eingeräumt wurden." — Dieses, sowie 
andere hierher gehörige Schriftstücke, die die Registrande des Archivs d. 
Min. d. Innern in Wien als vorhanden aufführt, waren in den Akten- 
beständen nicht zu ermitteln. 
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daß mit der weiteren Führung der Geschäfte Hans Zeidler, 
sein Agent am Wiener Hof, betraut werden würde, doch es 
war bisher nichts Dahingehendes geschehen,* 2 ) und so be- 
standen noch immer keinerlei bindende Verpflichtungen für 
Johann Georg, ein Umstand, der sich ja in seinen üblen 
Folgen zeigte. Um diesem unklaren Verhältnis ein Ende 
zu machen und Johann Georg endlich zu einer Resolution 
zu veranlassen, scheint der Kaiser Dohna damit beauftragt 
zu haben, die Frage von neuem anzuregen. Wir können 
annehmen, daß Dohna dem nachgekommen ist, und auf seine 
Andeutung wird es wohl geschehen sein, daß man am 
Dresdener Hofe noch einmal sein Memorial vom 9. März 
einforderte. Diese Vorgänge lassen sich aus Dohnas Bericht 
vom 24. Mai 4S ) folgern ; denn er teilt dem Kaiser mit, daß er 
die Aufforderung erhalten hätte, das Memorial vorzulegen. 
Unverzüglich muß er es auch getan haben, da bereits vom 
folgenden Tage ein kurfürstliches Schreiben vorliegt, das 
hierauf Bezug nimmt. 44 ) Jedenfalls war der Erfolg der ge- 
wünschte; wie bereits mitgeteilt, verlangte Johann Georg 
jetzt die Pfandversicherung, ja er erkundigte sich sogar bei 
Dohna schon nach den Einkünften der beiden Markgrafen- 
tümer, 45 ) ein Beweis dafür, daß man sich am Hofe ernstlich 
mit der Sache zu beschäftigen begann. 

In der Pfandversicherung versprach der Kaiser dem 



* 2 ) Zeidler befand sich während dieser Verhandlungen nicht an 
seinem Bestimmungsorte. Erst Mitte Juli wurde er wieder dorthin ab- 
geordnet. — (Allgemeines Kurfürst]. Schreiben 12. Juli 1620, III. B. Re- 
lationen f. 52. — Z eidlers Memorial vom 12. Juli ebenda f. 53. 

«) W. A. W. 

**) Kurfürst an Dohna, Zabeltitz, 15. (25.) Mai (81 B. d. U. f. 81). 
4ft ) ebenda. 
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Kurfürsten von Sachsen und seinen Nachkommen so lange 
den Pfandbesitz der Lausitzen, bis die Kosten, die der be- 
vorstehende Exekutionskrieg für Kursachsen verursachen 
würde, vollständig zurückerstattet wären; doch behielt er 
sich dabei vor, daß während dieser Zeit weder in den Privi- 
legien noch in den Einkünften der beiden Markgrafentümer 
irgend welche Änderungen vorgenommen werden dürften, 
wie überhaupt die Zugehörigkeit der Länder zur Krone 
Böhmens unbeschadet fortbestehen sollte. 

Nach diesen Bestimmungen waren die Lausitzen in 
Johann Georgs Händen gleichsam nur ein Faustpfand, das 
Ferdinand offenbar sehr schnell wieder einlösen wollte, da 
ja, wie wir gesehen haben, nach seiner und Dohnas Ansicht 
der Krieg nur von kurzer Dauer, daher die Kosten nur ge- 
ring sein konnten. Aber es scheint, als ob man dem Kur- 
fürsten die beiden Markgraf entümer noch nicht einmal unter 
diesen Bedingungen lassen wollte; denn gleichzeitig mit der 
„Assekuration" wurde in Wien noch ein anderes Schriftstück 
ausgefertigt, die sogenannte Hypothek, die wohl noch eine 
ganze Reihe von Vorbehalten enthielt, die Ferdinand während 
der Pfandzeit gewisse Rechte auf die Lausitz einräumten. 

Die Hypothek üegt uns allerdings weder in der zuerst 
gefertigten ursprünglichen Fassung, noch in einer der späteren 
— es waren im ganzen 3 — vor. Daher haben wir keine 
genaue Kenntnis von ihrem Inhalte, und da sie später ohne 
Bedeutung blieb, wir sie also in ihren Wirkungen nicht kennen 
lernen, ist es auch nicht möglich, sie zu rekonstruieren. Nur 
nach dem Namen, den man diesem Schriftstück beilegte, und 
nach den Andeutungen Dohnas in seinem Bericht vom 
27. Juni 44 *) können wir vermuten, daß sich Ferdinand dadurch 

«•) W. A. G. 
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noch einen gewissen Einfluß auf die Markgraf entünier , vor 
allem ihre Finanzmittel, ausbedingen wollte. 

Damit war in Wien nun alles erledigt, was mit der 
sächsischen Kommission in direktem Zusammenhang stand; 
dagegen war es noch notwendig, mit Johann Georg wegen 
der Ächtung des Pfalzgrafen ins Reine zu kommen. Um 
noch einmal Johann Georgs Resolution auf Wensins Anbringen 
zu wiederholen, konnte die Acht nur vollzogen werden, wenn 
sich zuvor das Kurkolleg versammelt und seine Einwilligung 
gegeben hätte. Diese Erklärung wollte der Kaiser jetzt von 
maßgebender Instanz auf ihre Stichhaltigkeit hin prüfen lassen 
und legte sie dem Reichshofrat vor, der bekanntlich schon 
einmal am 22. November sein Gutachten über denselben Fall 
abgegeben hatte. War jenes Gutachten im wesentlichen auf 
dasselbe ausgelaufen, was Johann Georg jetzt geltend machte, 
so ließ sich jetzt doch auf einen günstigeren Bescheid insofern 
hoffen, als ja in der Zwischenzeit bereits eine Kurfürsten- 
versammlung — als solche sah man in Wien den Mühlhausener 
Konvent, zu dem ja auch Brandenburg eingeladen war, an — 
zu der Frage Stellung genommen und sie prinzipiell nicht 
abgelehnt hatte. Es waren ferner vergeblich Abmahnungs- 
schreiben an den Pfalzgrafen ergangen, und somit war der 
vorgeschriebene Gang gewahrt geblieben. 

Die Reichshofratsitzung vom |14. Juni brachte nun die 
Entscheidung. Die erste zur Beratung gestellte Frage, ob 
der Kaiser die Acht aussprechen dürfe, [beantworteten die 
Räte entsprechend ihrem früheren Gutachten dahin, daß der 
Kaiser allerdings „in hochwichtigen »Reichssachen der Kur- 
fürsten rätliches Gutachten zu gebrauchen" habe. Also auch 
sie gaben jetzt, wie man sieht, Johann Georg im Prinzip 
recht , aber sie sahen in dem Mühlhausener Konvent schon 
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die Erfüllung dieser Bedingung der Wahlkapitulation. 47 ) Doch 
ganz davon abgesehen, leiteten sie in ihrer Willfährigkeit 
gegen den Kaiser aus den Bestimmungen gegen „Verbrecher 
gegen den allgemeinen Landfrieden" das Recht für den Kaiser 
ab, im augenblicklichen Falle eigenmächtig die Acht zu ver- 
hängen. Als Beispiel hierfür zogen sie die Ächtung Johann 
Friedrichs von Sachsen heran, ja sie gingen noch weiter 
zurück. Auch Heinrich der Löwe wäre von Barbarossa ge- 
ächtet, ohne daß die Fürsten vorher befragt worden wären. 48 ) 

Es hatte sich also der Reichshofrat in der Angelegenheit 
ganz zu Ferdinands Gunsten ausgesprochen, und es galt nun, 
dieser Entscheidung bei Johann Georg den nötigen Nachdruck 
zu geben. Zu diesem Zwecke wurde dann zugleich an dieser 
Stelle beschlossen, den Präsidenten des Reichshofrates, den 
Grafen von Hohenzollern-Sigmaringen , nach Dresden abzu- 
ordnen. 49 ) Seine Instruktion 50 ) enthielt außerdem noch einen 
anderen Auftrag; er sollte nämlich auch die Differenzen 
zwischen Johann Georg und Maximilian von Baiern beseitigen. 

Von solchen Differenzen hören wir schon bei Wensins 
Anwesenheit in Dresden, und offenbar hatte seine Abfertigung 
in Dresden das Mißverhältnis nur noch verschärft. Worauf 
es hierbei vor allem ankam , das war die verschiedene Auf- 
fassung beider Exekutoren von der Kommission. Wir hatten 
gesehen, daß ja nur Sachsen einseitig eine neue Kommission 
erhalten hatte, während die bairische unverändert geblieben 

47 ) Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte 4. Aufl. S. 820. 

**) Votum Concilii Aulici wegen der Kursächsischen Resolution gegen 
den bairischen Gesandten, Wien, 14. Juni 1620 (32 B. d. U. f. 358). 

49 ) ebenda. — Die Ankündigung der Gesandtschaft bei Johann 
Georg ; Wien, 15. Juni ; ebenda f. 345. 

M ) Wien, 16. Juni; ebenda 380. 
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war. Daher war es jetzt unbedingt notwendig-, zwischen 
beiden Fürsten eine Verständigung herbeizuführen, und hierzu 
sollte Zollern die Vermittlerrolle übernehmen. 

Mit solchen Aufträgen reiste der Gesandte ab, bald 
nachdem er seine Instruktion erhalten hatte, und begab sich 
zuerst zu Maximilian. Von seiner Ankunft in Dresden er- 
fahren wir erst nach einem Monat, einem Zeitraum, in dem 
sich am kursächsischen Hofe viel ereignet hatte. Denn am 
20. Juni war von einem kaiserlichen Kurier die neue Kom- 
mission mitsamt ihren Begleitschreiben tiberbracht worden. 81 ) 

Wie war aber nun die allgemeine politische Lage in 
Sachsen, als diese zweite Kommission eintraf? Noch immer 
fürchtete man den Feindseligkeiten der Unionsfürsten zu be- 
gegnen, und es war vorläufig keine Aussicht vorhanden, daß 
sich hier die Dinge bessern würden. Dagegen war es der 
kaiserlichen Gesandtschaft, die im Februar in Torgau ge- 
wesen war, gelungen, von den niedersächsischen Ständen die 
Erklärung zu erlangen, daß sie stets ..in des Kaisers Devotion" 
verharren und in dem böhmischen Aufstande Neutralität be- 
wahren würden. 52 ) Das war ein Erfolg, wenigstens insoweit, 
daß man nun von den Ständen nicht direkt bedroht war, 
doch schien man in Sachsen nicht geneigt zu sein, den Wert 
dieses Erfolges zu hoch anzuschlagen; denn es war mit 
dieser Neutralitätserklärung die Niederlage der sächsischen 
Politik besiegelt : Der Plan Johann Georgs, einen lutherisch- 
sächsischen Bund zu gründen, war damit an letzter Stelle 
gescheitert. Doch darüber hinaus ließen Lebzelters Berichte 
aus Prag, wie wir schon wissen, diese Neutralität in einem 

M ) Dohna, Bericht vom 27. Juni \V. A. G. 

**) Kurfürst an Kaiser, 4. (14.) Juni, (W. A. Sax 2d. Orig; Dr. A. 
32 B. d. U. 352 Cop.) 
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sehr zweifelhaften Lichte erscheinen, indem ja einige Stände 
solche Erklärung nur als bedingungsweise gegeben angesehen 
wissen wollten. 58 ) 

In diese Verhältnisse hinein kam also die zweite kaiser- 
liche Kommission. Wie sich leicht begreifen läßt, war Johann 
Georgs Enttäuschung groß, als er von ihrem Inhalt Kenntnis 
genommen hatte. Zwar sollte er danach sofort nach Böhmen 
einrücken, doch die Hauptsache war gewesen: gemeinsam 
mit dem Herzog von Baiern, und davon enthielt die Kom- 
mission keine Andeutung, ja vielmehr wußte man bereits 
durch direkte Benachrichtigung von Maximilian, M ) daß er bei 
seiner ersten Kommission bleiben würde. Hatte sich also 
Johann Georg vorher gefürchtet, allein nach den Lausitzen 
zu ziehen, so sollte er jetzt allein in das Königreich Böhmen 
selbst einfallen. Die Ausführung dieses Gedankens war 
praktisch einfach unmöglich, und so mußte diese Kommission 
eine entschiedene Ablehnung von Seiten Sachsens erfahren. 
Das geschah dann auch in dem kurfürstlichen Schreiben vom 
25. Juni. M ) Johann Georg wies Ferdinand auf diese Unmög- 
lichkeit hin mit den Worten: „so habe ich keine Erleichterung 
der Diffikultäten finden können." Zumal da nun noch der 
Herzog von Baiern wegen der feindlichen Haltung der Union 
Bedenken trug, seine Kommission in Angriff zu nehmen,'™) 
beschloß man in Sachsen, sich vorläufig in entschiedener 
Reserve zu halten. 

Nicht recht ersichtlich wird aus dem vorhandenen 
Material, welche Stellung Johann Georg und seine Ge- 

M ) s. Anm. 31 auf S. 79. 
<") 32 B. d. ü. f. 219. 

») Kurfürst an Kaiser, Dresden, 15. (25.) Mai. W. A. Sax 2d. 

M ) ebenda, dgl. Dohnas Bericht vom 27. Juni. W. A. G. 
Schz. 7 
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heimcn Räte jetzt zu der Zusicherung des Kaisers, betreffend 
den Religionsfrieden und den Majestätsbrief in Böhmen, ein- 
nahmen. In seiner Antwort an den Kaiser gedenkt Johann 
Georg derselben mit keinem Worte. Das aber ist noch kein 
Beweis, daß er sich damit zufrieden gegeben hätte. Auch 
bei der ersten Kommission enthielt die kurfürstliche Ent- 
gegnung nichts davon; dagegen sahen wir aus der Weisung 
vom 6. Juni, daß man doch auch nach dieser Richtung in 
Dresden ernsthafte Bedenken gehabt und geäußert hatte. Wir 
dürfen daher schließen, daß solche auch diesmal laut wurden. 

Auch an der Pfandversicherung machte man seine Aus- 
stellungen. * ^ Sie war für Johann Georg nicht annehmbar, 
weniger deswegen, weil sie zu wenig Konzessionen enthielt, 
sondern weil diese Konzessionen in berechnend unklarer 
Fassung gegeben waren, die bei künftigen Differenzen die 
beste Handhabe gegen Kursachsen boten, während dagegen 
alles, was Johann Georg zu leisten hatte, mit wünschens- 
wertester Deutlichkeit zum Ausdruck gekommen war. 

So zeigt diese Assekuration, verglichen mit der genau 
einen Monat später in Wien ausgefertigten, sogleich am An- 
fange eine Differenz. Die erste Fassung versprach dem Kur- 
fürsten ganz allgemein den Ersatz „der aufgewandten Exe- 



51 ) Ein dahingehendes Schreiben Johann Georgs fehlt sowohl in 
den Wiener wie auch in den Dresdener Akten. Es kann daher nur aus 
den Abweichungen, die die spätere Assekuration vom 6. Juli (1 B. d. Kr. K. 3) 
entgegen der ersten aufweist, ein solches konstruiert werden ; möglicher- 
weise sind noch eine Reihe von Einwänden vom Kaiser nicht beachtet 
worden. — K n o t h e (52) dürfte die Bedeutung dieser Änderung unter- 
schätzen, wenn er glaubt, daß nur politische Bedenken die Veranlassung 
zur Umfertigung gebildet haben, und daß Johann Georg schließlich nur 
damit verzögern wollte. 
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kutions- und Kriegskosten", in der zweiten heißt es präzis 
und klar, er solle Entschädigung- erhalten für „alle und jede 
Exekutions- und Kriegskosten, welche er außer und über 
diejenigen, als ein Kurfürst zu tun schuldig, bei jetziger 
Okkasion aufwenden wird". Mit dieser näheren Bestimmung, 
ja augenscheinlichen Einschränkung, war ganz klar ausge- 
sprochen, was wirklich gemeint war. Sodann tritt plötzlich 
in der zweiten Assekuration der Zusatz „samt dem darauf 
laufenden Interesse" auf. Es hatten also die Zinsen in der 
ersten keine Berücksichtigung gefunden ; die Darstellung der 
späteren Regelung der Kriegskosten in den Jahren 1621 — 23 
wird zeigen, um was für Summen es sich dabei handelte, 
wie bei dem fortwährenden Hinausschieben der Bezahlung 
allein durch die hinzukommenden Zinsen die Summe ins Un- 
gemessene stieg. Noch charakteristischer für den Unterschied 
der beiden Fassungen sind die Bestimmungen, welche 
zum Schutze der Konfessionen darin enthalten waren. So 
war Johann Georgs Einfluß in diesem Punkte, durch die Vor- 
schrift der ersten Fassung: „in diesen Dingen nichts zu ändern" 
von vornherein abgelehnt, in der zweiten Fassung hingegen 
erhielt er die Verpflichtung auferlegt, die katholische Geist- 
lichkeit zu schützen, und dort, wo sie im böhmischen Auf- 
stande enteignet war, in ihrem Besitze wieder herzustellen. 58 ) 
Das war eine Verpflichtung, die offenbar den Tendenzen des 
protestantischen Kurfürsten zuwiderlief. Aber dennoch hatte 
Johann Georg darin die beste Handhabe gefunden, nun auch 
seinerseits die Protestanten zu schützen und ihnen ohne 



M ) Es betraf das hauptsächlich die Katholiken in Bautzen (vgl. 
Knothe 34). 

7* 
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"weiteres nachher entgegen allen kaiserlichen Erlassen M ) die 
freie Religionsübung zuzusichern. Er tat das nachher auch 
in reichlichem Maße, und man wagte in Wien nicht, ihm 
hierbei Hindernisse in den Weg zu legen oder die Recht- 
mäßigkeit seines Verfahrens anzufechten. Das beweisen die 
Aufzeichnungen von einer Beratung Ferdinands mit seiner 
engeren Umgebung. Es w urde nämlich hierbei über die Rück- 
erstattung der Kriegskosten an Johann Georg verhandelt, und 
man kam dann schließlich zu dem Resultat, ihm doch für 
seine Forderungen die Xiederlausitz erblich abzutreten, da ja 
dieses Land neben anderen Nachteilen besonders den einen 
hatte, daß darin fast ausschließlich protestantische Bevölke- 
rung wohnte, die nach dem mit Johann Georg „aufgerichteten 
Akkord" doch nicht mehr für die katholische Kirche zurück- 
gewannen werden könnte. 00 ) 

Zum Schluß findet sich noch in der zweiten Fassung 
eine Bestimmung, die in der ersten nicht enthalten war, daß 
nämlich die Beamten in den Lausitzen vom Kaiser und Kur- 
fürsten in Eid genommen werden sollten. 

Johann Georg war also, wie aus den Einwänden gegen 
die Pfandversicherung hervorgeht, keineswegs damit einver- 
standen, wenn man ihn nur als vorübergehenden Pfandinhaber, 
der höchstens die Einkünfte für seine Auslagen mit Beschlag 
belegte, angesehen wissen wollte. Vielmehr zeigt sich jetzt 
schon ganz deutlich, daß man sich am Dresdener Hofe offen- 

59 ) Das Kaiserliche Ausschreiben an die Lausitzer und Schlesier 
überging bei den Garantien für die Privilegien wohlweislich jegliche 
Andeutung der Religionsrechte. 

w ) I. M. W. II A. 4, Lausitz 1694. {Darin fälschlicherweise enthalten 
unter ,,varia sine datis et annis" das fragmentarische Protokoll 
[1621/22?].) 
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bar auf eine lange Dauer des Pfandbesitzes einrichtete, ja 
wir finden hier bereits eine Bestätigung dessen, was wir bei 
Dohnas Mission behaupteten, daß man nämlich in Sachsen in 
betreff der Lausitzen seine ganz eigenen Gedanken hatte. 
Dazu erfahren wir noch von Dohna in seinem Berichte vom 
27. Juni, fll j daß der Dresdener Hof allem Anscheine nach 
mit den Lausitzeru möglichst glimpflich umzugehen gedachte, 
indem man nämlich ganz allgemein „Pardon" bewilligen, ja 
sogar die Rädelsführer davon nicht ausschließen wollte. Dar- 
aus erhellt, daß Johann Georg eben die Markgrafentümer in 
einem möglichst guten Zustande und besonders die Stimmung 
darin für sich günstig erhalten wollte. 

Wenn wir uns vergegenwärtigen, daß Dohna ein treuer 
Anhänger des Kaisers war, der obendrein noch dafür aus den 
Gütern der Rebellen entschädigt zu werden hoffte, 02 ) so ist 
es sehr begreif lieh , daß er solchen Gelüsten des Dresdener 
Hofes möglichst entgegenzuarbeiten suchte. • Das einzige 
Mittel, das diesem seinen Zweck günstig sein konnte, war 
eine entsprechende Fassung der Hypothek. Deshalb gab er 
den ersten Entwurf dieses Vorbehaltes, der ihm nicht genug 
die Rechte des Kaisers und seinen Vorteil zu wahren schien, 
dem Hof nicht ein, sondern er verlangte, daß man in Wien 
noch eine ganze Reihe von Bestimmungen, die er gleichzeitig 
namhaft machte, 88 ) darin mit aufnehmen sollte. 

In einer privaten Besprechung mit Schönberg suchte er 
zu erfahren, wie weit man hierin gehen könnte. Er machte 

w ) W.A.G. 

w ) Kaiser an Kurfürst, Wien, 22. Sept. 1620 (W. A. Kr.A.) : Die 
Güter der Rebellen in Ober- und Niederlausitz sollen Dohna eingeräumt 
werden. 

") Bericht vom 27. Juni \V. A. G. 
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dabei die angenehme Entdeckung, daß Schönberg mit den 
vorgeschlagenen Einschränkungen zufrieden war und nur an 
zwei Punkten Ausstellungen machte. 64 ) Schönberg wollte 
nicht zugeben, daß die „Konföderation- und Defensions- 
kontributionen", die die Lausitzer Stände der böhmischen 
Regierung bewilligt hatten, „kontinuiert" würden, ebensowenig 
wie er mit der Aufhebung der Privilegien, die die Stände 
seit Ferdinand I. wegen ihrer Lehen erhalten hatten, einver- 
standen war. 05 ) 

Lag solche Haltung Schönbergs schon in der ganzen 
sächsischen Politik begründet, so kam hierzu noch insofern 
ein persönliches Motiv, als sein eigner Bruder Hans Wolf 
von Schönberg auf Pulsnitz in der Oberlausitz von jener 
„Suspension der Lehen" mitbetroffen worden wäre. Das ent- 
ging natürlich Dohna, der doch die Verhältnisse genau kannte, 



M ) ebenda. 

M ) Hauptsächlich betr. das Privileg der Lehen zur gesamten 
Hand. Dohna führt in einem dem Geh. Rat eingegebenen Schreiben 
(32 B. d. U. f. 333) aus, welche irregulären Zustände sich daraus ergeben 
hatten. Danach hatten es zahlreiche Landstände in den Lausitzen unter- 
lassen, bei den letzten Regierungswechseln in Böhmen überhaupt um ihre 
Belehnung einzukommen, offenbar, weil sie die unverhältnismäßig hohen 
Gebühren*) scheuten. Auf diese war es jetzt abgesehen, sie sollten 
enteignet werden. 

*) Einen Einblick in die böhmischen Lehnsverhältnisse mit ihrer 
finanziellen Ausbeutung liefert uns ein Bericht Lebzelters (Prag, 
9. Nov. 1619; 17 B. d. ü. 158): ,,Wie aus der Beilage zu ersehen, sind 
die vornehmsten einträglichen Ämter alle den Kalvinisten gegeben 
worden; Herr Graf Schlick ist sehr disgustiert; denn das oberste 
Kanzleramt trägt allein dies Jahr wegen der Lehnsempfängnis und 
allerhand Konfirmationes über 60000 Thaler Einkommen, da entgegen 
das Oberlandgerichtsamt auf ein ganz geringes kommt." 
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keineswegs. Aber auch dagegen wußte seiu erfinderischer 
Geist Mittel und Wege. In dem Bericht vom 27. Juni schlug 
Dohna dem Kaiser vor, jenen Hans Wolf von Schönberg von 
der „Suspension der Lehen" auszunehmen und mit erblichem 
Besitz seines Gutes zu begnaden. Das sollte nach Dohnas 
Rat in Form einer Belohnung Kaspars von Schönberg für 
seine bisherigen treuen Dienste geschehen. Die ausge- 
sprochene Absicht Dohnas war natürlich dabei, Schönberg, 
„diesen Mann, als von dem Kursachsen völlig dependirt," 
seinem Zweck auch in der Frage der „Konförderations- und 
Defensions-Kontributionen" geneigt zu machen. 

Schönbergs Person vollständig auf kaiserliche Seite zu 
ziehen, hatte man sich schon früher in Wien bemüht. Das 
zeigt uns Dohnas Bericht vom 30. April, 68 ) wo wir von 
einem kaiserlichen Handschreiben an Schönberg erfahren, 
das, wie aus der Stelle hervorgeht, ohne Wissen des Kur- 
fürsten an seine Adresse gelangen sollte. Aber noch mehr, 
wir erfahren auch an anderer Stelle, rt7 ) daß um diese Zeit 
an Schönberg die Pfalzgrafen würde erteilt worden ist, ja 
auch Geldgeschenke hat er, offenbar doch auch in diesen so 
wichtigen Augenblicken, vom Kaiser erhalten, 0 *) natürlich 
ohne Wissen des Kurfürsten. 

Fassen wir das alles noch einmal zusammen, so ergibt 
sich für den Stand der Dinge in Dresden: Man will den 
Krieg vorläufig nicht eröffnen, wohl aber verlangt man umso 



») W. A. Sax 2 d. 

° 7 ) Hurte r VIII 544. Der dort zitierte Bericht Dohnas vom 6. Juni 
befand sich im W. A. nicht unter den Dohnaschen Berichten vor. 

fl8 ) ebenda: Auch die beiden an dieser Stelle zitierten Schreiben 
waren in Wien nicht zu finden. 
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entschiedener die Pfandversicherung nach seinem Sinne. Da- 
gegen hatte Dohna seine Gegeninaßregeln getroffen. 

Was tat nun der Kaiser diesen drei verschiedenen Ten- 
denzen gegenüber? Er suchte allen gerecht zu werden, einzig 
nur auf das Eine hinzielend, möglichst schnell die Verhand- 
lungen zu Ende zu bringen; denn seine Lage hatte sich bei 
dem erfolgreichen Vordringen des Fürsten von Siebenbürgen 
in Ungarn immer gefährlicher gestaltet. Daher kam er, wie wir 
bereits gesehen haben, dem Wunsche Johann Georgs, die 
Assekuration zu ändern, unverzüglich nach, und schon am 
6. Juli lag die neue Fassung vor, in der Konzessionen ent- 
halten waren, die Ferdinand zu anderer Zeit nie bewilligt 
hätte. 09 ) Um aber auch Johann Georg wegen der fehlenden 
Kommission für Maximilian zu beruhigen, teilte er ihm mit, 
daß mit der Regelung dieser Angelegenheit der Graf von 
Zollern betraut sei, der demnächst in Dresden erscheinen 
werde. 70 ) Andererseits aber ging er auch auf Dohnas Wünsche 
ein; nicht nur daß er die Hypothek dementsprechend um- 
fertigen ließ, sondern auch für Schönberg wurde umgehend 
ein Handschreiben ausgestellt, welches ihm als Belohnung 
für seine bisherigen treuen Dienste die Begnadung seines 
Bruders mit erblichem Besitz seiner Güter in Aussicht stellte. 71 ) 
Ferdinand trieb also, wie man sieht, ein doppeltes Spiel. 
Gab er auf der einen Seite Johann Georg durchaus nach, so 
wirkte er auf der andern Seite der sächsischen Politik ent- 
gegen und suchte sich schadlos zu halten. Ganz freilich 



M ) vgl. Anm. 57 auf S. 90. 

70 ) Kaiser an Kurfürst, Wien, 11. Juli 1620 (32 B. d. U. 353). 

71 ) Kaiserliches Handschreiben an Schönberg, Wien, 8. Juli (W. A. 
Sax 2 d). 
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scheint er dein Verfahren, wie es Dohna in seinem Berichte 7ä ) 
entwickelt hatte, nicht getraut zu haben ; denn wir erfahren, 
daß daneben noch eine dritte Fassung der Hypothek aus- 
gefertigt wurde, 73 ) in der die beiden von Schönberg bean- 
standeten Punkte ausgelassen waren, die also den sächsischen 
Wünschen mehr entgegenkam. 

Wie der Kaiser diese beiden Schriftstücke angewandt 
wissen wollte, geht aus der Weisung an Dohna nicht klar 
hervor. Wollte er es Dohnas Gutdünken überlassen, ent- 
sprechend der Stimmung am Dresdener Hofe die eine oder 
andere zu unterbreiten, oder sollte Dohna es erst mit der 
umfangreicheren versuchen und die andere dann gebrauchen, 
nachdem er etwa mit der ersten auf Widerstand gestoßen 
war? Jedenfalls erhielt Dohna den weitesten Spielraum im 
Handeln. 

Alle diese Schreiben überbrachte in Dresden ein kaiser- 
licher Kurier am 19. Juli, nachdem wenige Stunden zuvor 
der Graf von Zollcrn eingetroffen war. 74 ) Konnte dieses zu- 
fällige Zusammentreffen schon günstig auf die Dinge ein- 
wirken, so ließen vor allem die Nachrichten, die Zollern 
mitbrachte, auf eine gute Aufnahme beim Kurfürsten rechnen. 
Er vermeldete nämlich, daß Maximilian schon am 13. dieses 
Monats in das Land ob der Ens eingefallen war, 75 ) und da- 
mit wurden die schweren Verdächtigungen, die in letzter Zeit 
am Dresdener Hofe gegen den Herzog von Baiern laut ge- 
worden waren, zu nichte. Wie uns Zollerns Bericht 76 ) und 

M ) 27. Juni. 

73 ) Kaiser, Weisung an Dohna, Wien, 8. Juli (W. A. W.). 
M ) Dohna, Bericht nach Wien, 23. Juli (W. A. S.). 
™) Zollerns Proposition 19. Juli (W. A. Kr. A. 1620 B. 40). 
7a ) ebenda. 
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Dohnas geringschätziges Bodenken :: ) zeigen, bezichtigte man 
in Dresden Maximilian direkt der Untreue gegen Sachsen. 

War man nämlich bereits bei der Gesandtschaft Wensins 
gegen Baiern verstimmt gewesen, was ja Schönberg auch 
offen aussprach, so hatte eine ganze Reihe von Ereignissen 
diese Verstimmung am Dresdener Hofe zum offenen Mißtrauen 
gegen Maximilian gesteigert, und das umsomehr, als man von 
den Dingen nur schlechte und entstellte Nachrichten erhalten 
hatte. 78 ) Es war Johann Georg mitgeteilt worden, daß 
Maximilian mit dem pfälzischen Geheimen Rat Kamerarius in 
Verbindung stehe. Das legte man denn dahin aus, daß es 
sich um geheime Abmachungen wegen der Exekution handelte, 
und Maximilians Weigerung, sofort nach Böhmen zu gehen, 
bestätigte das augenscheinlich. Man nahm an, daß Maximilian 
sich gegen Friedrich verpflichtet hätte, nicht in sein Land 
einzudringen, und deshalb nur die Exekution in den beiden 
Erzherzogtümern vollstrecken wollte, da diese ja [nicht zu 
Böhmen gehörten. Ebenso verstand man Maximilians Er- 
klärung, daß er wegen der Gefahr von Seiten der Ünierten 
nicht ausrücken könnte, nicht anders, als daß eben hier ein 
geheimes Einverständnis obwaltete. Den Höhepunkt aller 
dieser Erwägungen am Dresdener Hof brachte aber die Kunde 
vom Abschluß eines Akkordes zwischen Maximilian und den 
Fürsten der Union in Ulm. 70 ) Danach waren die Mitglieder 
der Union und der Liga vor gegenseitigen Angriffen ge- 
schützt; auch die Pfalz war mit eingeschlossen; das hatten 
die Unionsfürsten durchgesetzt. Doch Johann Georg, der 



") vgl. Müller III 399/400. 

7 >) Zollerns Bericht (W. A. Kr. A. 1620 B. 40). 

™) Kopie des Akkordes (35 B. d. U. f. 113). 
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Verbündete der Liga, befand sich außerhalb des Vertrages. 
Es ist begreiflich, daß man dadurch am Dresdener Hofe 
stutzig wurde ; denn jetzt, wo die Unierten nichts mehr von 
der Liga zu befürchten hatten, konnten sie sich ungestört an 
Johann Georg für seine Politik rächen. 

In solcher Verfassung fand Zollern in Dresden die Ver- 
hältnisse vor, und wir glauben ihm die Versicherung in 
seinem Berichte wohl, daß er eine volle Woche lang große 
Mühe gehabt hat, Johann Georg und seine Geh. Räte zu 
einer anderen Überzeugung zu bringen.* 0 ) Jene Tatsache, 
daß Maximilian bereits im Lande ob der Ens stand, scheint 
hier den Ausschlag gegeben zu haben. Denn dabei konnte 
Zollern mit Recht geltend machen, daß jetzt, wenn Sachsen 
den Krieg nicht eröffnete, das bairische Heer in Gefahr ge- 
rate, von der gesamten böhmischen Heeresmacht angegriffen 
zu werden. 81 ) Wie wir wissen, hatte Johann Georg seiner- 
zeit das gemeinsame Vorgehen gegen Böhmen ebenso be- 
gründet. 

Gern hätte man in Wien gesehen, wenn Johann Georg 
jetzt im Sinne seiner zweiten Kommission direkt nach 
Böhmen vorgerückt wäre, denn der Kaiser hatte ja kein per- 
sönliches Interesse an der sofortigen Unterwerfung der fern- 
gelegenen Lausitzen. Aber in dem Bemühen, Johann Georg 
hierzu zu bewegen , hatte Zollern keinen Erfolg. Nachdem 
einmal Maximilian den Krieg gemäß der ersten Kommission 
eröffnet hatte, wollte ihn Johann Georg auch in den Lausitzen 
beginnen. 



*°) Das betreffende Stück des Berichtes abgedr. bei Wolf-Brey er 
IV 423. 

*') Zollerns Proposition. 
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Doch auch hierzu war man erst bereit, wenn dem eignen 
Lande keine Gefahr mehr drohe. Richteten sich diese letzten 
Befürchtungen einmal gegen die Union, so war im [Osten 
eine neue Gefahr zu dieser alten gekommen: das war die 
Anwesenheit der Engländer in den Lausitzen. 

Der König von England hatte nämlich seinem Schwieger- 
sohn in Böhmen ein Hilfskorps von 2000 Mann 84 ) bewilligt. 
Diese waren in Hamburg an Land gegangen und hatten ihren 
Weg durch Sachsen-Lauenburg genommen, da ihnen der 
Herzog von Mecklenburg den Durchzug versagt hatte. Der 
bekanntlich gut kaiserlich gesinnte Herzog von Lauenburg 
hatte dies nicht hindern können; denn der Herzog von 
Braunschweig, der Kreisoberste in Niedersachsen, verhielt 
sich vollständig passiv. Von Brandenburg gefördert, war 
schließlich dieses Hilfskorps in die Lausitzen gekommen 8 *) 
und hatte in der Oberlausitz Quartier genommen, um auf 

8 *) Tatsächlich trafen nachher nur 1200 in den Lausitzen in einem 
sehr zweifelhaften Zustande ein. — Charakteristisch hierfür sind die 
Äußerungen Johann Georgs in seinem Briefe an die Bautzener (Dresden, 
12. (22.) Juli; 35 B. d. ü. 220): „Wir kommen in Erfahrung, daß in kurzem 
eine ziemliche Anzahl Kriegsvolks, so außerhalb des römischen Reiches 
geworben, in Oberlausitz anlangen und um Bautzen einquartiert werden 
soll. Wenn wir denn daneben verständigt, daß es ein unbändig frech 
Volk, dazu mit einer anfallenden Seuche behaftet sein soll, und uns 
daher unserer angrenzenden Untertanen wegen, wie es hierum bewaudt, 
zu wissen von Nöten sein will, als begehren wir hiermit gnädigst. Ihr 
wollet uns, was es mit dem angeregten Volk eigentlich für Beschaffen- 
heit habe und wie stark dasselbe, auch mit was für einer Seuche es 
eigentlich behaftet, bei Zeigern unterthänigst berichten, damit wir unsere 
Unterthanen auch in Acht nehmen und von derselben alle Ungelegen- 
heiten abwenden können." 

* 3 ) Dohna, Bericht vom 23. Juli (W. A.G.). 



Digitized by Google 



— 101 — 



weitere Befehle aus Prag zu warten. Daß Johann Georg 
diese Nachbarschaft sehr unliebsam war, braucht kaum her- 
vorgehoben zu werden; hinderte sie ihn doch an einer fried- 
lichen oder zum mindesten mühelosen Besetzung der Lausitzen. 

Sobald sich aber diese Angelegenheit sowie die Haltung 
der Union entschieden haben würde, erklärte Johann Georg 
dem Grafen von Zollern, dann sei er bestimmt entschlossen, 
die Kommission aufzunehmen. 

Man wollte, wie jetzt verabredet wurde, zuerst nach den 
Lausitzen und, nachdem der Krieg hier beendet war, nach 
Böhmen ziehen. Der Herzog von Baiern sollte wenigstens 
einen Teil seiner Truppen dorthinschicken für den Fall, daß 
er noch nicht mit dem Kriege in Ostreich fertig sein sollte. 
Damit aber glaubten die sächsischen Geheimen Räte schon 
zu viele Konzessionen gemacht zu haben; denn bei der Ab- 
fassung des Schreibens an den Kaiser fügten sie noch als 
neue Bedingung hinzu, daß Maximilian erst in Oberöstreich 
seine Kommission vollendet haben müsse, ehe man nach 
Böhmen ziehen wollte. Auf die Vorstellungen Zollcrns, daß 
die Aufnahme dieser neuen Bedingung ja allen bisherigen 
Abmachungen widerspräche, ließ man den Punkt wieder 
fallen. 84 ) 

Hatte so Zollern endlich eine bindende Erklärung wegen 
der Eröffnung des Exekutionskrieges erhalten, und war 
es ihm gelungen, eine Verständigung zwischen den beiden 
Exekutoren wegen der gemeinsamen Kriegsoperation anzu- 
bahnen, so verlief auf der anderen Seite seine Mission wegen 
der Achterklärung weniger günstig. Zwar enthielt Johann 



M ) Zolleras Bericht. 
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Georgs Schreiben an den Kaiser 85 ) wohlweislich nichts von 
der Kurfürstenversammlung, nachdem ihm das Votum des 
Reichshofrates mitgeteilt war, doch er verlangte, daß mit der 
Vollstreckung der Acht noch gewartet würde. Wie wenig 
sich in dieser Erklärung eine Zustimmung aussprach, beweist 
das Kaiserliche Schreiben vom 29. August, 80 ) in welchem 
Ferdinand von neuem in Johann Georg drang, der Acht- 
erklärung zuzustimmen. 

Wenn er aber trotzdem Zollern gegenüber scheinbar ent- 
gegengekommen war in Äußerungen, wie: daß er mit dem 
Kaiser und dem Herzog von Baiern in der Sache im Grunde 
einig, ja daß ihm aus gewissen Gründen die Vollstreckung 
der Acht gar erwünscht sei, so ist damit noch nichts erwiesen. 
Es ist für diese Verhandlungen charakteristisch, daß man 
auf sächsischer Seite mit schönen Redensarten sehr wenig 
sparsam umging, 87 ) sich dabei aber wohl hütete, irgend welche 
positive Verpflichtungen, die nachher lästig werden konnten, 
einzugchen. Ziehen wir dazu noch jene Wendung heran, daß 
man absichtlich in dem Schreiben an den Kaiser die einzelnen 
Punkte etwas „general*', ja sogar „obscure" gehalten hätte, 
weil man fürchtete, das Schreiben könnte in unberufene 
Hände gelangen, so haben wir hier den sicheren Beweis, 
daß nicht alle Äußerungen des Kurfürsten wörtlich zu nehmen 
waren. 88 ) 

M ) 23. Juli (W. A. Sax2d). 
") W. A. Sax2d. 

") Dohna an Trautmannsdorf, Dresden, 28. Juli (W. A. S.): „Der mint- 
liche Beschaid ist hiesiger Gewohnheit nach besser gewesen als der 
schriftliche/' 

") Wolf -Brey er (IV 337) scheint nur eine verstümmelte Kopie 
des Berichtes in den Händen gehabt zu haben und nimmt daher jene 
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Damit schlössen die Verhandlungen mit Zollern ab ; noch 
war es aber nötig, sich wegen der kaiserlichen Schreiben, 
die ja bekanntlich mit Zollern zugleich in Dresden einge- 
troffen waren, zu „resolviren". Offenbar wurde die Asse- 
kuration in der neuen Fassung angenommen; sie bildete ja 
auch später die Grundlage zur „Immission" in den Pfand- 
besitz der Lausitzen. Anders dagegen stellte sich Johann Georg 
zur Hypothek. 

Zugleich mit der Assekuration hatte ihm Dohna am 
20. Juli die Hypothek eingegeben, 89 ) doch merkwürdigerweise 
auch gleich in beiden Fassungen, womit er dem Kurfürsten 
in seiner Entscheidung vollkommen freie Hand ließ. Die 
einzige Erklärung hierfür kann doch wohl nur die sein, daß 
er in unbedingtem Vertrauen auf den vom Kaiser eben noch 
so geehrten Schönberg eine günstige Entscheidung des Kur- 
fürsten zu erlangen hoffte. Wie dem auch sei, der Erfolg 
blieb vollständig aus. Johann Georg nahm die H) r pothek 
weder an, noch lehnte er sie ab, sondern zog die Sache hin 
mit der nichtssagenden Ausrede, er hätte noch keine Zeit 
gehabt, sie zu lesen, 00 ) bis dann eben die ganze Angelegenheit 
im Sande verlief. Das hatte man mit dieser passiven Haltung 
beabsichtigt; die spätere Darstellung der Ordnung der inneren 
Verhältnisse in den Lausitzen wird zeigen, wie man diese 
Freiheit des Handelns auszunützen verstand. So war Dohnas 
überfeiner Zug gescheitert. 

Allmählich, noch vor Zollerns Abreise, begannen sich die 
Schwierigkeiten, die sich immer noch der Eröffnung des 

mündliche Erklärung Johann Georgs über die Acht Vollstreckung als Zu- 
stimmung an. Ihm folgt R i 1 1 e r III 90. 

89 ) Dohnas Bericht vom 23. Juli. 

°°) ebenda; dgl. der Bericht vom 28. Juli. 
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Krieges entgegengestellt hatten, zu lösen. Es traf bei Johann 
Georg ein Schreiben der Unionsfürsten* 1 ) ein, in welchem 
die Nachricht von dem Anmarsch der spanischen Truppen 
unter Spinola enthalten war und zugleich die Bitte ausge- 
sprochen wurde, solche Gefahren für den Protestantismus 
mit beseitigen zu helfen. Also von dieser Seite hatte Johann 
Georg jetzt keinen Angriff mehr zu besorgen. Dazu waren 
aber auch die Engländer plötzlich nach Böhmen abberufen 
worden, wie Dohna annahm, 94 ) weil sie von Freunden in 
Sachsen verwarnt worden wären; denn wenn es notwendig 
geworden wäre, so führte er weiter aus, hätte der Kurfürst 
sicher gegen sie losgeschlagen. Damit stand der Eröffnung 
des Exekutionskrieges in Dresden kein Hindernis mehr im 
Wege, und schon war der Plan für die ersten Operationen 
aufgestellt. Johann Georg beabsichtigte danach gegen Bautzen 
vorzurücken. 98 ) 

Bevor der Kaiser diese letzte Nachricht in den Händen 
hatte, wandte er sich noch einmal in einem Schreiben vom 
9. August 94 ) an Johann Georg mit der dringenden Auf- 
forderung, doch nun endlich den Krieg zu beginnen. Er wies 
darauf hin, daß die Gefahr von Seiten der Unierten, die Johann 
Georg in seiner Resolution vom 24. Juli geltend gemacht 
hatte, durch das Erscheinen Spinolas am Rheine beseitigt 
wäre. Auch jetzt wieder hatten ihn zu diesem neuen Drängen 
schlimme Nachrichten aus Ungarn veranlaßt, und deshalb 



91 ) Ulm, 20. Juli 1620 (35 B. d. U. f. 174). 
• 2 ) Dohna an Trautmannsdorf (s. Anm. 87). 
M ) Dohna an den Kaiser, 2a Juli (W. A. G.). 
**) Kaiser an Kurfürst, Wien, 9. August {Dr. A. 35 B. d. ü. 4Ö3. — 
Conc. W. A. Sax 2d.) 



Digitized by Google 



— 105 — 



wünschte er auch, daß Johann Georg: direkt nach Böhmen 
rücken möchte. 

Ganz entgegen allen bisherigen Erklärungen ging dieser 
jetzt auf den neuen Vorschlag des Kaisers ein ; er teilte ihm 
am 21. August mit, daß er nunmehr sein Volk zusammenge- 
führt habe und „in vollem Marschieren auf Böhmen sei, wo- 
fern die Nachbarschaft und die beiden angrenzenden Mark- 
graf entümer ihn nicht daran hindern würden u . 9 *) Zu einer 
so plötzlichen Änderung der letzt£efaßten Pläne hatte ihn ein 
Schreiben des Herzogs von Baiern bewogen. 96 ) 

Maximilian hatte nämlich Johann Georg mitgeteilt, daß 
er nach Unterwerfung des Landes ob der Ens jetzt direkt 
nach Böhmen zu gehen gedachte. Damit trat die zweite 
Kommission in Kraft, und Johann Georg beschloß auch sofort, 
ihr Folge zu leisten. 

Ferdinand nahm diese Nachricht mit großer Genugtuung 
auf, nur fürchtete er, daß der Kurfürst in seiner gewohnten 
Bedächtigkeit nicht schnell genug aufbrechen werde. Daher 
drang er von neuem in ihn; 97 ) denn schon hatte Bethlem 
Gabor in Preßburg eine feste Position gewonnen. 

Doch noch im letzten Augenblick ließ Johann Georg 
diesen Kriegsplan wieder fallen und nahm seinen alten gegen 



M ) Kurfürst an Kaiser, Dresden, 11. (21.) August (W. A. Sax 2d.). 

<*) Maximilian an Johann Georg, Linz, 9. August (35 B. d. ü. 455) ; 
vgl. Hurter VIII 548. 

Kaiser an Kurfürst, Wien, 23. August (Conc. W. A. Sax 2d; im 
Dresdener Archiv fehlen diese Schreiben, sie gehören in das verloren 
gegangene 36 B. d. U.) : „Das beste Mittel aber wäre, daß die Kom- 
mission in Böhmen je bälder je besser zu Werk gerichtet wurde, dadurch 
die wankelmütigen Leute in officio erhalten und die Vormauer der 
werten Christenheit noch länger aufrecht erhalten würde." 

Schz. 8 
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die Lausitzen auf. Am 27. August teilte er diesen jüngsten 
Entschluß dem Kaiser und Herzog von Baiern mit. 0H ) Als 
Grund für diese Änderung nimmt Hurter 9 *) an, daß es Johann 
Georg vor allem an dem Besitze seines Pfandobjektes gelegen 
war; das sei zugestanden. Doch den Ausschlag hat hier 
wieder ein Schreiben Maximilians gegeben; denn am 
21. August 100 ) widerrief dieser seine Absicht, selbst nach 
Böhmen zu rücken, er wollte vielmehr nur einen Teil seiner 
Truppen dorthin abgehen lassen und selbst in Ostreich bleiben, 
um hier seine Kommission zu Ende zu führen. Offenbar 
hatte ihn der Kaiser in seiner bedrängten Lage zu einem 
solchen Wechsel seines Planes bestimmt. 

Zudem hatte Johann Georg am 21. August dem Kaiser 
nur versprochen, nach Böhmen zu ziehen, wenn von den 
Lausitzen her seinem Lande keine Gefahr drohe. Auch diese 
Vorbedingung hatte sich nicht erfüllt, üer Markgraf Johann 
Georg von Jägerndorf, den Friedrich an die Spitze der 

w ) Kurfürst an Kaiser, Dresden, 27. August (W. A. Sax 2d; Entw. 
Dr. A. 37 B. d. U. f. 229. Dazu die Bemerkung: in simili an den Herzog 
von Baiern): „Weil ich dann befunden, daß weder E. K. M. noch mir 
und meinen Landen zuträglichen, in das Königreich Böhmen zu rücken, 
und die beiden Markgrafentümer Ober- und Niederlausitz ohne derselben 
gehorsamste Akkomodierung zu hinterlassen, in Erwägung, daß solche 
meinen Landen ziemlich nahe gelegen, und bis anhero nicht schlechte 
Hülfe an Volk und Munition aus der Mark Brandenburg in Böhmen 
durch angeregte Markgrafentümer geschehen und erfolget, bin ich 
resolvirt, meine mir von E. Kais. Mait. aufgetragene Kommission bei 
beiden Markgrafentümern, soviel der Allmächtige Gnade verleihen wird, 
mögliches Fleißes zu verrichten, und am Markgrafentum Oberlausitz den 
Anfang zu machen." 
«*) VIII 548. 
I0 °) 37 B. d. U. 233. 
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schlesischen Truppen gestellt hatte, stand nämlich mit seiner 
gesamten Macht in Böhmen, nicht weit von der Lausitzer 
Grenze, um von dort aus die Dinge zu beobachten. 101 ) 

Wenn nun Johann Georg mit seiner gesamten Heeres- 
macht nach Böhmen zog, war die ganze Ostgrenze des Kur- 
fürstentums den voraussichtlichen Einfällen des Markgrafen 
preisgegeben. Hierauf scheint sich auch das kurfürstliche 
Schreiben an den Kaiser zu beziehen, wenn es darin heißt, 
der Zug nach Böhmen sei seinen, des Kurfürsten, Landen 
nicht zuträglich. Es sollten also erst die Markgrafentümer 
okkupiert werden und, wie es scheint, hoffte Johann Georg, 
daß das ganz friedlich geschehen könnte ; denn er schrieb an 
den Kaiser, 102 ) daß er vorhätte, die Lausitzer Stände zu 
einer Versammlung nach Bautzen zu berufen. Für die Er- 
öffnung des Krieges wurde der 31. August festgesetzt. 103 ) 

Während also schon so im Einzelnen die letzten Kriegs- 
vorbereitungen getroffen wurden, trat ein ganz unerwartetes 
Ereignis ein. Es kam nämlich am 25. August 104 ) in Dresden 
eine Gesandtschaft der böhmischen vStände an, welche nicht 
nur die Lage der Verhältnisse am kurfürstlichen Hofe er- 
kunden sollte, sondern dabei noch den ausgesprochenen Zweck 
verfolgte, Johann Georg noch im letzten Moment zur Neu- 



101 ) Kurfürstl. Schreiben vom 27. August. 

102 ) ebenda. 

108 ) Dohna berichtet am 29. August (einem Sonnabend) dem Kaiser 
(W. A. G.) : Wie verlautet, Montag soll es gegen die Oberlausitz gehen. 
Diese Angabe bestätigte sich nachher. 

1W ) Die Datierung nach Dohnas Bericht (vorige Anm.) und Leb- 
zelters Bericht vom 24. August (37 B. d. ü. f. 160). 

8* 
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tralität zu bestimmen. lw *) Sie legte ihm nahe, er möge nicht 
dazu beitragen, daß das ».spanische Regiment" in Deutsch- 
land wieder aufgerichtet würde. Neben diesem Hinweis auf 
das allgemeine protestantische Interesse machte sie auch 
geltend, daß doch das alte freundschaftliche Verhältnis der 
beiden benachbarten Gebiete gewahrt bleiben möchte. — 

Wir hatten die Dinge in Prag verlassen in dem Augen- 
blick, wo die Gesandten im Februar dorthin zurückgekehrt 
waren und im Widerspruch zu den Tatsachen in Böhmen 
die ganz unberechtigte Hoffnung wachgerufen hatten, daß 
ihnen der Kurfürst von Sachsen ganz wohlgesinnt sei. 101 ') 
Wie wenig dies in Wirklichkeit der Fall war, hatte Friedrich 
bald Gelegenheit zu fühlen; denn es erfolgten von Seiten 
Johann Georgs immer bedenklichere Maßnahmen, die sich gegen 
ihn richteten. So waren die nach Mähren bestimmten Waffen auf 
ihrem Transport durch Kursachsen aufgehalten und konfisziert 
worden. 10 7 ) Überhaupt hatte Johann Georg den Meistern der 
Waffenwerkstätten in Suhl verboten, Waffen nach dem Aus- 
lande auszuführen. 10 ") Natürlich richtete sich dies Verbot 
speziell gegen Böhmen. 100 ) Angesichts dieser Tatsachen 
durfte man in Böhmen nicht müßig bleiben, vielmehr mußte 
man auch seinerseits gegen Sachsens offenbare Feindselig- 
keiten Vorkehrungen treffen. Hatte man auch keine eigenen 

,0i ) Das dem Kurfürsten eingegebene Gesuch der böhra. Gesandten 
(37 B. d. U. f. 57; Orig. - W. A. Sax. 2 d, Copie); vgl. Müller III 405; 
dgl. Hurter VIII 540. 

"*) vgl. S. 42 Anm. 61. 

107 ) Lebzelters Bericht vom 6./ 16. April (29 B. d. U. f. 219). 
10S ) 24. März (d. betr. Stück im 34. B. d. U.). 

IW ) König Friedrich verlangt von Johann Georg Aufklärung sowohl 
über die eine wie andere Maßnahme (34 B. d. U. 141 u. 142). 
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Truppen gegen Sachsen zur Verfügung — das Projekt, ein 
Regiment und loOO Reiter dagegen aufzustellen, wurde 
bald wieder fallen gelassen, weil man die Truppen notwendiger 
in Ostreich brauchte 110 ) — , so sollten eben die bereits be- 
kannten Engländer diesem Zwecke dienen und in den Lau- 
sitzen Quartier nehmen. 111 ) Wie wir aber wissen, wurden 
diese nach Böhmen abberufen, und die Lausitzen sollten nun 
die ungarischen Hilfstruppen decken. 112 ) 

Diese wenn auch recht unsteten Maßnähmen gegen 
Sachsen hinderten aber die böhmische Regierung nicht, noch 
einmal Sachsen um seine Neutralität zu ersuchen. Lag es 
doch auch in Sachsens eigenstem Interesse, mit den Böhmen 
auf gutem Fuße zu stehen; denn bekanntlich bezog die 
sächsische Bevölkerung einen Teil ihres Getreides aus 
dem Königreich. Hieran hatte denn der böhmische Vize- 
kanzler in einem Gespräch mit Lcbzelter angeknüpft und 
dabei sogleich mitgeteilt, daß in kurzem eine Gesandtschaft 
der böhmischen Stände nach Sachsen abgehen würde. 118 ) 
Natürlich sollte Lebzelter durch Hinweis auf diese Lebens- 
frage der sächsischen Bevölkerung cler Gesandtschaft am 
Dresdener Hofe den Boden ebnen. 

110 ) Lebzelters Bericht vom 23. Mai 2. Juni (31 B. d. U. f. 244). 
1U ) ebenda. 

,ia ) Lebzelters Bericht vom 20./30. Juli (35 B. d. U. f. 272) : „Mir sagt 
gestern eine glaubwürdige Person, daß er von einem vornehmen Köni£l. 
Offizier vernommen, daß die 10000 Ungarn, so nach Schlesien rücken 
sollen, für Ihr. Kurf. Gn. unsern gnädigsten Herrn gemeint, daß wenn Ihr. 
Kurf. Gn. sich im wenigsten wider diese Länder setzen sollten, würde 
mans derselben ins Land schicken. Ob nun mit diesem Volk sich wohl 
das ganze Reich schrecken und damit alles hindurchdrücken wird lassen, 
das wird die Zeit geben." 

n8 ) Lebzelters Bericht vom l./ll. August (35 B. d. U. 336). 
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Aus diesen Ausführungen geht mit vSicherheit hervor, 
daß man sich in Böhmen noch tatsächlich mit der Hoffnung 
trug, durch die Gesandtschaft eine Sinnesänderung des Kur- 
fürsten herbeiführen zu können. Aber nicht genug damit. 
Es wandten sich auch König und Königin in besonderen 
Handschreiben an Kurfürsten, Kurfürstin und Kurfürstinwitwe 
mit der Bitte, die Gesandtschaft willig anzuhören. 

Trotz dieser verschiedenartigen Bemühungen der Böhmen 
blieb der Erfolg gänzlich aus. Ihre Gesandtschaft erhielt bei 
Johann Georg eine kurze abweisende Antwort. 11S ) 

Er wies besonders die Anspielungen auf das alte freund- 
schaftliche Verhältnis Sachsens zu Böhmen mit dem Bemerken 
ab: das habe der alten rechtmäßigen Regierung gegolten. 
Mit der jetzigen wollte er nichts zu schaffen haben. 

Damit hatten die Gesandten den einen Zweck ihrer 
Mission, in Dresden die Stimmung zu erkunden, nur zu gut 
erreicht, und noch konnte diese Erfahrung den Böhmen 
praktisch nützlich werden, insofern, als der Markgraf von 
Jägerndorf, welcher am 22. August wegen weiterer Instruk- 
tionen nach Prag gekommen war, am L September „eilends" 
abreiste, um mit seinen Truppen, die er in Nordböhmen zu- 
sammengezogen hatte, die Lausitzen zu decken.^) Tatsäch- 
lich gelang es ihm auch noch, Johann Georg zuvorzukommen 

"*) Diese Schreiben und die Antworten im 37. B. d. U. 

^3 Am 27. August; ebenda f. 74. 

Lebzelters Bericht vom 2fL Aug./B. Sept. (37 B. d. ü. 235): 
P.S.: „Ihr. Fürstl. Gn. der Markgraf von Jägerndorf sind vorgestern 
eilends nach Lausitz abgereist, dabin nicht allein derselben zu König- 
grätz liegende Volk, so 4000 Musquetier und 500 Pferde, marschiren, 
sondern auch aus Schlesien noch 5—6000 Mann und aus Ungarn 7—8000 
folgen sollen." 
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und durch die Besetzung Bautzens in der Oberlausitz festen 
Fuß zu fassen. Wie vorhin angedeutet, hatte Johann Georg 
die Absicht, eine Versammlung der Oberlausitzer Stände nach 
Bautzen zu berufen, um ihnen hier die kaiserliche Kommission 
zu eröffnen und sie zur freiwilligen Unterwerfung aufzufordern. 
Er hatte zu diesem Zwecke am 31. August dem oberlausitzer 
Landeshauptmann ein Schreiben überbringen lassen, worin 
er ihn ersuchte, die Stände für den 6. September zu be- 
rufen. 117 ) Diesen Plan einer friedlichen Besetzung der Lau- 
sitzen hatte der Markgraf von Jägerndorf nun vereitelt; es 
stand ein langwieriger Belagerungskrieg bevor. — 

U7 ) Kurfürst an den Landeshauptmann von Oberlausitz von Gerss- 
dorf, Dresden, 21. (31.) August (1 B. 0. L. S. f. 2). 
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Schlußwort. 



Die Eröffnung 1 des Exekutionskrieges in den Lausitzen 
schließt diese Entwicklung der sächsischen Politik ab : Johann 
Georg hatte sich endgültig für die Sache des Kaisers ent- 
schieden und war gleichzeitig seiner Vormachtstellung unter 
den Protestanten verlustig gegangen. Dieser Wechsel des 
politischen Systems in Sachsen läßt sich deutlich in seinen 
einzelnen Phasen verfolgen. Noch entsprachen Johann Georgs 
Ausgleichsversuche zwischen Ständen und Regierung in 
Böhmen ganz jener doppelseitigen Politik, aber es stellte 
sich dabei auch deren ganze Unfähigkeit heraus. Fühlte man 
auf der einen Seite die Verpflichtung, den protestantischen 
Ständen beizustehen, so war man auf der anderen Seite ge- 
zwungen, auf die befreundete östreichische Regierung Rück- 
sicht zu nehmen. Doch diese Neutralität des Dresdener Hofes 
begann mehr und mehr zu schwinden, je mehr die verhaßten 
Kalvinisten die Leitung des böhmischen Aufstandes in die 
Hand nahmen; sie verwandelte sich in direkte Feindschaft 
gegen die Böhmen in dem Augenblick, wo in Prag die Wahl 
des Pfalzgrafen an Stelle des für abgesetzt erklärten Ferdinand 
erfolgte. Denn jetzt schien das sächsische Staatsinteresse 
gefährdet zu sein, und die Folge des Ereignisses war ein 
enger Anschluß Kursachsens an den Kaiser, dessen Interesse 
jetzt mit dem eignen Hand in Hand ging. Keineswegs dachte 
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man aber daran, die protestantische Politik preiszugeben, 
vielmehr trat sie noch einmal voll in den Vordergrund. Man 
entwarf in Dresden den großen politischen Plan, die luthe- 
rischen Protestanten gegen das kalvinistische Königtum in 
Böhmen mobil zu machen und dem Kaiser zuzuführen. Dieser 
letzten Kraftanstrengung folgte jedoch der Sturz der sächsi- 
schen Macht unter den norddeutschen Reichsständen auf dem 
Fuße : Es ließen sich weder die ober- noch die niedersächsi- 
schen Kreisstände bereit finden, Johann Georg in seiner 
Politik zu folgen, und damit war er seiner bisherigen Macht- 
stellung entkleidet. 

Entgegen dieser vollständigen Niederlage, die Sachsen 
zwang, seine Politik jetzt allein weiterzuführen, standen die 
günstigen Angebote, die der Kaiser Johann Georg für seine 
Teilnahme antrug. So verdrängt auf der einen Seite, um- 
worben auf der anderen, ging Kursachsen jetzt vollends zum 
Kaiser über. 

War dieser Schritt, den Johann Georg nun getan hatte, 
vom sächsischen Standpunkte nur zu begreiflich, so bedeutete 
er für den deutschen Protestantismus den äußersten Tief- 
stand. In sich selbst uneins, im Bruderkrieg verblutend, war 
er nicht mehr fähig, seine Existenz selbst zu behaupten; 
einzig das Eingreifen fremder Mächte war noch imstande, 
ihn zu retten. 
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Ich, Theodor Schulze (ev. Konfess.), wurde geboren 
am 10. Juli 1878 zu Schiabendorf (Xiederlausitz) als Sohn des 
Pfarrers Theodor Schulze und seiner (f ) Ehefrau Helene geb. 
Schräber. Meinen ersten Unterricht erhielt ich privatim im Eltern- 
hause (Ostern 1884 — Michaelis 1888) ; darauf besuchte ich die 
Gymnasien zu Luckau (bis Michaelis 1896) und Guben. Nach- 
dem ich auf dem letzteren Michaelis 1898 die Reifeprüfung 
bestanden hatte, bezog ich die Universität Leipzig, um dort 
Philologie und Geschichte zu studieren. Im Sommersemester 
1900 studierte ich in Bonn, kehrte jedoch schon im folgenden 
Wintersemester wieder nach Leipzig zurück, wo ich mein 
Studium bis Ostern 1903 fortsetzte. 

Während meiner Studienzeit hörte ich: 

a) in Bonn: die Herren Professoren: v. Bezold, Franck, 
Hampe und Wilmanns; 

b) in Leipzig: die Herren Professoren: v. Bahder, Berger, 
Bücher, Buchholz, Götz, Heinze, Holz, Kaerst, Kötzschke, 
Lamprecht, Mareks, Ratzel, Schiller, Seeliger, Sieglin, Sievers, 
Studniczka, Wundt. 

An Übungen habe ich teilgenommen bei den Herren 
Professoren: Buchholz, Friedrich, Goetz, Holz, Immisch, 
Kaerst, Lamprecht, Mareks, Ratzel, Seeliger. 

Allen diesen Herren bin ich für die Anregung, die ich in 
ihren Vorlesungen und Übungen erhalten habe, zu großem Danke 
verpflichtet. Ganz besonderer Dank gebührt Herrn Professor 
Dr. Buchholz, welcher die vorliegende Arbeit angeregt und 
stets hilfsbereit in ihrem Fortgang gefördert hat. 
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